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Vorwort

Vorwort Mechtild	M.	Jansen	/	Mechthild	Veil

Das vorliegende Heft „Familien­
politiken und Alltagspraxis“ ba­
siert auf einer Veranstaltungsrei­
he der Hessischen Landeszen­
trale für politische Bildung, die 
in Kooperation mit dem Corne­
lia Goethe Centrum (CGC) der 
Johann Wolfgang Goethe­Uni­
versität Frankfurt am Main und 
dem Gemeinsamen Frauenfor­
schungszentrum der Hessischen 
Fachhochschulen (gFFZ) im März 
2004 in der Universität Frankfurt 
stattfand. Nachdem wir uns im 
Jahre 2003 bereits mit Familien­
politik in europäischer Perspek­
tive, „Familienpolitiken und Be­
treuungskulturen in Europa“ be­
schäftigt hatten, richtet sich unser 
Augenmerk in diesem Heft auf 
Alltag von Familien aus Sicht von 
Kindern und Eltern. Wir sind der 
Frage nachgegangen inwieweit 
Initiativen des Staates, der Betrie­
be und zivilgesellschaftliches En­
gagement zur Bewältigung des 
Familienalltags beitragen.
Die Beiträge befassen sich im 
ersten Teil mit verschiedenen Fa­
cetten von Familienpolitiken und 
der Vereinbarkeit von Leben und 
Arbeit: Friedhelm Hengsbach SJ 
und Alexandra Zimnik diskutie­
ren die parteipolitische Program­
matik, Karin Jurczyk und Andreas 
Lange die Fürsorgearbeit und 
deren Bedeutung für den Fami­
lienalltag und Arbeit; Mechthild 
Veil referiert die Erwartungshal­
tung von Eltern an eine moder­
ne Familienpolitik am Beispiel 
Frankreichs.

Der Frage, in welchem Verhältnis 
Familienzeiten und Arbeitszei­
ten und Arbeitszeitwünsche ste­
hen, widmen sich im zweiten Teil 
aus der Sicht von Müttern und 
Vätern Christina Klenner, Svenja 
Pfahl, Stefan Reuyß und Brigitte 
Stolz­Willig sowie aus Sicht der 
Kinder Rose Ahlheim und An­
dreas Lange. Uns ist es beson­
ders wichtig die Sicht der Kinder 
auf den Familienalltag und ihre 
Wünsche und Bedürfnisse mit 
ein zu beziehen.
Im dritten Teil diskutieren Thomas 
Wieseler vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend und Stefan Becker von 
der Hertie Stiftung die Famili­
enfreundlichkeit der Betriebe. 
Cornelia Lange vom Hessischen 
Sozialministerium stellt die fami­
lienpolitischen Perspektiven der 
Hessischen Landesregierung vor. 
Ute Gerhard setzt sich abschlie­
ßend für einen notwendigen und 
längst überfälligen Perspektiven­
wechsel in der Familien­ und So­
zialpolitik ein.
So unterschiedlich die Sichtwei­
sen und Themenfelder der Bei­
träge auch sind, so schält sich 
doch ein vorläufiges Resümee 
heraus: Eine normativ überhöh­
te Familienpolitik, die wenig mit 
der Alltagspraxis von Famili­
en rückgekoppelt ist, kann den 
Wünschen und Bedürfnissen von 
Eltern und Kindern nicht gerecht 
werden.
Es stimmt uns nachdenklich, dass 
alle wesentlichen Argumente, 
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z.B. „unterschiedliche Lebensfüh­
rung und Zeitprobleme von Män­
nern und Frauen“ und die Frage, 
„Kann Frau sich noch Familie leis­
ten?“, bereits vor zehn Jahren im 
Polis­Heft 17, erschienen unter 
dem Titel „Für Frauen eine Rolle 
vorwärts – eine Rolle rückwärts? 
Familienleben heute. Von Liebe – 
Zeit – Geld – Macht“, vorgebracht 
wurden.
Nachdem Familienpolitik nahezu 
ausschließlich „für und mit Frau­
en“ diskutiert worden ist, hoffen 

wir nun, dass das Thema, in der 
Mitte der Gesellschaft angekom­
men, alle Politikfelder durchzie­
hen wird und Männer und Frauen, 
Väter und Mütter sich gleicher­
maßen angesprochen fühlen. Zu­
versichtlich gehen wir davon aus, 
dass es unsere Enkel und Enkelin­
nen besser ausfechten werden.
 

Mechtild M. Jansen 
Mechthild Veil 
Oktober 2004
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Die Parteien haben vor und nach 
der Wahl zum deutschen Bundes­
tag 2002 die Familien entdeckt. 
Alle bekennen sich zur Familie, 
die nicht als Auslaufmodell oder 
fossiles Sozialmodell angesehen 
wird. Immerhin leben 80% der 
Bevölkerung im Familienzusam­
menhang und antworten auf die 
Frage, ob sie die Familie hoch 
schätzen, positiv. Dem wollen die 
Parteien nicht nachstehen. Alle 
Parteien erklären ihre Absicht, 
die Familie in den Mittelpunkt 
ihrer Politik zu stellen. Aber trotz 
ähnlich lautender Bekenntnisse 
zur Familie sind die milieubeding­
ten normativen Divergenzen der 
Familienbilder und Reformprofile 
in den Parteien nicht zu überse­
hen, wenngleich deren operative 
Reformpolitik stark angenähert 
sind. Unsere Überlegungen kon­
zentrieren sich auf die Debatte 
um die Vereinbarkeit von Er­
werbs­ und Familienarbeit und 
beziehen sich auf Parteiprogram­
me, programmatische Reden und 
Parteitagsbeschlüsse seit 2002.

Normativ aufgeladen:  
das Familienbild 

Alle Parteien überbieten sich da­
rin zu versichern, dass sie nicht auf 

Friedhelm Hengsbach SJ und Alexandra Zimnik

Die Familiendebatte der Parteien –  
normativ aufgeladen, funktional 
anschlussfähig

ein normativ bestimmtes Famili­
enbild fixiert seien. So definieren 
sie mehrheitlich die Familie als Zu­
sammenleben mehrerer Genera­
tionen, wo Kinder und Eltern sind. 
Sie stimmen darin überein, dass 
Kinder ein Armutsrisiko darstellen 
und versprechen, die finanzielle 
Lage der Familien zu verbessern. 
Sie registrieren den Konflikt vieler 
Eltern, der dadurch entsteht, dass 
sie den Wunsch, erwerbstätig zu 
sein, mit der Verantwortung für 
die Kindererziehung vereinbaren 
möchten, und sichern zu, sich für 
mehr Einrichtungen der Kinderbe­
treuung einzusetzen. Alle Parteien 
würdigen die wichtige Rolle der 
Familie für die Gesellschaft. An­
gesichts der Diskrepanz zwischen 
der anerkannten Bedeutung der 
Familien für die Gesellschaft und 
deren tatsächlicher Lage sagen 
sie groß angelegte Reformen zu, 
die jedoch in der Durchführung 
weniger spektakulär ausfallen 
und in kleinförmige Reparaturen 
einmünden. Trotz des verbalen 
Gleichklangs weisen die Famili­
enbilder große normative Diffe­
renzen auf. Wir unterscheiden im 
folgenden zwischen den Definiti­
onsversuchen der Parteien, was 
Familie sei, und ihren Aussagen 
zur gesellschaftlichen Rolle, die 
sie der Familie zuweisen.

Alle Parteien erklären 
ihre Absicht, die  

Familie in den Mittel-
punkt ihrer Politik zu 
stellen, und verspre-
chen, die finanzielle 
Lage der Familien zu 

verbessern.
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Was ist Familie?

Für die CDU/CSU ist Familie 
„überall dort, wo Eltern für Kin­
der und Kinder für Eltern Ver­
antwortung tragen.“1 Die bür­
gerlich­konservativen Parteien 
vermuten die beste Grundlage 
für diese dauerhafte Verantwor­
tungsgemeinschaft in der Ehe 
und halten dementsprechend 
daran fest, „dass die Ehe als In­
stitution einer auf Lebenszeit an­
gelegten Beziehung in unserer 
Verfassungsordnung besonders 
geschützt bleibt.“2 Obwohl die 
Union registriert, dass die Zahl 
der Eheschließungen rückläufig 
ist und zunehmend neue Famili­
en­ und Partnerschaftsstrukturen 
entstehen, wird eine rechtliche 
Gleichstellung anderer Lebens­
gemeinschaften mit der Ehe ent­
schieden abgelehnt, da bei einer 
solchen Gleichstellung Ehe und 
Familie als Keimzelle unserer Ge­
sellschaft missachtet würde.3

Die SPD definiert die Familie von 
den Kindern her: „Für uns ist sie 
dort, wo Kinder sind, ob ehe­
lich oder nicht ehelich, leiblich 
oder adoptiert, mit einem oder 
mehreren Elternteilen, mit Eltern 
nationaler oder internationaler 
Herkunft, genauso wie die gleich­
geschlechtliche Lebenspartner­
schaft mit Kindern.“4 In Familien 
übernehmen Eltern, Großeltern 
und Kinder Verantwortung für­
einander. Familien sind die erste 
und wichtigste Instanz für Erzie­
hung, Persönlichkeits­ und Cha­
rakterbildung.
Bündnis 90/Die Grünen gehen 
von einem offenen Familienbegriff 

aus: Familie ist, wo Kinder sind. Sie 
beobachten in der Gesellschaft 
klassische Familien neben unver­
heirateten Paaren, biologische 
Eltern neben sozialen Eltern, Kin­
der desselben Elternpaares ne­
ben Kindern von geschiedenen, 
wieder verheirateten Paaren, Kin­
der mit Eltern unterschiedlichen 
Geschlechts neben Kindern mit 
gleichgeschlechtlichen Paaren. 
Die Pluralität der Lebensentwürfe 
wird von den Grünen als freie Ent­
scheidung von Frauen und Män­
nern akzeptiert. Den Vorrang ei­
nes Lebensentwurfes vor anderen 
lehnen die Grünen, gerade im Hin­
blick auf das Wohl der Kinder, ab: 
„Unsere Politik gilt allen Kindern, 
ganz egal in welchen Lebensge­
meinschaften sie aufwachsen.“5

Die PDS schlägt einen neuen 
Familienbegriff vor: „Familie ist 
da, wo Nähe ist.“6 Die Sozialisten 
gehen auf die Pluralisierung der 
Lebensformen ein und betonen, 
dass die auf Eheschließung beru­
hende Kleinfamilie nur eine mög­
liche Lebensweise von vielen ist: 
„So verstanden kann es sich bei 
Familie um Verwandte im ur­
sprünglichen Sinn, aber auch um 
selbstgewählte Wahlverwandt­
schaften handeln. Die Betreffen­
den können verheiratet sein oder 
nicht, hetero­, homo­ oder bise­
xuell sein, mit Kindern zusam­
menleben oder ohne.“7 Gerade 
aufgrund dieser Veränderungen 
des familialen Zusammenlebens 
hätten soziale Netzwerke im Le­
ben der meisten Menschen an 
Bedeutung gewonnen. Aller­
dings beschränkten sich soziale 
Bindungen nicht mehr allein auf 
die Herkunftsfamilie oder auf die 

Familie ist „… jede  
Verantwortungs- 

gemeinschaft mit  
Kindern.“
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Partnerschaft, sondern würden 
nun vermehrt auf den Freun­
deskreis ausgeweitet: „Oft sind 
Freundinnen, Freunde und Wahl­
verwandte die dauerhafteren und 
verlässlicheren Konstanten im Le­
ben eines Menschen, als der je­
weilige Partner bzw. die jeweilige 
Partnerin.“8 
Die FDP scheint von der Famili­
endebatte der anderen Parteien 
überrascht zu sein. Das Thema 
Familie stand nicht im Mittelpunkt 
konzeptioneller Überlegungen 
der liberalen Partei. Neben der 
Ehe, die auch weiterhin unter dem 
besonderen Schutz des Staates 
stehen soll, gibt es viele unter­
schiedliche Lebensentwürfe, 
denen die FDP gerecht werden 
will: „Für die FDP ist deshalb Fa­
milie nicht nur die klassische Ehe, 
sondern jede Verantwortungsge­
meinschaft mit Kindern.“9

Die gesellschaftliche Rolle

Schutzraum /  
Grundpfeiler der Gesellschaft
Für die CDU/CSU ist die Familie 
eine relativ geschlossene Einheit, 
deren Eigenständigkeit und Inte­
grität gegenüber gesellschaftli­
chen Übergriffen der Rechtsstaat 
zu garantieren hat. Sie ist ein 
Lernort, wo Freiheit, verlässliche 
Beziehungen und die Regeln des 
Zusammenlebens erfahren wer­
den, wo Menschen in selbstbe­
stimmte Verantwortung und in 
die Solidarität des Helfens und 
Teilens hineinwachsen, wo Bür­
gersein, aktives gesellschaftli­
ches Engagement und kulturelle 

Normen eingeübt werden. Die 
Familie ist eine natürliche Le­
bensform und Grundpfeiler der 
modernen Gesellschaft, ein alter­
nativer Schutzraum und lebens­
weltlicher Kontrapunkt zur hoch­
technischen Wissensgesellschaft 
und Marktökonomie. Die CDU/
CSU betont die wichtige Rolle 
der Familie beim Generationen­
vertrag, welcher die Grundlage 
unseres sozialen Sicherungssys­
tems darstelle. Eine Gesellschaft, 
in der immer weniger Kinder 
geboren werden, verspiele ihre 
Zukunft. Mit Hilfe einer aktiven 
Familienpolitik will die Union 
daher Anreize für eine höhere 
Geburtenrate schaffen, um wie­
der demographische Stabilität 
in Deutschland herzustellen. Die 
CDU/CSU fordert, alle einschlä­
gigen künftigen Gesetze einer 
Familienverträglichkeitsprüfung 
zu unterziehen.10 Zudem dürf­
ten Familien mit Problemen der 
Kindererziehung oder der Haus­
haltsführung nicht allein gelassen 
werden. Deshalb will die Union 
die Erziehungskompetenz der 
Eltern stärken und ihnen „Wege 
aufzeigen, wie man eine Familie 
erfolgreich managen kann.“11 Das 
Angebot an Familienbildung und 
Familienberatung soll erweitert 
werden, um „Überforderungen 
bei Erwachsenen und Kindern 
abzubauen sowie Eltern­Kind 
Konflikte und Konflikte unter den 
Eltern zu entschärfen.“12 

Demographische, sozioökonomi-
sche Ressource
Die SPD widmet neuerdings der 
demographischen Entwicklung 

„Wege aufzeigen, 
wie man eine Familie 
erfolgreich managen 

kann.“
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und den Finanzierungsproble­
men der gesetzlichen Renten­
versicherung eine intensive Auf­
merksamkeit. Dem weiteren Ab­
sinken der Geburtenrate könnte 
eine behutsam bevölkerungsbe­
wusste Familienpolitik zuvorkom­
men. Zu wenig Kinder und eine 
weiter schrumpfende Bevölke­
rung würden sich negativ auf das 
Wirtschaftswachstum und die 
kaufkräftige Nachfrage, das Inno­
vationspotential, das Arbeitskräf­
teangebot, die Arbeitsproduk­
tivität und die Finanzierbarkeit 
der sozialen Sicherungssysteme 
sowie auf die angemessene Nut­
zung vorhandener Immobilien 
auswirken. Um der Alterung der 
Gesellschaft entgegenzuwirken 
und das Erwerbspersonenpo­
tential zu stabilisieren, verfolgen 
die Sozialdemokraten zwei Ziele: 
Zum einen eine Trendumkehr in 
der Geburtenentwicklung und 
zum anderen die Erhöhung der 
Frauenerwerbsquote. Diese Ziele 
sollen mit Hilfe der Kombination 
von unterstützender Infrastruktur 
in Form von Kinderbetreuungs­
einrichtungen sowie einer bes­
seren Balance von Familie und 
Arbeitswelt erreicht werden. Aus 
ökonomischer Sicht sei die Ent­
scheidung für oder gegen Kinder 
das Ergebnis einer Kosten­Nut­
zen­Rechnung. Sind die anfallen­
den Kosten eines Kindes zu hoch, 
d.h. übersteigen sie den zu er­
wartenden Nutzen, entscheiden 
sich Paare gegen Kinder. Obwohl 
es unzureichend ist, die Kosten 
eines Kindes, welche durch Erzie­
hung, Güterkonsum und Einkom­
mensverlust entstehen, mit dem 
kindlichen Nutzen, der zuerst im 

emotionalen Bereich liegt, aufzu­
wiegen, ermögliche eine Fokus­
sierung auf den ökonomischen 
Aspekt, gerade den Bereich des 
Geburtenverhaltens zu untersu­
chen, in dem familienpolitische 
Maßnahmen wirken könnten. 
Letztendlich sei es einfacher, die 
finanzielle Situation eines Haus­
haltes aufzuwerten, als kulturelle 
und historisch verfestigte Gege­
benheiten zu verändern.13 Mit die­
sem Wechsel der Blickrichtung 
scheint die traditionelle sozial­
demokratische Akzentsetzung, 
Familienpolitik in erster Linie zur 
Emanzipation und Gleichstellung 
von Frauen zu betreiben, abge­
schwächt zu werden.

Geschlechterdemokratie
Für Bündnis 90/Die Grünen sind 
Familie und Gesellschaft wech­
selseitig offene Systeme. Demo­
kratie ist nicht in erster Linie staat­
liche Herrschaftsform, sondern 
Lebensform. Direkte Geschlech­
terdemokratie wird als Leitbild 
sowohl für die Familie als auch 
für die Gesellschaft eingefordert. 
Deshalb müssen die Männer und 
deren Lebensqualität viel stärker 
in familienpolitische Reflexionen 
über autonome Lebensentwürfe 
einbezogen werden. Derzeit je­
doch geht es in erster Linie da­
rum, die Rechte der Kinder als 
eigenständige Persönlichkeiten 
einzulösen. Aufgrund der Tatsa­
che, dass Kinder am längsten mit 
den Folgen heutiger Politik leben 
müssen, stellen die Grünen be­
wusst Kinder in den Mittelpunkt 
ihrer Politik: „Kinderpolitik ist 
für uns Bündnisgrüne ein Quer­
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schnittsthema.“14 Jedes Kind ist 
ein Rechtssubjekt. Eine Politik 
„auf Kindernasenhöhe“ würde 
beispielsweise bei der abgasar­
men, verkehrsberuhigten Stadt­
sanierung andere Prioritäten als 
die bisher üblichen setzen: „[...] 
– auch wenn das für manche lä­
cherlich klingt. Aber in Kinder­
nasenhöhe bekommt man zum 
Beispiel mehr Schadstoffe ab. 
Deswegen müssen Grenzwerte 
bezogen auf den kindlichen Kör­
per festgelegt werden.“15

Rechte der Kinder
Die PDS setzt sich dafür ein, dass 
Kinder als eigenständige Sub­
jekte mit eigenen Rechtsansprü­
chen wahrgenommen werden. 
Die Forderung nach Gleichstel­
lung aller Lebensentwürfe hat für 
die Sozialisten die Konsequenz, 
dass alle Privilegien der Ehe ab­
geschafft werden müssen. Die 
Partei will nicht länger die Ehe, 
sondern Kinder fördern: „Nicht 
eine bestimmte Lebensweise 
– die Ehe oder die eingetragene 
Lebenspartnerschaft – rechtfer­
tigt eine besondere Förderung, 
sondern das Zusammenleben mit 
Kindern.“16 Anders als in der BRD 
waren Frauen in der DDR voll­
ständig in den Erwerbsprozess 
integriert. Dennoch hat die Er­
werbstätigkeit von Frauen nicht 
zu einem Rückgang der Gebur­
tenrate geführt, da die Vereinbar­
keit von Familie und Beruf durch 
ein flächendeckendes Angebot 
von Kinderbetreuungseinrichtun­
gen möglich war. Es gab zudem 
arbeitsrechtlich abgesicherte Hil­
fen, wie z.B. Arbeitsbefreiung bei 

Krankheit des Kindes, welche die 
Doppelbelastung von Erwerbs­ 
und Familienarbeit erleichterten. 
Jedoch darf nicht außer Acht 
gelassen werden, dass in der 
DDR ausschließlich Frauen die 
Adressaten dieser Hilfen waren. 
Trotz selbstverständlicher Müt­
tererwerbstätigkeit haben sich 
geschlechtsspezifische Rollen­
muster zu Lasten der Frauen he­
rausgebildet.17 Die PDS will Frau­
en und Männern einen gleichbe­
rechtigten Zugang zum Erwerbs­
leben ermöglichen. Ziel ist eine 
Vereinbarkeit von Kind und Beruf, 
die nicht nur ein Frauenproblem 
bleiben darf, sondern die für 
Mütter, Väter und andere soziale 
Bezugspersonen gleichermaßen 
möglich und selbstverständlich 
sein muss.18

Natürliches Elternrecht
Die FDP betont das verfassungs­
feste natürliche Recht der Eltern 
zur Pflege und Erziehung der Kin­
der, woraus folgt, dass sie dazu 
auch an erster Stelle verpflichtet 
sind. Es sei allerdings notwendig, 
dass der Staat kinder­ und famili­
enfreundliche Rahmenbedingun­
gen schaffe, um Frauen und Män­
ner in ihrer Entscheidung für Kin­
der zu bestärken. Da die Grund­
lagen für die „Bildungskarriere“ 
unserer Kinder bereits in den ers­
ten Lebensjahren gelegt würden, 
sieht die FDP vor, die Ausbildung 
von Erzieherinnen und Erziehern 
im Hinblick auf eine vorschulische 
Erziehung zu verbessern.19 
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Funktional anschlussfähig:  
Die Vereinbarkeit von Er-
werbs- und Familienarbeit

Die gesellschaftliche Rolle, die 
der Familie von den Parteien zu­
gewiesen wird, ist stark normativ 
besetzt. Diese normative Aufla­
dung der Parteiendebatte, inso­
fern die Familie unter dem Blick­
winkel eines Schutzraums und 
Grundpfeilers der Gesellschaft, ei­
ner demographischen und sozio­ 
ökonomischen Ressource, eines 
Lernorts der Geschlechterde­
mokratie, der Anerkennung der 
Rechte von Kindern oder eines 
natürlichen Elternrechts model­
liert wird, fließt in die Debatte um 
die Vereinbarkeit von Erwerbsar­
beit und Familienarbeit ein. Die­
sem Transfer des soziokulturellen, 
ökonomischen, feministischen, 
eltern­ oder kindergerechten 
Blickwinkels wollen wir im folgen­
den reflexiv nachgehen. Die funk­
tionale Anschlussfähigkeit glie­
dern wir in zwei Gesichtspunkte: 
Erstens stellen wir einen starken 
Zusammenhang zwischen den je­
weiligen normativen Leitbildern 
und den Reformprofilen fest. Die 
Reformprofile sind anschlussfä­
hig an die Leitbilder der eigenen 
Partei, lassen jedoch eine deut­
liche Divergenz zu den Reform­
profilen der anderen Parteien er­
kennen, welche Akzente bei der 
Regelung der Vereinbarkeit von 
Erwerbstätigkeit und Familienar­
beit zu setzen sind. Zweitens re­
gistrieren wir eine ebenso deutli­
che Konvergenz in der operativen 
Reformpolitik der Parteien.

Divergenz  
der Reformprofile

Wahlfreiheit / Familiengeld
Die CDU/CSU kann sich Männer 
vorstellen, die das Ein­Ernährer­
Modell der herkömmlichen deut­
schen Kleinfamilie überwinden 
wollen. Bei den Frauen stellt die 
Partei eine größere Entschlos­
senheit fest, dieses Modell abzu­
lehnen, das sie ausschließlich auf 
Haushalt und Kindererziehung 
ausrichtet. Dennoch rechnen die 
„christlichen“ Parteien mit einer 
Vielzahl von Frauen, die sich zu­
mindest eine gewisse Zeit allein 
den Kindern widmen möchten. 
Deshalb plädieren sie für eine 
Wahlfreiheit der Frauen, entwe­
der ununterbrochen voll­ oder 
teilerwerbstätig zu sein oder 
die Phasen der Erwerbstätigkeit 
durch eine private Erziehungszeit 
zu unterbrechen. Mütter, die sich 
ausschließlich der Erziehung ihrer 
Kinder widmen möchten, dürften 
sich nicht länger als Frauen zwei­
ter Klasse fühlen. Ziel der CDU/
CSU ist die ideelle und materiel­
le Aufwertung der Familienarbeit 
gegenüber der Erwerbsarbeit. 
Die finanziellen Leistungen des 
Staates sollen in der Höhe so be­
messen sein, dass einem Elternteil 
eine ausschließliche Wahrneh­
mung von Familienarbeit möglich 
ist, ohne gravierende finanzielle 
Einbußen gegenüber Kinderlosen 
befürchten zu müssen. Die Union 
strebt deshalb die Einführung des 
sogenannten Familiengeldes, das 
weit über das bisherige Kinder­ 
und Erziehungsgeld hinausgeht, 
an.20 

Die Reformprofile  
sind anschlussfähig 
an die Leitbilder der 

eigenen Partei, lassen 
jedoch eine deutliche 

Divergenz zu den  
Reformprofilen der 

anderen Parteien  
erkennen.
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Mit dem Familiengeld wird zwar 
eine finanzielle Anerkennung von 
Fürsorgearbeit erreicht, aber eine 
ideelle Aufwertung von Erzie­
hungsarbeit gelingt mit diesem 
Modell sicher nicht. Zudem läuft 
dieses Konzept einer Erleichte­
rung der Vereinbarkeit von Fami­
lie und Beruf zuwider und trägt 
vielmehr dazu bei, alte Rollenbil­
der zu zementieren. Obwohl die 
CDU/CSU betont, sie wolle ins­
besondere Männer ermutigen, 
sich stärker an der Familienarbeit 
zu beteiligen, besteht die Gefahr 
„einer Einrichtung zweier, stark 
traditionell geschlechtsspezifisch 
ausgelegter Arbeits­ (und Lebens­
)wege, wonach Männer überwie­
gend auf Erwerbsarbeit und Frau­
en/Mütter überwiegend auf den 
Fürsorgeaspekt konzentriert wer­
den.“21 Das Familiengeld schafft 
Anreize, in der Erziehungszeit auf 
Erwerbstätigkeit zu verzichten. Ein 
vorübergehender Ausstieg kann 
aber aufgrund der derzeitigen 
Verfassung des Arbeitsmarktes 
leicht zu einem grundsätzlichen 
Ausstieg wider Willen werden. Es 
besteht die Gefahr, dass das Fa­
miliengeld zwar den Ausstieg aus 
der Erwerbstätigkeit, nicht aber 
den Wiedereinstieg fördert.
Die CDU/CSU ist die einzige Par­
teiengruppierung, die an dem 
herkömmlichen Ehegattensplit­
ting festhält. Friedrich Merz (der 
im Oktober 2004 zurück getrete­
ne Finanzexperte der CDU) betont 
den im Grundgesetz verankerten 
Schutz von Ehe und Familie, der 
auch in einer gerechten Besteue­
rung ausgedrückt werden müsse. 
Eine Entlastung für Familien sieht 
Merz vor allem in der Erhöhung 

der Kinderfreibeträge. Er schlägt 
weiter vor, dass der Bezug von 
Kindergeld nur noch Eltern zuste­
hen soll, die tatsächlich auf diese 
Leistung angewiesen sind.22

Vollerwerbsarbeit / Elternzeit
Da die SPD die Emanzipation 
der Frauen vorrangig durch die 
gleichrangige Beteiligung an der 
Erwerbsarbeit verwirklicht sieht, 
sollen nach den enttäuschenden 
Erfahrungen, die mit einer part­
nerschaftlichen Vereinbarung 
zwischen Regierung und Unter­
nehmen gemacht worden sind, 
gesetzliche Auflagen die Wirt­
schaft zu einer Personalplanung 
zwingen, die den Frauen mehr 
Chancen einer vollwertigen Er­
werbsarbeit eröffnet. Tatsächlich 
werden ja Mini­Jobs, Teilzeitar­
beit, prekäre Beschäftigungs­
verhältnisse und haushaltsnahe 
Dienstleistungen ganz überwie­
gend von Frauen ausgeübt. 
Die Sozialdemokraten haben er­
kannt, dass das herkömmliche 
Ehegattensplitting das männliche 
Allein­Ernährer­Modell fördert. 
Die SPD strebt daher eine Umge­
staltung des Ehegattensplittings 
zu Gunsten der Förderung von 
Kindern an. Hierfür sei allerdings 
sorgfältige Prüfung und gesetz­
geberische Vorbereitung nötig.23 
Die Umgestaltung des Ehegat­
tensplittings in ein Familien­
splitting wird abgelehnt, da der 
Splittingeffekt bei den höheren 
Einkommensklassen voll, bei den 
niedrigen Einkommensklassen 
jedoch nur eingeschränkt oder 
gar nicht zum Tragen käme. Bert 
Rürup und Sandra Gruescu schla­

Es besteht die Gefahr, 
dass das Familiengeld 
zwar den Ausstieg aus 

der Erwerbstätigkeit, 
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gen ein Ehegattenrealsplitting 
vor, bei dem der eine Ehepartner 
dem anderen einen fiktiven Be­
trag in der Höhe des Unterhalts­
betrages zukommen ließe, den 
er von seinem zu versteuernden 
Einkommen abziehen könnte. 
Der andere Partner müsste die­
sen Unterhalt genauso wie ein 
mögliches Erwerbseinkommen 
versteuern.24

Mit dem neuen Bundeserzie­
hungsgeldgesetz (BErzGG) wur­
de die Elternzeit, früher Erzie­
hungsurlaub, flexibilisiert. Neu  
bei diesem Gesetz ist erstens, 
dass Mütter und Väter jetzt 
gleichzeitig Elternzeit nehmen 
können. Zweitens kann nun jeder 
Elternteil während der Elternzeit 
bis zu 30 Wochenstunden arbei­
ten, verbunden mit dem Recht 
wieder zur vorherigen Arbeitszeit 
zurückzukehren. Die Dauer der 
Elternzeit beträgt drei Jahre, wo­
bei ein Jahr mit Zustimmung des 
Arbeitgebers bis zum achten Le­
bensjahr des Kindes aufgespart 
werden kann.25 Der Gesetzge­
ber geht davon aus, dass durch 
die Neuregelung der Elternzeit 
ideale Rahmenbedingungen ge­
schaffen worden sind, um die 
traditionellen Vorstellungen des 
Drei­Phasen­Modells weiblicher 
Erwerbstätigkeit und des männ­
lichen Allein­Ernährer­Modells 
zu Gunsten einer partnerschaft­
lichen Aufgabenverteilung zwi­
schen Männern und Frauen zu 
überwinden. Dennoch ist der An­
teil der Väter, die Elternzeit bean­
tragen, erschreckend gering. Im 
Jahr 2000 lag er beim Erstantrag 
bei 1,6% und beim Zweitantrag 

bei 2,4%.26 Auch der erhobene 
Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit 
erzielt eine stärkere Beteiligung 
der Väter an der Erziehungsar­
beit. Das Angebot an (qualifi­
zierten) Teilzeitarbeitsplätzen 
ist jedoch ungenügend und in 
jedem Fall ist eine Entscheidung 
für Teilzeitarbeit mit strukturellen 
Nachteilen und verschlechterten 
Aufstiegschancen verbunden.27 
Männer sind daher größtenteils 
nicht dazu bereit, eine Teilzeit­
arbeitsstelle anzunehmen. Das 
Erziehungsgeld des Bundes ist 
nach dem Verständnis der SPD 
keine Lohnersatzleistung, son­
dern eine aus Steuern finanzierte 
einkommensabhängige Familien­
leistung für Männer und Frauen. 
Es stellt eine „Anerkennung für 
die besonders wichtige persönli­
che Betreuung des Kindes in sei­
nen ersten Lebensjahren“28 dar. 
Die Einkommensgrenzen für die 
Inanspruchnahme in den ersten 
sechs Lebensmonaten des Kin­
des sind deutlich höher als in der 
Zeit danach, so dass der Anteil 
der Eltern, die in den ersten sechs 
Monaten kein Erziehungsgeld 
erhalten, bei nur 0,5% liegt. Für 
die Zeit ab dem siebten Lebens­
monat bestehen jeweils Einkom­
mensgrenzen für das ungekürzte 
und das verringerte Erziehungs­
geld. In der Berechnung wird nur 
das steuerpflichtige Einkommen 
der Eltern berücksichtigt. Bei Un­
terbrechung der Erwerbstätigkeit 
spielt das vorherige Erwerbsein­
kommen der Erziehungsgeld­
empfänger und ­empfängerin­
nen keine Rolle. Voraussetzung 
für die Inanspruchnahme ist u.a. 
der Verzicht auf eine gleichzeiti­

Dennoch ist der Anteil 
der Väter, die  
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ge Erwerbstätigkeit, die mehr als 
30 Wochenstunden umfasst.29

Trotz der gesetzlichen Rahmen­
bedingungen zur Gleichstellung 
von Männern und Frauen hat die 
sozialdemokratische Politik nicht 
verhindern können, dass es al­
lein die Frauen sind, welche die 
Schwierigkeiten der Vereinbar­
keit bewältigen müssen. Frauen 
werden verstärkt in die Erwerbs­
arbeit gedrängt, so dass sie dann 
einen Spagat zwischen Beruf 
und Familie vollführen müssen: 
„Leitbild ist die teilzeitarbeiten­
de Mutter, ohne dass allerdings 
familienpolitische Leistungen die 
Teilzeitstrategien von Müttern 
ausreichend sozial abfedern.“30 
Frauen wird also eine Doppelbe­
lastung zugemutet, da ihre Wahl­
freiheit lediglich dahingehend 
erweitert wird, dass sie nun eine 
Wahlfreiheit zur Erwerbstätig­
keit mit Kindern erhalten. Frau­
en, die dieser Doppelbelastung 
nicht gewachsen sind, verzichten 
zwangsläufig auf Kinder oder auf 
ihre Berufstätigkeit. 

Paritätische Erziehungszeit / Kin-
der-Grundsicherung
Bündnis 90/Die Grünen kritisie­
ren die schlechteren Berufs­ und 
Aufstiegschancen der Frauen, 
obwohl diese vielfach besser 
qualifiziert sind. Sie beklagen den 
Karriereknick, den Frauen im An­
schluss an Kindererziehungszei­
ten zu bewältigen haben, und ver­
missen frauenfreundliche Struk­
turen und Personalplanungen in 
den Betrieben. Um zu erreichen, 
dass die Erziehungszeiten part­
nerschaftlich zwischen Männern 

und Frauen aufgeteilt werden, 
wollen sie das schwedische Mo­
dell prüfen lassen. In Schweden 
nämlich sind die Lohnersatzleis­
tungen, die den Eltern gezahlt 
werden, daran gekoppelt, dass 
diese die Erziehungszeit paritä­
tisch untereinander aufteilen.31 
Im übrigen stehen die Kinder im 
Mittelpunkt der Familienpolitik 
von Bündnis 90/Die Grünen. Die­
se Option drückt sich darin aus, 
dass die finanzielle Förderung als 
eine Kinder­Grundsicherung ge­
staltet werden soll. Für eine bes­
sere Vereinbarkeit von Kindern 
und Beruf wird eine steuerliche 
Abzugsfähigkeit von Betreuungs­
kosten bereits ab dem ersten 
Euro angestrebt.

Vereinbarkeitsgesetz / Zeitkonto
Die PDS wehrt sich gegen die 
verklärende Idealisierung von 
Ehe und Familie. Beide sind auch 
Ort von Hass und Gewalt. 80% 
der Fälle von sexualisierter Ge­
walt gegen Kinder und 90% der 
Gewalttaten gegen Frauen er­
eignen sich in deren familiärem 
Umfeld. Für die PDS besteht also 
kein Grund, die Ehe weiterhin 
steuerrechtlich zu fördern. Die 
Partei strebt eine Abschaffung 
des Ehegattensplittings zu Guns­
ten einer von der Lebensweise 
unabhängigen Individualbesteu­
erung an. Eine Umwandlung des 
Ehegattensplittings würde be­
trächtliche Finanzmittel freiset­
zen, die wiederum für die Entlas­
tung von Menschen mit Kindern 
aufgewandt werden könnten. Die 
PDS sieht daher zum einen eine 
Erhöhung des vom Einkommen 

… dass die finanzielle 
Förderung als eine 
Kinder-Grundsicherung 
gestaltet werden soll.
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unabhängigen Kindergeldes auf 
210 € vor, zum anderen fordert 
sie eine Zulage für einkommens­
schwache Familien, um Kinder 
aus der Sozialhilfe herauszuho­
len. Kinderfreibeträge, die aus­
schließlich Höherverdienenden 
einen Vorteil bringen, sollten ab­
geschafft werden.32 
Die PDS will die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf gesetzlich 
verankern. In dem Entwurf für ein 
Vereinbarkeitsgesetz, der dem 
Bundestag vorgelegt worden ist, 
wird die berufliche Freistellung 
in Form eines zwölfmonatigen 
Zeitkontos für Frauen und auch 
für Männer, die ein Kind im Alter 
von bis zu 14 Jahren betreuen, 
vorgeschlagen. Dieses Zeitkonto 
wäre nicht übertragbar und ver­
fiele, wenn es nicht in Anspruch 
genommen wird. Während der 
Freistellung würde eine Lohner­
satzleistung gezahlt. Zusätzlich 
stünde ein weiteres Zeitkonto von 
sechs Monaten zur Verfügung, 
das zwischen den Eltern über­
tragbar wäre. Dieses Zeitkonto 
dürfte bis zum 14. Lebensjahr des 
Kindes genutzt werden. Während 
der Inanspruchnahme bestünde 
das Recht auf eine Grundsiche­
rung. Ziel des Gesetzes ist die 
verstärkte Beteiligung von Vätern 
bei Erziehungsaufgaben. Lohner­
satzleistung und Grundsicherung 
sollen verhindern, dass Familien 
während der beruflichen Freistel­
lung größere finanzielle Einbu­
ßen haben.33 
Das Modell der PDS, eine flexible, 
nicht übertragbare Freistellung 
von 12 Monaten mit Anspruch 
auf Lohnersatzleistung einzufüh­

ren, wird in ähnlicher Form auch 
in den skandinavischen Ländern 
praktiziert. Durch dieses Projekt 
stieg in Schweden der Anteil der 
Väter, die bezahlte Elternzeit in 
Anspruch nehmen immerhin von 
2,8% im Jahre 1974 auf 36,2% im 
Jahre 1999. Dieser Anteil ist im 
Vergleich zu anderen Ländern 
zwar sehr hoch, dennoch darf 
nicht übersehen werden, dass 
Väter nur ca. 11% der zur Verfü­
gung stehenden Gesamtzeit nut­
zen.34 Damit sich Eltern mehr Zeit 
für ihre Kinder nehmen können, 
setzt sich die PDS als einzige Par­
tei zusätzlich zum Rechtsanspruch 
auf Arbeitszeitreduzierung wäh­
rend der Erziehungszeit für eine 
grundsätzliche Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit ein: „Wir hal­
ten die Verkürzung der Wochen­
arbeitszeit auf 35 und bald schon 
auf 30 Stunden für die sozial 
verträglichste Form der Umver­
teilung vorhandener Arbeit. Sie 
schafft mehr Raum für Erziehung 
und vergrößert das wöchentliche 
Zeitfenster für soziale Kontakte, 
Kultur oder gesellschaftliches En­
gagement.“35

Steuerfreibetrag / Kita-Gutschein
Die notorische Forderung der 
FDP nach einem schlanken Staat 
sowie nach mehr Markt und Wett­
bewerb färbt auch das Reform­
profil der Vereinbarkeit ein. Die 
Familien sollen finanziell vor allem 
durch Steuervergünstigungen 
und die Anrechnung der Ausga­
ben für die Kinderbetreuung als 
Werbungskosten gefördert wer­
den. Die steuerliche Förderung 
von Familien will die FDP durch 

Die Familien sollen 
finanziell vor allem 

durch Steuerver- 
günstigungen  
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einen einheitlichen Steuerfreibe­
trag von 7500 € für alle Bundes­
bürger und ­bürgerinnen, also 
auch für jedes Kind, erreichen. 
Familien, die von dieser Steu­
erentlastung nicht profitieren, 
könnten weiterhin Kindergeld 
beziehen. Das Kindergeld soll an 
den neuen Steuerfreibetrag an­
gepasst werden und würde sich 
somit auf ca. 200 € erhöhen.36 
Der freie Markt und Wettbewerb 
sollen auch bei der Kinderbetreu­
ung wirksam werden. Die Eltern 
erhalten Kita­Gutscheine und 
treten als Nachfragende auf dem 
Markt der Kinderbetreuung auf, 
wo sie unter den Angeboten aus­
wählen können. Die Kita­Gutschei­
ne lassen sich auch in Betriebskin­
dergärten einlösen. Außerdem 
sollten haushaltsnahe Dienstleis­
tungen und versicherungspflich­
tige Beschäftigungsverhältnisse 
in Privathaushalten steuerlich ab­
zugsfähig werden. In der Kinder­
betreuung ist eine Balance von 
Lernen, Spielen und Bewegung 
anzustreben. Ebenso wichtig sind 
individuelle und flexible Regelun­
gen auf dem Arbeitsmarkt der 
Erzieher und Erzieherinnen, eine 
Verschlankung der Bauvorschrif­
ten für Betreuungseinrichtungen 
sowie die Beseitigung bürokrati­
scher Hemmnisse.
Die von der FDP angestrebte 
Einführung eines einheitlichen 
Steuerfreibetrages für alle Bür­
ger und Bürgerinnen würde 
ausschließlich Personen mit hö­
herem Einkommen entlasten. Be­
dürftige Familien, die nur ein ge­
ringes oder gar kein Einkommen 
erzielen und somit auch weniger 

oder gar keine Steuern zahlen, 
profitieren von einem Steuerfrei­
betrag überhaupt nicht. Nur ca. 
20% der Eltern verfügen über ein 
so hohes Einkommen, dass sie 
mit Hilfe des Freibetrages Steuer­
abzüge geltend machen können, 
die über den entsprechenden 
Kindergeldbeträgen liegen.37

Konvergenz der  
Reformpolitik: Hochwertige 
Kinderbetreuung

In den unterschiedlichen Akzen­
ten der finanziellen Förderung 
von Familien drückt sich erkenn­
bar das divergierende Reform­
profil der Parteien aus, indem die 
Wahlfreiheit der Frauen oder de­
ren Vollerwerbsarbeit, die Exis­
tenzsicherung der Kinder, die au­
tonome und paritätische Umgang 
mit der Arbeits­ und Lebenszeit 
sowie der private Wohlstand der 
Eltern im Brennpunkt der Debat­
te stehen. Demgegenüber ist die 
starke Konvergenz der operati­
ven Reformpolitik auffallend, die 
sich vorrangig auf den Ausbau 
einer hochwertigen Kinderbe­
treuung konzentriert. Deren Ori­
entierung an der Vereinbarkeit 
von Erwerbsarbeit und Familien­
arbeit oder am Wohl des Kindes 
schätzen wir demgegenüber als 
nachrangig ein.

Orientierung an der Vereinbarkeit
Die CDU/CSU will zwar Freiräu­
me für Frauen schaffen, so dass 
diese, ohne gesellschaftlich ins 
Abseits zu geraten, sich ganz der 

In den unterschied-
lichen Akzenten der 
finanziellen Förderung 
von Familien drückt 
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Erziehung ihrer Kinder widmen 
können. Trotzdem zielen auch 
die Christdemokraten in erster 
Linie darauf ab, die Frauener­
werbsquote auszuweiten, um 
zusätzliche Arbeitskräfte für den 
Arbeitsmarkt zu gewinnen.38 Die 
CDU/CSU will den Mangel an 
Betreuungsangeboten für Kinder 
bis zu 3 Jahren beheben, wobei 
nicht nur auf institutionalisierte 
Lösungen gesetzt werden soll: 
„Wir wollen dabei bedarfsgerech­
te Angebote von Elterninitiativen, 
Betrieben, Tagesmüttern, Tages­
pflegeprojekten und den Aufbau 
von Tagespflegebörsen als Ver­
mittlungsstruktur, die Angebot 
und Nachfrage zusammenführt, 
einbeziehen.“39 Auch Grundschu­
len und weiterführende Schulen 
müssten einen Beitrag zur besse­
ren Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf leisten. Mütter und Väter 
bräuchten die Gewissheit, dass 
ihre Kinder während der im Stun­
denplan angegebenen Zeit auch 
tatsächlich von der Schule betreut 
werden. Zudem dürfte das Ange­
bot zur Ganztagesbetreuung in 
Schulen nicht länger das Privileg 
von Gesamtschulen sein. 40

Die SPD sieht einen ambivalenten 
Einfluss der Erwerbstätigkeit auf 
das Geburtenverhalten. Einer­
seits trägt die Erwerbstätigkeit zu 
einem gesicherten Einkommen 
bei, wodurch die Entscheidung 
für Kinder positiv beeinflusst 
wird. Andererseits wird den Er­
werbstätigen, falls sie sich für 
Kinder entscheiden, ein enormes 
Potential an Zeit abverlangt. Kin­
derlosigkeit ist vorprogrammiert, 
je stärker das berufliche Engage­
ment gewichtet wird bzw. je höher 

qualifiziert der Erwerbstätige ist. 
Ökonomen sprechen von einem 
Substitutionseffekt, insofern Kin­
der und Arbeit, Kinderbetreuung 
und Erwerbsarbeit, Vollzeitarbeit 
im Haus und Vollzeitarbeit im Be­
ruf gegeneinander ausgetauscht 
werden. Um diesen Substitutions­
effekt für junge vollzeitarbeiten­
de Paare zu verringern, werden 
zwei Auswege angeboten: Ers­
tens sei es notwendig, das Ange­
bot an Kinderbetreuungseinrich­
tungen zu erweitern, um Müttern 
die Teilnahme am Arbeitsmarkt 
zu erleichtern. Zweitens käme als 
Zwischenlösung eine Flexibilisie­
rung der individuellen Arbeits­
zeit in Frage.41 
Für Bündnis 90/Die Grünen ha­
ben Rahmenbedingungen, die 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf verbessern, Priorität ge­
genüber der finanziellen Unter­
stützung von Familien. Auch die 
Grünen wollen also die Kinderbe­
treuungseinrichtungen für Kinder 
von 0-14 Jahren flächendeckend 
ausbauen. Kinderkrippen für Kin­
der von 0­3 Jahren sollen gezielt 
ausgebaut, ein Mittagessen in 
Kindergärten soll garantiert und 
Ganztagsangebote an Schulen 
eingeführt werden. Weiter wol­
len die Grünen durchsetzen, dass 
der Besuch von Kindergärten 
und Kindertagesstätten ab dem 
5. Lebensjahr mit einer Kernzeit 
von fünf bis sechs Stunden bei­
tragsfrei wird.42

Orientierung am Wohl der Kinder
Die Ursache für den Mangel an 
Krippen­, Hortplätzen und Ganz­
tageseinrichtungen sieht die PDS 

... die Frauenerwerbs-
quote auszuweiten,  

um zusätzliche  
Arbeitskräfte für den 

Arbeitsmarkt zu  
gewinnen …
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in einer restaurativen Familienpo­
litik, bei der Kinder ausschließlich 
auf die Kleinfamilie fixiert wür­
den. Doch sowohl Eltern als auch 
Kinder könnten nicht auf Kinder­
tagesstätten verzichten. Kinder 
bräuchten Kontakt zu Gleichalt­
rigen. 
Gerade für Einzelkinder sei es 
wichtig soziale Kompetenzen im 
Zusammenspiel mit anderen Kin­
dern zu erwerben. Kinderbetreu­
ungseinrichtungen stellten eine 
erhebliche Erleichterung für die 
Vereinbarkeit von Familie und Be­
ruf dar und leisteten somit einen 
wichtigen Beitrag zur Gleichstel­
lung zwischen Männern und Frau­
en im Beruf und auf dem Arbeits­
markt. Die PDS fordert daher einen 
Rechtsanspruch auf den Besuch 
einer öffentlichen ganztägigen 
Kindereinrichtung für jedes Kind 
bis zur Einschulung. Bis zum Ende 
seines vierten Schuljahres müsse 
jedes Kind das Recht auf einen 
Platz im Tageshort erhalten und 
bis zum Ende seines achten Schul­
jahres solle ein Kind geförderte 
Freizeitgestaltung beanspruchen 
können. Institutionelle Kinder­
einrichtungen seien jedoch nicht 
ausschließlich an traditionelle 
Formen wie Krippe, Kindergarten 
und Hort gebunden. Innovative 
Konzepte wissenschaftlicher For­
schung müssten mehr als bisher 
in die Praxis umgesetzt werden. 
Denkbar wären Modelle mit einer 
großen Altersmischung für Kinder 
aller Altersgruppen bis zu 12 oder 
14 Jahren, Kinderhäuser und Ein­
richtungen, die gleichzeitig die 
Funktion sozialer Kommunikati­
ons­ und Nachbarschaftszentren 

erfüllen. Langfristig will die PDS 
die Beiträge für Einrichtungen der 
Kinderbetreuung abschaffen.43

Die FDP geht davon aus, dass der 
Ausbau der Kinderbetreuungsan­
gebote zum einen die Vereinbar­
keit von Familien­ und Erwerbsar­
beit erleichtern würde, und dass 
diese zum andern in der Lage sei­
en, frühzeitig und qualitativ hoch­
wertig die sprachliche, soziale 
und emotionale Kompetenz der 
Kinder zu fördern. Soziale und 
intellektuelle Benachteiligung 
könnten in solchen Einrichtungen 
abgebaut werden. Der flächen­
deckende Ausbau von Kinderta­
geseinrichtungen sei daher von 
erheblicher Bedeutung für die 
Zukunftsfähigkeit unserer Gesell­
schaft. Weiterhin setzt die FDP 
auf ein neues Konzept von Ganz­
tagsschulen. Diese sollen mit den 
Vereinen, die Jugendarbeit leis­
ten, vernetzt werden.44

Resümee

Je differenzierter die normativ ab­
weichenden Leitbilder einander 
gegenübergestellt, je deutlicher 
die unterschiedlichen Reform­
profile herausgearbeitet und je 
überzeugender die Schnittmen­
gen der operativen Reformpoliti­
ken belegt werden, umso behut­
samer fällt ein gesellschaftsethi­
sches Urteil aus. Dies liegt umso 
näher, als zwischen der verbalen 
Inszenierung von Reformen und 
deren praktischer Durchsetzung 
eine erhebliche Entfernung liegt. 
Indem die Parteien die Familie zu 

Je differenzierter die 
normativ abweichen-
den Leitbilder einander 
gegenübergestellt 
... werden, umso 
behutsamer fällt ein 
gesellschaftsethisches 
Urteil aus.
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einem Thema reformpolitischer 
Versprechen gemacht haben, sa­
hen wir darin eine angemessene 
Reaktion auf die im ersten Ar­
muts­ und Reichtumsbericht der 
Bundesregierung nachgewiese­
ne Erkenntnis, dass junge Paare, 
die sich für Kinder entscheiden, 
im Unterschied zu Paaren, die 
diese Entscheidung nicht treffen 
können oder wollen, das Risiko 
eingehen, ihren Lebensstandard 
zu senken, in prekärem Wohl­
stand zu leben oder gar in eine 
Armutslage zu geraten. Die Par­
teien waren von der Absicht ge­
leitet, die Gerechtigkeit zwischen 
Haushalten mit Kindern und sol­
chen ohne Kinder innerhalb der­
selben Generation herzustellen.
Gleichzeitig haben wir eine Ten­
denz beobachtet, dass die Partei­
en – allerdings mit zeitlichen Ab­
ständen ­ die Familien nicht nur 
aus der Außenansicht als relativ 
autonome Sozialgebilde betrach­
teten, sondern ihre Aufmerksam­
keit auf die intern ungleichen 
Beziehungen und auf die Schief­
lage der Chancen und Risiken 
zwischen Männern, Frauen und 
Kindern richteten. Familienpolitik 
wurde infolgedessen vorrangig 
als Frauenpolitik begriffen, die 
sich das Ziel setzte, die struktu­
relle Diskriminierung von Frauen 
innerhalb der Familie zu beseiti­
gen, und auch als Kinderpolitik 
mit dem Ziel, jedem Kind eine 
bestmögliche Entfaltung seiner 
Begabungen und Interessen zu 
gewährleisten. Die Parteien wa­
ren von der Absicht geleitet, den 
Grundsatz der Geschlechterge­
rechtigkeit zur Geltung zu brin­
gen und dem Leitbild einer kin­

dergerechten Gesellschaft näher 
zu kommen. 
Nach der Bundestagswahl 2002 
und im Dunstkreis der Agenda 
2010 haben wir jedoch eine Ten­
denzwende der familienpoliti­
schen Debatte festgestellt, die 
sowohl die Gerechtigkeit zwi­
schen den Haushalten mit Kin­
dern und ohne Kinder sowie die 
Gerechtigkeit zwischen den Ge­
schlechtern als auch die Gerech­
tigkeit zwischen Kindern und 
Erwachsenen beeinträchtigt. 
Die traditionellen Volksparteien 
scheinen das in der aktuellen 
Gegenwart brisante familien­, 
frauen­ und kinderpolitische 
Thema den in der Zukunft rele­
vanten Themen der demogra­
phischen Entwicklung, die sich 
in zunehmender Lebenserwar­
tung, niedriger Geburtenrate 
und steigendem Altenlastquoti­
enten ausdrückt, der kritischen 
Rentenfinanzierung und der 
angeblich verletzten „Generati­
onengerechtigkeit” unterzuord­
nen. Wir vermuten, dass sie da­
bei die eigenständigen Interes­
sen sowie die Würde von jungen 
Paaren, Frauen und Kindern zum 
Zweck rein bevölkerungs­ und 
wirtschaftspolitischer Interessen 
instrumentalisieren.
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Im Rahmen der Diskussionen um 
die Zukunftsfähigkeit von Fami­
lien geht es nicht alleine um im­
manente Familienprozesse. Viel­
mehr ist Familie eingebettet in 
ein Geflecht von Systemen und 
Institutionen, die über diese Zu­
kunftsfähigkeit mitentscheiden. 
Im vorliegenden Beitrag wird der 
Stellenwert beleuchtet, den wirt­
schaftliche Umbruchprozesse für 
familiale Leistungserbringungen 
haben. 
Dies erfolgt vor der Folie eines 
idealtypischen Vergleichs „fordis­
tischer” und „postfordistischer” 
Gesellschaften, bei der deutlich 
wird, dass die Denkfigur der Ver­
einbarkeit dem Wandel des Zu­
sammenhangs von Arbeiten und 
Leben nicht mehr angemessen 
ist. In diesem Zusammenhang 
plädieren die Autorin und der Au­
tor dafür, verstärkt die Ebene der 
alltäglichen Lebensführung von 
Familien in den Mittelpunkt der 
Betrachtung zu rücken und nicht 
auf der Ebene von Einstellungen 
zu verbleiben. Abgeschlossen 
wird der Beitrag durch eine Refle­
xion der sich daraus ergebenden 
familienpolitischen Herausforde­
rungen. 

Die Auflösung „fordisti-
scher” Gewissheiten und 
die Zukunft von Familie

Fragen an die Leistungs­ und Zu­
kunftsfähigkeit familialer Lebens­
formen angesichts des raschen 
und unübersichtlichen sozialen 
Wandels sind Gegenstand viel­
fältiger Diskurse im Schnittfeld 
von Sozialwissenschaften, zuspit­
zender Aufbereitung in den Me­
dien, öffentlicher Meinung und 
Politik2. 
Gewichtige Zeitdiagnosen neh­
men in auffallender Weise auf Ent­
wicklungen in den Familien Bezug. 
So hebt Giddens3 in seinen an 
eine breite Öffentlichkeit gerich­
teten Reith­Lectures hervor: „Die 
wichtigste der gegenwärtigen 
globalen Veränderungen betrifft 
unser Privatleben – Sexualität, Be­
ziehungen, Ehe und Familie. Un­
sere Einstellung zu uns selbst und 
zu der Art und Weise, wie wir Bin­
dungen und Beziehungen mit an­
deren gestalten, unterliegt überall 
auf der Welt einer revolutionären 
Umwälzung. Diese breitet sich in 
unterschiedlichen Regionen und 
Kulturen schnell und gegen di­
verse Widerstände aus.“ Obwohl 
es durchaus begrüßenswert ist, 
wenn mit hoher Reputation aus­

Karin Jurczyk, Andreas Lange

Familie und die Vereinbarkeit  
von Arbeit und Leben
 
Neue Entwicklungen, alte Konzepte1
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gestattete Soziologen sich ernst­
haft mit Familie befassen, ist es 
unverständlich, dass Giddens sich 
vor allem mit der Einstellungs­ 
und Beziehungsebene auseinan­
der setzt und darüber den Alltag 
in den Lebensformen weitgehend 
außen vor lässt. Diese Alltags­
blindheit gilt übrigens für weite 
Strecken der Familienforschung 
selbst4. Unsere These ist, dass 
gerade hier, auf der Bühne des 
Alltags, neue Herausforderungen 
entstehen, die im Wesentlichen 
auf Verschiebungen im Verhältnis 
von „Arbeit” und „Leben” oder 
auch „Beruf” und „Familie” beru­
hen. Zu ihrem Verständnis und zu 
ihrer praktischen Bewältigung be­
nötigen wir innovative Konzepte, 
welche über die übliche Formel 
von der „Vereinbarkeit” zweier ge­
trennter Bereiche hinausgehen, 
zumal diese – auch jeder für sich 
genommen – mit den üblichen 
Gegensatzpaaren weniger denn 
je hinreichend beschrieben wer­
den können. Hierzu ist es Gewinn 
bringend, sich dem „Ganzen des 
Lebens”, der „Lebensführung” zu­
zuwenden, denn nur so kommen 
die vielfältigen, irritierenden und 
zutiefst widersprüchlichen Aus­
läufer des Übergangs zur „fluiden 
Moderne”5 in das Visier der Sozi­
alwissenschaften. Ignoriert man 
diese alltägliche Ebene, verhed­
dert man sich in den Fallstricken 
von Gemeinplätzen, die pauschal 
„mehr” Kinderbetreuung oder 
„mehr” Leistungen für Familie for­
dern, einerseits und Detaillösun­
gen andererseits. Den allgemei­
nen soziologischen Hintergrund 
unserer Auseinandersetzung mit 
diesen Neujustierungen geben 

Zeitdiagnosen ab, die von einer 
weitergehenden Modernisierung, 
einer reflexiven Modernisierung 
oder auch einer Zweiten Moderne 
sprechen. Ungeachtet begriffli­
cher Differenzen lassen sich in der 
bunten Vielfalt einschlägiger Ge­
sellschaftsanalysen gemeinsame 
Elemente auffinden6, die für die 
hier besonders interessierenden 
Konfigurationen von familialer 
Lebensführung, Produktion und 
Konsumption sowie deren sozial­
staatliche Rahmung von Belang 
sind. 

Fordistische Lebensgestaltung: 
Enge Kopplung von geschlechter- 
bezogener Arbeitsteilung und 
gesellschaftlicher Produktivität
Die Wahlverwandtschaften zwi­
schen Gesellschaftsformation 
und Form des Lebenszusam­
menhangs treten zu Zwecken der 
Veranschaulichung besonders 
plastisch hervor, wenn man sich 
die materielle Lebensführung 
von Familien in den Fünfziger 
und Sechziger Jahren des zwan­
zigsten Jahrhunderts vor Au­
gen führt. Trotz regionaler und 
schichtspezifischer Variationen 
handelte es sich um ein äußerst 
kompaktes Muster der familialen 
Lebensführung, das hinsichtlich 
der räumlichen und zeitlichen 
Parameter eine große Stabili­
tät und Konsistenz aufwies. Hier 
realisierte sich die für die Mo­
derne konstitutive Trennung von 
(Erwerbs­)Arbeiten und Leben, 
welche mit attraktiven Glücks­
versprechungen gekoppelt war. 
Innerhalb der Familie herrschte 
eine klare geschlechter­ und ge­

Auf der Bühne des 
Alltags entstehen neue 
Herausforderungen, 
die im Wesentlichen 
auf Verschiebungen im 
Verhältnis von „Arbeit” 
und „Leben” oder auch 
„Beruf” und „Familie” 
beruhen.
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nerationenspezifische Aufgaben­
zuweisung. Hinzu kamen deutlich 
festgeschriebene Aufgabentei­
lungen zwischen Wirtschaftssys­
tem, Bildungssystem und Familie. 
Arbeitszeit und Frei­ bzw. Famili­
enzeit bildeten in diesem System 
voneinander separierte zeitliche 
Areale. 
Bertram7 hat diese Wahlver­
wandtschaft zwischen Wirt­
schaftsstruktur, Familienstruktu­
ren, geschlechtlicher Arbeitstei­
lung und privater Lebensführung 
im Idealtypus der „fordistischen 
Familie” prägnant zusammenge­
fasst. Er bezieht sich auf die sozi­
ologische Umschreibung dieses 
Modells durch Parsons und Ba­
les. Die ökonomische Basis der 
modernen Familie wird dabei in 
der individuellen, unabhängig 
von der Verwandtschaft ausge­
übten Berufstätigkeit und dem 
darin erwirtschafteten Einkom­
men sowie dem dazu korrespon­
dierenden sozialen Status gese­
hen. Eine zentrale Ausgangsan­
nahme ist, dass in westlichen Ge­
sellschaften die Berufstätigkeit 
überwiegend von den Ehemän­
nern ausgeübt wird. Die alleinige 
ökonomische Verantwortlichkeit 
des Mannes verhindert, dass die 
familiäre Solidarität durch einen 
Wettbewerb zwischen Mann und 
Frau gefährdet werden kann. Die 
ökonomische Verantwortlichkeit 
des Mannes schlägt sich auch in 
der innerfamiliären Arbeitstei­
lung nieder. Der Mann als instru­
menteller Führer vertritt auch 
innerhalb der Familie jene uni­
versalistischen Werte, die für das 
Berufssystem der Industriege­
sellschaft charakteristisch sind. 

Die Frau ist für die expressive, 
emotionale Seite verantwortlich. 
Grundlegend ist auch die Form 
der wirtschaftlichen Produkti­
on und Arbeitsorganisation, die 
sich durch klare Grenzziehungen 
und Massenfertigungen aus­
zeichnete. 
„Sowohl die systemtheoretische 
Interpretation von Gesellschaft 
und Familie wie aber auch die 
umstandslose Übertragung ei­
nes Modells einer ziel­ und aufga­
benorientierten Kleingruppe auf 
die Familie macht deutlich, dass 
Parsons/Bales die Familie und 
die Familienbeziehungen ganz 
nach dem Prinzip einer fordis­
tisch organisierten Arbeitsgesell­
schaft rekonstruieren. Denn der 
Grundgedanke der parsonschen 
Familienkonstruktion entspricht 
weitgehend den Vorstellungen 
einer industriellen Organisation 
von Arbeit. Eine möglichst hohe 
Spezialisierung der Aufgaben er­
leichtert die erwartete Funktions­
erfüllung, die eindeutige Definiti­
on und Zuweisung von Aufgaben 
verringert mögliche Konfliktpo­
tentiale, und die Integration und 
Abstimmung unterschiedlicher 
Aufgaben und Funktionen in ei­
nem organisierten Prozess opti­
miert die gemeinsame Aufgabe­
nerledigung.”8 
„Arbeit” und „Leben” sind in 
diesem fordistischen Idealtypus 
scheinbar säuberlich voneinan­
der getrennt, geordnet entlang 
der Schiene von Gender. Kom­
plementär zur emotionalisierten 
„weiblichen” Familie existiert das 
„männliche” Normalarbeitsver­
hältnis. Vereinbarkeit konnte un­

… realisierte sich die 
für die Moderne kon-
stitutive Trennung von 
(Erwerbs-)Arbeiten und 
Leben ...
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ter solchen Bedingungen – wenn 
sie überhaupt eine relevante 
Option darstellte – als eine har­
monisch funktionierende Addi­
tion von begrenzten Teilen von 
beidem gedacht werden. Annä­
herungsweise wurde dies im Mo­
dell weiblicher Teilzeitarbeit mit 
männlichem Familienernährer 
realisiert. 

Erschütterungen des fordisti-
schen Modells und das Herauf-
ziehen der „fluiden Gesellschaft”
Dieses Modell, das auf arbeits­
teiliger Differenzierung, entspre­
chenden Grenzziehungen und 
Zuweisungen beruht, verliert auf 
mehreren Ebenen und vielfältig 
bedingt seine Konturen: Grenz­
ziehungen lösen sich sukzessive 
auf, veränderte Organisations­
muster von Leben, Familie und 
Arbeit zeichnen sich ab. Damit ist 
mehr gemeint als die Leugnung 
der produktiven Leistungen in 
Familien durch eine arbeits­ und 
industriesoziologisch aufgeklärte 
Gegenüberstellung von „Arbeit” 
und „Leben”, worauf die Frau­
en­ und Geschlechterforschung 
seit Anbeginn hinweist9. Und es 
geht auch über die Erkenntnisse 
aus den Untersuchungen weib­
licher Berufsbiografien hinaus, 
die vor allem bei weiblicher Voll­
zeiterwerbstätigkeit deutliche 
Hinweise auf die Überlappun­
gen von Arbeit und Leben bei 
Frauen gegeben haben. Denn 
der Wertewandel in Richtung In­
dividualisierung wie auch part­
nerschaftlichere Geschlechter­
konzepte, Bildungsprozesse und 
Verhütungsmöglichkeiten führen 

dazu, dass Familie nicht mehr 
der lebenslang dominierende 
Lebensmittelpunkt von Frauen ist 
und ebenso wenig Männer sich 
nur mehr als Ernährer ihrer Fami­
lie sehen. Entscheidend verstärkt 
werden Grenzverschiebungen 
dadurch, dass sich das Erwerbs­
leben ebenfalls ändert. 
Die partielle Auflösung von kla­
ren Strukturen – indiziert über 
die nicht zufällige Häufung von 
Begriffen mit dem Präfix „Ent”: 
„Entgrenzung”, „Entzeitlichung”, 
„Enthierarchisierung” – generiert 
eine permanente Bewegung von 
Strömen von Menschen, Wissen 
und Gütern. Diese Bewegungen 
vollziehen sich auf den unter­
schiedlichen Niveaus, erstrecken 
sich über differenzielle Zeitskalen 
und sind nur schwer steuer­ und 
vorhersehbar. Ihre Ursache sind 
in erster Linie die neuen Produk­
tionsformen der Wirtschaft, die 
durch ihre immer schnelleren Pro­
duktzyklen und individualisiertere 
Kundenorientierung das klassi­
sche tayloristische Produktions­
modell in vielen Sektoren ablösen. 
Die neue Wissensökonomie bietet 
weniger materielle und regulative 
Sicherheit. Als Ferment der wirt­
schaftlichen Umbrüche wirken in 
ihr die neuen Informations­ und 
Kommunikationstechnologien, 
denn ihnen wohnt in besonderer 
Weise das Potenzial inne, einge­
spielte Arbeitsteilungen und In­
teraktionsformen aufzubrechen 
– mit ambivalenten Folgen für die 
Individuen, Gemeinschaften und 
Gesellschaften. 
In der Folge dieser strukturel­
len Entgrenzungen entwickeln 

Denn der Wertewandel 
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sich Flexibilität, Mobilität und 
Individualisierung zu kaum mehr 
hinterfragten, ihrer Mehrdeutig­
keit entkleideten ideologischen 
Leitbildern, die in den öffentli­
chen Diskursen großen Raum 
einnehmen und in zunehmen­
dem Ausmaß zur Legitimation 
gesellschaftspolitischer Maß­
nahmen eingesetzt werden10. 
Wenn auch strittig ist, ob sich 
die Moderne derzeit vollständig 
oder partiell transformiert – Ei­
nigkeit herrscht in der soziologi­
schen Fachdiskussion darüber, 
dass wichtige Weichenstellun­
gen vorgenommen werden11. Sie 
stellen den einzelnen Akteur vor 
neue Herausforderungen und 
nötigen ihn zu neuen Formen 
der Identitätsarbeit. Die Unbe­
stimmtheiten und neuen Of­
fenheiten führen dazu, dass der 
oder die Einzelne zur Lebens­
führung in eigener Regie beru­
fen wird. Das gilt auch und mit 
besonderer Schärfe für die Bil­
dungs­ und Arbeitswelt, wo im­
mer stärker Selbstmanagement 
– zumindest programmatisch –  
eingefordert und empathisch 
als endgültige Befreiung des 
Individuums gefeiert oder aber 
als Überlastung negativ einge­
schätzt wird. Führende Autoren 
der internationalen Sozialwissen­
schaft sehen in dieser Fluidität 
das neue Gesicht der (Post­)Mo­
derne. Barz et al.12 setzen diese 
zeitdiagnostische Charakterisie­
rung in eine diskussionsanregen­
de Darstellung um.

Alte Theoreme und neue 
Entgrenzung: Über die Ver-
einbarkeit hinaus

Impulsgeber Ökonomie: Die und 
der neue „Arbeitskraftunterneh-
mer/in”
Die übergreifenden zeitdiagnos­
tischen Typisierungen speisen 
sich zu erheblichen Anteilen aus 
den Umbrüchen in den nationa­
len und globalen Ökonomien. 
Eine Erosion der Grenzen von 
innen und außen, das Verschwin­
den klarer Konflikte zwischen 
Herrschenden und Beherrschten, 
eine Individualisierung bzw. De­
Kollektivierung von Arbeitsver­
hältnissen und eine Fragilisierung 
der Lebenslagen sind nur einige 
der semantischen Münzen, die 
hierfür im Umlauf sind. Die he­
terogenen und ungleichzeitigen 
Ausläufer dieser Entwicklungen 
bringen, so unsere These, weit 
mehr und anderes mit sich als das 
Los, dass die „Vereinbarkeit” von 
Familie und Beruf schwieriger 
wird. Diese Formel mag durch­
aus adäquat für die Endphase 
des Fordismus gewesen sein. Für 
die heranziehende fluide Figura­
tion des Sozialen scheint sie nicht 
mehr hinreichend aussagekräftig, 
unterstellt sie doch die relative 
Stabilität zweier Pole, die mitein­
ander zu vereinbaren wären – sie 
stellt eine echte „Zombie”­Kate­
gorie im Sinne Ulrich Becks dar. 
Zur Begründung dieser These 
ist es notwendig, sich in einem 
ersten Schritt die Folgen des 
sozioökonomischen Gestaltwan­
dels auf der Individualebene zu 
vergegenwärtigen. Die gewach­

… entwickeln sich  
Flexibilität, Mobilität 
und Individualisierung 
zu kaum mehr  
hinterfragten, ihrer 
Mehrdeutigkeit  
entkleideten  
ideologischen  
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senen Ansprüche auf Selbstver­
wirklichung können als experi­
mentelle Erkundung der eigenen 
Identität dienen, darüber hinaus 
aber gleichzeitig als Legitimati­
onsgrundlage für eine Reihe von 
ökonomischen Umstrukturie­
rungsmaßnahmen, die insgesamt 
auf eine Deregulierung des Pro­
duktions­ und Dienstleistungs­
sektors zielen.
Auf jeden Fall ist dieser „neue 
Individualismus” nicht voluntaris­
tisch zu verkürzen. Vielmehr wird 
er heute auch in dem Sinn direkt 
als ein Produktionsfaktor genutzt, 
dass von den Arbeitenden unter 
Berufung auf ihre scheinbar ge­
wandelten Bedürfnisse ein Mehr 
an Engagement, Flexibilität und 
Eigeninitiative abverlangt wird, 
als es unter Bedingungen eines 
sozialstaatlich regulierten Kapita­
lismus der Fall gewesen ist. 
Die „Subjektivierung der Arbeit”13 
ist die Entsprechung makrostruk­
tureller Entgrenzungsprozesse auf 
Individualebene. Arbeitssoziolo­
gische Implikationen der Entgren­
zung sind in der prägnanten Figur 
des „Arbeitskraftunternehmers”14 
zusammengefasst worden. Sie 
zeigen, dass der „verberuflichte” 
Arbeitnehmer, derjenige also, der 
sich im vergangenen Jahrhundert 
zum Leittypus entwickelt hatte 
– mit klarem Bildungsverlauf, Be­
rufsbild und ­status, mit festgeleg­
ten Arbeitszeiten, ­orten und ­auf­
gaben, mit einer kontinuierlichen 
Erwerbsbiografie, die im Risikofall 
sozial abgesichert ist, zum Aus­
laufmodell wird oder zumindest 
seine dominante Bedeutung ver­
liert. Zwar wird in der neuen Figur 

des „Arbeitskraftunternehmers” 
an die Fähigkeit zur Selbstdiszip­
linierung angeknüpft, gleichzeitig 
müssen aber neue überfachliche 
Kompetenzen geboten werden: 
Gemeint sind die aktive Produkti­
on und Vermarktung der eigenen 
Arbeitskraft, die eigenverantwort­
liche Gestaltung der Arbeitsvoll­
züge sowie die Ausrichtung der 
eigenen Lebensführung an den 
Erfordernissen des Arbeitsplat­
zes, mit all den damit verbunde­
nen Ambivalenzen. Selbststeue­
rung ist die Schlüsselqualifikation, 
die auf das gesamte Leben – den 
Alltag und die Biografie, Erwerb 
und Familie – angewendet werden 
muss.
Diese Arbeitsanforderungen 
sprengen empirisch und kon­
zeptuell das idealtypische Mo­
dell zweier „Sphären” mit unter­
schiedlichen Handlungslogiken, 
Zeiten und Orten, verteilt auf 
zwei Geschlechter. Indem sich 
sowohl Beruf als auch Familie je­
weils vom fordistischen Modell 
weg entwickelt haben, ist auch 
ihr Verhältnis zueinander nicht 
mehr entsprechend komple­
mentär konstruiert. In den sich 
umwälzenden Arbeits­ und Le­
bensverhältnissen geht es nicht 
mehr um Vereinbarkeit, denn die 
ursprünglichen Grenzlinien sind 
nicht mehr scharf und der Zugriff 
auf die Individuen und ihre Fami­
lien ist umfassender und subtiler 
zugleich geworden. Es geht viel­
mehr um immer wieder neu aus­
zutarierende Balancen von unter­
schiedlichen Tätigkeits­ und Le­
bensformen an unterschiedlichen 
Orten der Gesellschaft. Wenn Fa­

Selbststeuerung – die 
aktive Produktion und 

Vermarktung der  
eigenen Arbeitskraft, 
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milie als ein solcher gesellschaft­
licher Ort zum Fokus von Analyse 
und Politik gewählt wird, so sind 
dabei unter aktuellen Bedingun­
gen nicht nur deren Umwelten als 
besonders bewegt zu sehen, son­
dern diese wirken auf der Ebene 
von Handlungslogiken (Rationa­
lisierung) und Strukturvorgaben 
(Flexibilisierung) zunehmend in 
Familie hinein. Eine positiv inter­
pretierte, selbstbestimmte und 
gestaltbare Entgrenzung kann 
dabei aber durchaus im Interesse 
der an Familie Beteiligten sein. 

Familie als Impuls- 
empfänger und -wandler

Das lässt sich exemplarisch an­
hand der Dimension Zeit auf­
rollen: Die Flexibilisierung von 
Arbeits­ und Beschäftigungsver­
hältnissen führt, so die These, zu 
einer Intensivierung des betrieb­
lichen Zugriffs auf die gesamte 
Person und ihren Lebenszusam­
menhang15. Die darin implizierte 
Entgrenzung gesellschaftlicher 
und individueller Zeitstrukturen 
stellt die individuellen Akteure 
vor die Notwendigkeit, aktiv ei­
gene Zeitordnungen erfinden 
und etablieren zu müssen. Was 
nun dem einen als Chance zu ei­
ner erhöhten Zeitsouveränität – 
auch für Familie – erscheint, kann 
für den anderen in erster Linie 
eine drastisch steigende An­ und 
oftmals Überforderung an/für ein 
aktives Zeithandeln darstellen. 
Die aktive temporale Selbstun­
terwerfung bringt so gesehen 
eine unausweichliche Optimie­

rungsspirale hervor und begüns­
tigt tendenziell die Ökonomisie­
rung der gesamten individuellen 
Alltags­ und Lebenszeit. 
Die damit verbundenen Zeitnöte 
stehen nicht zufällig in Arlie Hoch­
schilds Bestseller Keine Zeit im 
Fadenkreuz der Sondierungen. 
Legen Begriffe wie „Vereinbar­
keit” oder auch „Balance” nahe, 
dass die Zeitordnungen des post­
fordistischen Erwerbssystems 
mit denen der Familien in einen 
Abgleich zu bringen wären, so 
sieht Hochschild diesen Optimis­
mus zumindest für die Stichprobe 
ihrer in den USA durchgeführten 
Untersuchung als unbegründet16. 
Ihr Buch legt Zeugnis ab von einer 
misslingenden Balance und lie­
fert eine Analyse der erdrücken­
den Dominanz der Arbeitszeit 
über die Familienzeit. Überdies 
veranschaulicht es die Kosten  
für das Familienleben und das 
Aufwachsen von Kindern in den 
USA der 1990er­Jahre. Diese Do­
minanz der Arbeitszeit wird den 
Beschäftigten allerdings nicht 
einfach aufgezwungen. Eine gra­
vierende Schlussfolgerung aus 
den Analysen von Hochschild ist, 
dass die Umpolung zwischen Ar­
beit und Zuhause durchaus mit 
dem Einverständnis der Arbei­
tenden rechnen kann: Für beide 
Geschlechter kann der Arbeits­
platz attraktiver werden als das 
Zuhause. Dieser Wandel in den 
Wertorientierungen wird durch 
die Entwicklung einer Unterneh­
menskultur gefördert, die den 
Beschäftigten Anerkennung und 
Wertschätzung am Arbeitsplatz 
vermittelt und dazu beiträgt, dass 
sie sich bei der Arbeit mehr und 

… In den sich  
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mehr wie zu Hause fühlen und 
deshalb immer mehr Zeit an die­
sem Arbeitsplatz verbringen. Im 
Gegenzug wird die Zeit zu Hause 
immer knapper und stressiger, 
das Familienleben gerät unter die 
Imperative eines tayloristischen 
Zeitregimes, das heißt, familia­
le Tätigkeiten werden im Fließ­
bandtempo abgewickelt. Ludwig 
et al.17 finden diese Tendenzen 
für erwerbstätige Leipziger und 
Frankfurter Mütter in ihrer quali­
tativen Studie bestätigt. 
Auch wenn solche Trends viel­
leicht weit in die Zukunft vor­
greifen und repräsentativer und 
umfassender geprüft werden 
müssten18, sehen manche einen 
Streit um Grundsatzfragen der 
Lebensführung am Horizont. Die 
Konfliktlinien verlaufen etwa zwi­
schen Be­ und Entschleunigung; 
zwischen Zeitreichen und Zeitar­
men. Zeitkonflikte als Kulturkon­
flikte – diese Umschreibung trifft 
das Verhältnis zwischen „Fami­
lienzeit” und „Produktionszeit” 
ziemlich genau. Da die Arbeits­
zeit eine der relevantesten Rah­
menbedingungen für die Organi­
sation des alltäglichen Lebens ist, 
lösen die hier vorfindbaren Ver­
schiebungen den fordistischen 
„Normaltag” auf. Die Ausdiffe­
renzierung individueller Zeitmus­
ter führt nicht selten zu sozialer 
Desynchronisation und damit zu 
sozialen Problemen, zumindest 
aber zu einem gesteigerten Aus­
handlungs­ und Diskussionsbe­
darf19. Die Zeiten einer mehrköp­
figen Familie sind immer seltener 
deckungsgleich. So genannte 
„Pinnbrett­Familien” oder aber 

Handy­ und Internetfamilien sind 
dann eine Konsequenz der Ent­
wicklung. Die Koordination von 
Zeiten wird aufgrund der zentri­
fugalen Kräfte der Flexibilisie­
rung und Individualisierung von 
Zeit aufwändiger und potentiell 
immer technikabhängiger.
Dies tangiert auch die Kontext­
institutionen von Familie. Je fle­
xibler und damit unplanbarer die 
Arbeitszeit der Eltern wird, desto 
schwieriger ist es, nicht nur über­
haupt einen Betreuungsplatz 
zu finden, sondern insbeson­
dere eine konstante Betreuung 
zu gewährleisten. Die Proble­
me der Betreuung von Kindern 
im Kindergartenalter beginnen 
in Deutschland bereits bei der 
Nachmittagsbetreuung. Doch 
steht erst recht, wer nach 17 
oder 18 Uhr arbeiten muss, hier 
zu Lande vor der Unmöglichkeit, 
Betreuungszeiten kindgerecht 
zu organisieren. Wenn dies nicht 
in Familie, Nachbarschaft und 
Freundeskreis gelingt, müssen 
Betreuungsleistungen am Markt 
eingekauft und flexible Betreu­
ungs­„Back­Up”­Systeme etab­
liert werden – ein Beispiel für die 
Externalisierung der Zeitkosten, 
die nicht allen gleichermaßen 
möglich ist. Auf dem Hintergrund 
von Erkenntnissen der Bindungs­
forschung, dass kleinere Kinder 
klare Rhythmen und einen ver­
lässlichen Kreis von Bezugsper­
sonen brauchen, sollten deren 
Toleranzgrenzen bzgl. unter­
schiedlicher Zeiten in wechseln­
den Gruppen mit wechselnden 
Betreuungspersonen zumindest 
näher untersucht werden.

…Beschäftigte  
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„Doing family” in der flui-
den Gesellschaft oder: Wo 
sind die Grenzen familialer 
Bewältigungs- und Innova-
tionsfreude?

Das Alltagsleben als Fokus
Grundsätzlich stellt sich also die 
Forschungsfrage, wie das „doing 
family”, die sinnstiftende Herstel­
lung von Familienleben als oh­
nehin anspruchsvoller werdende 
Gestaltungsaufgabe in Abhän­
gigkeit von unterschiedlichen 
Konfigurationen entgrenzter Er­
werbsarbeit und unterschiedli­
chen morphologischen Struktu­
ren privater Lebensformen, ge­
lingt. Wir vermuten, dass sich die 
neuen postfordistischen Wirt­
schaftsbedingungen konkret in 
Handlungsvollzügen und Mus­
tern geschlechtlicher Arbeitstei­
lung niederschlagen, die sich in 
Ritualen und Wochenabläufen 
sowie Krisenbewältigungsstrate­
gien verdichten und interpretativ 
in kommunikativ geteilten Deu­
tungen aufgefangen werden. 
Inwieweit diese Handlungs­ und 
Deutungsmuster auch unter der 
Perspektive von Geschlechter­
gerechtigkeit innovativ sind, auf 
welche modernen oder traditi­
onalen Orientierungen und Me­
thoden dabei zurückgegriffen 
wird, bedarf einer empirischen 
Analyse. 
Es muss deutlich gemacht wer­
den, warum bei einer solchen 
Analyse des Familienlebens un­
ter den Bedingungen der Zwei­
ten Moderne der analytische 
Fokus Lebensführung sein sollte 

und die Analyse von „Einstel­
lungen” oder „Präferenzen” der 
Beteiligten, die ja nach wie vor 
sehr hohe Zustimmungswerte 
zu Familie belegen20, nicht aus­
reichen. Erst das immer wieder 
zu vollziehende „doing family” 
in den Mikroprozessen familialer 
Lebensführung konstituiert Fa­
milie als Lebensform, die auch 
in gewandelter Form eine hohe 
funktionale Bedeutung für Wirt­
schaft, Öffentlichkeit und Staat 
hat. Charakterisiert man Familie 
als spezifischen Tätigkeitszusam­
menhang privat organisierter 
Fürsorge und Verantwortung, 
Beziehung und Liebe zwischen 
unterschiedlichen Geschlechtern 
und Generationen, so umschreibt 
man damit allesamt Tätigkeiten, 
die der materiellen und kulturel­
len Produktion des Lebens und 
der Wohlfahrtsproduktion zugu­
te kommen21 und den „Sockel” 
von Gesellschaft darstellen. Sie 
werden aber oftmals bei den gro­
ßen Wohlfahrtstheorien als un­
produktive Peripherie abgetan. 
Diesen vielfältigen Tätigkeiten 
des Caring muss als Mikrofundie­
rung von Gesellschaft und Wirt­
schaft auch unter dem Aspekt 
von Wohlfahrt zukünftig mehr 
Beachtung geschenkt werden. 
Dabei systematisch auch die Per­
spektive der beteiligten Subjek­
te – Männer, Frauen, Kinder, Ju­
gendliche – auf das Wechselspiel 
von Gesellschaft, intermediären 
Institutionen und individuellen 
Akteuren einzunehmen, ist ein 
weiteres Desiderat der familien­
wissenschaftlichen Theorie und 
Empirie. So ist es für den Kontext 
der „fluiden Moderne” eine weit­

Erst das immer wieder  
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gehend unbeantwortete Frage, 
mit welchen individuellen sowie 
familialen Handlungsmustern von  
Erwachsenen und ihren Kindern 
auf Entgrenzungsphänomene ge­ 
antwortet wird. Bedingen verän­
derte Formen der Erwerbstätig­
keit der Eltern im Verbund mit 
den neuen Anforderungen durch 
moderne Haushaltstätigkeiten 
– z.B. Online­Schriftverkehr mit 
Banken und Versicherungen –  
etwa, dass die Zuständigkeiten 
in der Haushaltsorganisation neu 
ausgehandelt werden? Kommt 
Kindern dabei eine neue Rolle 
zu, wie dies Wihstutz22 aufgrund 
ihrer Durchsicht kindheitssozio­
logischer Literatur vermutet? Hat 
die Generation junger Erwach­
sener egalitärere Vorstellungen 
vom Geschlechterverhältnis und 
kann und will sie diese in die Pra­
xis neuer Elternschaft umsetzen? 
„Doing family” ist die Grundlage 
der Leistungsentfaltung der Fa­
milienhaushalte, die im Übrigen 
umso besser vonstatten gehen 
kann, je stärker sie eingebettet 
ist in einen Kranz von Institu­
tionen und Systemen, die ihre 
Leistungsbeiträge den Familien­
haushalten zukommen lassen. 
Eine plastische Umschreibung 
dieses Sachverhaltes hat jüngst 
Bertsch23 vorgelegt: „Familien bil­
den eine Reihe kleiner leistender 
Gemeinschaften in ‚Familiennet­
zen‘, die ihre Lebensentwürfe in 
der Generationenfolge selbst 
verantworten und ihren Alltag 
selbst bewältigen. Sie agieren 
selbstständig, sind jedoch kei­
neswegs autonom. Sie erbringen 
unter dem Einsatz ihrer humanen 
und materiellen Ressourcen Leis­

tungen, wobei sie die sie umge­
benden privaten, marktlichen 
und kommunalen Infrastrukturen 
nutzen.”

Familienpolitik und  
Lebensqualität 

Dieses Verständnis von familia­
ler Lebensführung als Leistung, 
die aktuell von verschiedensten 
„Entgrenzungsphänomenen” be­ 
einflusst wird, hat wiederum weit 
reichende Implikationen für Kon­
zeptionen von Familienpolitik. 
Eine einseitige ökonomische Fo­
kussierung von Familie, wie sie 
immer wieder im Vordergrund 
steht, ist unseres Erachtens nicht 
ausreichend, um die realen He­
rausforderungen des raschen 
sozialen Wandels umfassend auf­
zunehmen. Hier bedarf es einer 
komplexen Argumentation und 
Politik: 
So muss einerseits die auch lang­
fristige ökonomische Bedeutung 
von Familie und ihren Leistungen 
erst in der Öffentlichkeit und vor 
allem in der Wirtschaft wirklich 
„ankommen”. Andererseits macht 
eine Verengung hierauf die Fami­
lienpolitik blind für die Qualitäten 
des Miteinanders in Familien, für 
die realen Gestaltungsleistungen 
bezüglich Alltag und Lebensver­
lauf ihrer Mitglieder und für die 
gesellschaftlichen Integrations­ 
und Kohäsionspotenziale von 
Familie, die nur zum Teil moneta­
risiert, professionalisiert und ver­
marktlicht werden können. Und 
nicht zuletzt müssen im Anschluss 
an die obige Argumentation fa­

So muss die auch lang-
fristige ökonomische 

Bedeutung von Familie 
und ihren Leistungen 
erst in der Öffentlich-
keit und vor allem in 

der Wirtschaft wirklich 
„ankommen”.
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milienpolitische Maßnahmen die 
postfordistischen kontextuellen 
 Wirkungsbedingungen einbezie­
hen und sich damit auch Konzep­
te von „Balance” von Arbeitswelt 
und Familie nicht nur rhetorisch, 
sondern auch faktisch als Inno­
vation gegenüber dem „Ver­
einbarkeitskonzept” erweisen. 
Daher sind familienpolitische 
Ansätze gefragt, die familiale 
Konstellationen, ihre Problem­ 
und Bedürfnislagen unter den 
Entgrenzungsbedingungen der 
Zweiten Moderne im Blick haben. 
Im Aufzeigen solcher Innovati­
onsnotwendigkeiten, ­pfade und 
­potenziale liegt eine originäre 
Aufgabe der Wissenschaft, ihre 
Umsetzung obliegt jedoch an­
deren Akteuren: der Politik, den 
Unternehmen und Verbänden. 
Drei Leitlinien für die Zukunftsfä­
higkeit von Familien sollten dabei 
Gültigkeit haben: die Ermögli­
chung von Vielfalt (Diversity), 
von Geschlechtergerechtigkeit 
(Democracy) und Zuwendung 
(Caring). Dies führt zu folgenden 
Ansatzpunkten einer zukunftsori­
entierten Familienpolitik:
Erstens sind die makroökonomi­
schen Prozesse, insbesondere 
auch durch ihre Entgrenzung der 
nationalstaatlichen Perspektive, 
zwar nicht aufzuhalten, aber auf 
der Ebene der Wirtschafts­ und 
Unternehmenspolitik zu gestal­
ten. Dies bezieht sich vor allem 
auf die grundlegenden Dimen­
sionen der Arbeitsverhältnisse, 
der Entlohnung, der Arbeitszeit 
und des Arbeitsortes. Es bedarf 
hierfür einer unternehmerischen, 
gewerkschaftlichen sowie einer 
sozialstaatlichen Rahmung von 

Entgrenzungsprozessen im Sinn 
von „Flexicurity­Politik“.
Zweitens ist Deutschland nach 
wie vor Entwicklungsland in der 
Ent­Tabuisierung von Mütterer­
werbstätigkeit. Es sind unter­
schiedliche Optionen zu eröff­
nen, die durch eine Abstimmung 
von Erwerbs­ und Familienzeiten 
auch die Entscheidung zur El­
ternschaft erleichtern können. 
Balance­Konzepte müssen ge­
rade unter Bedingungen von 
Entgrenzung greifen. Bei politi­
schen Maßnahmen auf den un­
terschiedlichsten Ebenen und 
von den unterschiedlichsten Ak­
teuren ist demnach analog zum 
Gender­Mainstreaming über ein 
Familien­Mainstreaming nachzu­
denken.
Drittens ist in einer bewussten 
Gegenbewegung zur zunehmen­
den Ökonomisierung des gesam­
ten Lebens der gesellschaftliche 
Diskurs um Lebensqualität und 
Zeitwohlstand auch im Hinblick 
auf die Bedeutung von Familie zu 
intensivieren. Dabei kann es nicht 
um die „eine” richtige (familia­
le) Lebensform gehen, sondern 
um ihre Vielfalt und begründe­
te sowie ressourcengestützte 
Optionen auf weitestgehende 
Wahlfreiheit. Beispielsweise sind 
für die Gestaltung von Kinderbe­
treuungsarrangements sowohl 
Möglichkeiten für Ganztagsbe­
treuung in Krippen, Kindergärten 
und Schulen als auch für Tages­
eltern und Initiativen zu schaffen 
und – im Sinn der neuen „Bürge­
rInnenarbeit” – auch Non­Profes­
sionals in Betreuungsarrange­
ments einzubeziehen. Eltern müs­

Drei Leitlinien für die 
Zukunftsfähigkeit von 
Familien sollten dabei 
Gültigkeit haben:  
die Ermöglichung von 
Vielfalt, von Geschlech-
tergerechtigkeit und 
von Zuwendung.
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sen selber entscheiden können, 
was sie brauchen – dafür muss es 
aber tatsächlich ein breites und 
finanzierbares Angebot geben 
und die Möglichkeit, dieses z.B. 
über Betreuungsgutscheine auch 
wahrzunehmen. Ebenso wich­
tig wie quantitativ ausreichende 
unterschiedliche Angebote ist 
dabei ihre Qualität, um Kinder 
nicht gemäß den Anforderungen 
einer entgrenzten Erwerbswelt 
„weg”zuorganisieren oder rein 
funktional zu „bilden”.
Viertens muss das Caring­Kon­
zept weiter gefasst werden. Fra­
gen der Sorge und Versorgung 
in Familien richten sich – insbe­
sondere vor dem Hintergrund 
entgrenzter Arbeitsbedingun­
gen – nicht nur auf kleine Kin­
der, sondern auch auf Schulkin­
der24, auf kranke Familienmit­
glieder und pflegebedürftige  
Eltern. Familienpolitik als Care­
Politik umfasst deshalb mehr als 
Kinderpolitik, sie bezieht sich auf 
das gesamte Alters­ und Genera­
tionengefüge.
Fünftens sind die Adressaten 
solcher Forderungen und die 
Akteure der anstehenden Verän­
derungen genau zu spezifizieren. 
Wenn Zuwendung, Erziehung 
und „Caring” nicht den Marktge­
setzen geopfert werden sollen, 
müssen neue gesellschaftliche 
Koalitionen gegründet werden, 
an denen sich neben Politikerin­
nen und Politikern von Bund, Län­
dern und Kommunen vor allem 
auch Unternehmerinnen und Un­
ternehmer und Gewerkschafte­
rinnen und Gewerkschafter, Per­
sonen aus Familien­ und Wohl­

fahrtsverbänden, Initiativen und 
Vereinen beteiligen. Die Gestal­
tung einer Zukunft, in der Caring 
für Kinder, Kranke und Alte keine 
lästige Restgröße, kein Stress ist, 
sondern ein wichtiger und aner­
kannter Teil von Lebensqualität 
und gutem Leben, kann nur als 
gemeinsames Vorhaben gelin­
gen. Dabei kommt der kommuna­
len Ebene eine herausgehobene 
Stellung zu, denn vor Ort gilt es, 
Vernetzungen und Synchronisa­
tionen von Betrieben, Behörden 
sowie Institutionen und enga­
gierten Bürgerinnen und Bürger 
aktiv und im Dialog herzustellen. 
Hierfür können kommunale Fami­
lienaktionstage und im Idealfall 
kommunale oder auf Landkreise­
bene erstellte Familienberichte 
eine wichtige Anschubfunktion 
leisten, um die Aufmerksamkeit 
der Akteure zu wecken – länger­
fristig gesehen bedarf es dann al­
lerdings regelmäßiger Foren wie 
kommunaler Bündnisse, um eine 
nachhaltige Politikgestaltung für 
Familien zu gewährleisten. 
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In der Funktion des 
Zahlmeisters akzeptiert 
die französische  
Gesellschaft sehr  
wohl betriebliche  
Familienpolitik.

Erwartungshaltungen  
französischer Eltern an  
Familienpolitik1

In Diskussionen um eine moder­
ne Familienpolitik, die den All­
tag von Familien erleichtern und 
die Kinderfreundlichkeit fördern 
hilft, richtet sich die öffentliche 
Aufmerksamkeit zunehmend 
nach Westen, nach Frankreich. 
Das Land mit der ältesten Tradi­
tion institutionalisierter Familien­
politik gilt gegenwärtig als best­
practice­Beispiel für die Zukunft. 

Familienpolitik – eine  
Angelegenheit des Staates

In Frankreich ist der Staat der 
Hauptakteur in der Familienpo­
litik. Familien, Betriebe und die 
Kirche spielen eine nur nachran­
gige Rolle. Während staatliche 
Interventionen in der Familienpo­
litik legitimiert sind, gilt dies weit 
weniger für betriebliches Enga­
gement. Das ist umso erstaunli­
cher, weil die Arbeitgeber tradi­
tionsgemäß einen weit größeren 
finanziellen Beitrag zur Familien­
politik leisten als in Deutschland 
und in anderen Ländern der EU. 
Denn betriebliche Interessen gel­
ten als Einzelinteressen, denen 
gegenüber ein gewisses gesell­

schaftliches Misstrauen entge­
gengebracht wird. In der Funkti­
on eines Zahlmeisters akzeptiert 
die französische Gesellschaft 
sehr wohl betriebliche Familien­
politik, sie akzeptiert diese je­
doch nicht als Taktgeber für den 
Familienalltag oder als Pädagoge 
ihrer Kinder. Hierin liegt ein gro­
ßer Unterschied zu Deutschland. 
Diese gesellschaftlich akzeptier­
te Prioritätensetzung kommt in 
den jährlich durchgeführten Um­
fragen des Meinungsforschungs­
instituts Crédoc und auch in ei­
ner speziellen EU­Umfrage 2001 
zum Ausdruck (Letablier / Pennec 
/Büttner 2003).2 Diese Umfragen 
zeigen, dass Franzosen die Qua­
lität öffentlicher Familienpolitik 
insbesondere daran messen, wel­
chen Beitrag sie zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie leistet und 
inwieweit sie das Alltagsleben 
der Familien erleichtern hilft. 
Familienpolitik wird nicht daran 
gemessen, ob sie Einfluss auf die 
Geburtenrate oder auf Famili­
enformen zu nehmen sucht. Die 
Erwartungshaltung gegenüber 
dem Staat kommt in Äußerungen 
zum Tragen wie: „Nur vom Staat 
können wir Verbesserungen er­
warten.“ – „Die Verantwortung 
des Staates ist normal, weil Kin­
der die Staatsbürger von morgen 
sind.“ – „Für kollektive Kinderbe­
treuung zahle ich Steuern. Das ist 
Bestandteil einer sozialen Demo­

Mechthild Veil

Der Staat soll es richten? 
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kratie.“ Der Staat soll den allge­
meinen, den gesellschaftlichen 
Willen verkörpern, Betriebskin­
dergärten werden eher abge­
lehnt und zwar mit der Begrün­
dung: „Der Unternehmer ist nicht 
Papa oder Mama.“ Es besteht ein 
gewisses Misstrauen, dass Unter­
nehmen die soziale Kontrolle über 
Familie und Privatleben erlangen 
könnten. Der Arbeitgeberver­
band (Medef) teilt durchaus die­
se Haltung und hält sich mit den 
betrieblichen Angeboten zurück. 
Die befragten Eltern beziehen 
sich auf den Staat und fordern 
von ihm mehr Krippenplätze, län­
gere Öffnungszeiten der Krippen 
und eine flexiblere Anpassung 
der Betreuungsdauer an die Ar­
beitszeiten der Eltern, die nicht 
mehr „Standard“ sind. Das große 
Problem erwerbstätiger Eltern 
sind die „starren“ Öffnungszeiten 
der Einrichtungen. Weil die Ar­
beitszeiten in Frankreich stärker 
flexibilisiert sind als in Deutsch­
land, greifen Eltern häufig auf 
die „flexibleren“ Tagesmütter zur 
Betreuung ihrer Kinder unter drei 
Jahren zurück.
In der Frage, in welche Richtung 
zukünftig kindbezogene Famili­
enpolitiken ausgebaut werden 
sollten – mehr Infrastruktur oder 
mehr Transferleistungen – haben 
sich Franzosen für das erstere 
entschieden. Eine im Januar 2003 
vom Forschungsinstitut CREDOC 
durchgeführte Umfrage zur Ein­
stellung der Franzosen zur Fami­
lienpolitik und zu den Leistungen 
der Familienkassen fragte da­
nach, welche Familienleistungen 
ihrer Meinung nach vorrangig 
erhöht werden sollten. Es wurde 

auch die Frage gestellt, ob die 
Erhöhung der Familienleistun­
gen Priorität haben sollte und ob 
Familienleistungen (für Kinder) 
überhaupt in Form von Geldbe­
trägen oder als kollektive oder 
private Dienstleistung gewährt 
werden sollten. Von den Befrag­
ten äußerten sich 66% für einen 
Ausbau der Dienstleistungen und 
33% für eine Erhöhung der Geld­
leistungen. Diese starke Präfe­
renz der Eltern für Dienstleistun­
gen fand sich erstaunlicherweise 
in allen sozialen Schichten (Crout­
te/ Hatchuel 2001). Eine ähnliche 
Umfrage in Deutschland, die auf 
einer Initiative von McKinsey be­
ruht, kommt im Mai 2002 zu ähn­
lichen Ergebnissen: 71% der be­
fragten Mütter, die aus familiären 
Gründen ihre berufliche Tätigkeit 
eingeschränkt oder aufgegeben 
haben, sprachen sich für bes­
sere Betreuungsmöglichkeiten 
aus, um wieder oder in stärkerem 
Umfang erwerbstätig sein zu kön­
nen. 
Wie ist es zu dieser Arbeitstei­
lung zwischen Staat und Familie 
in Frankreich gekommen? Was 
sind die Hintergründe dafür, dass 
sich Erziehende derart auf den 
Staat verlassen? Mehrere Fakto­
ren und gewachsene Strukturen 
sind hierfür „verantwortlich“. Zu 
nennen ist vor allem eine staatli­
che und gegenüber den Religi­
onen neutrale, also laizistische 
Familienpolitik.

Die Tradition einer  
laizistischen Familienpolitik
In der dritten Republik (1871­1940) 
bildete sich eine öffentliche und 

In der Frage, in welche 
Richtung zukünftig 

kindbezogene  
Familienpolitiken aus-
gebaut werden sollten 

– mehr Infrastruktur 
oder mehr Transferleis-

tungen – haben sich 
Franzosen für das  

erstere entschieden.
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laizistische Familienpolitik her­
aus. Sie löste nach und nach die 
bis dahin vorherrschende Fami­
lienpolitik eines sozialkatholisch 
geprägten Unternehmertums 
(patronat) ab, die sich im Zeitalter 
der Industrialisierung gegen auf­
kommende Klassenkämpfe rich­
tete und gegen die Interessen 
des republikanischen und laizisti­
schen Staates3 (Schultheis 1988). 
Die patronale Familienpolitik hat­
te eine lange Tradition und war 
beherrscht von bevölkerungs­
politischen und moralethischen 
Argumenten (Lessenich/Ostner 
1995). 
In der Zwischenkriegszeit erklär­
te der Staat die bis dahin frei­
willigen Familienleistungen der 
Unternehmer (in Form betriebli­
cher Familienkassen) zu obliga­
torischen und löste das sozialka­
tholische Unternehmertum als 
Träger der politique familiale im 
20. Jahrhundert ab. Allerdings ist 
der finanzielle Beitrag der Arbeit­
geber – sie finanzieren überwie­
gend die öffentlich­rechtlichen 
Familienkassen, aus denen die 
Familienleistungen bestritten 
werden – immer noch erstaunlich 
hoch.
Diese mit Beginn des 20. Jahrhun­
derts einsetzende Institutionali­
sierung einer staatlichen Famili­
enpolitik fand ihren vorläufigen 
Höhepunkt nach dem 2. Welt­
krieg. Auf Initiative der franzö­
sischen Widerstandsbewegung 
gegen die deutsche Besatzung 
(Libération) und des damaligen 
Ministerpräsidenten de Gaulle 
wurde 1946 eine nationale Fami­
lienkasse (CNAF) als Zweig der 
Sozialversicherungen gegründet. 

Familienpolitik gilt seitdem als 
Teil des durch den Staat zu or­
ganisierenden sozialen Schutzes 
(Letablier/ Pennec/Büttner 2003). 
Die Erwartungshaltung der Be­
völkerung auf familienpolitische 
Hilfen richtet sich – wie die oben 
zitierten Interviews zeigen konn­
ten – zunächst also an den Staat.
Die Gesellschaft hat sich im Laufe 
ihrer Geschichte auf eine staat­
liche Familienpolitik geeinigt, 
die weniger abhängig ist von 
betrieblichen Interessen und 
von parteipolitischen Allianzen. 
Französische Familienpolitik ist 
stärker politischen Kontinuitäten 
verpflichtet als in Deutschland. 
Das laizistische Grundverständ­
nis verhindert, dass familienpo­
litische Initiativen zwischen welt­
anschaulichen und religiösen 
Interessen zerrieben werden. 
Unabhängig von der politischen 
Couleur der jeweiligen Regierun­
gen, die Frankreich traditionsge­
mäß zwischen Rechts und Links 
wechselt – seit 1981 siebenmal 
(Martin 2000) – beruht französi­
sche Familienpolitik auf robusten 
institutionellen Regularien, wie 
den jährlich einberufenen Famili­
enkonferenzen, und auf robusten 
Akteurskonstellationen. Die Ak­
teure, die sich neben der Vielfalt 
von Familienverbänden aus einer 
zahlenmäßig kleinen „wohlfahrts­
staatlichen Elite“ von Absolventen 
der Grandes Ecoles zusammen­
setzen, garantieren einen gewis­
sen Grad an Kontinuität. Auch in 
Zeiten der Rezession hat Fami­
lienpolitik höchste Priorität. Sie 
ist in der politischen Hierarchie 
ranghoch angesiedelt. Wesent­
liche Instrumente familienpoliti­

Die französische  
Gesellschaft hat sich im 
Laufe ihrer Geschichte 
auf eine staatliche  
Familienpolitik ge-
einigt, die weniger 
abhängig ist von be-
trieblichen Interessen 
und parteipolitischen 
Allianzen.
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scher Entscheidungsfindung sind 
beim Ministerpräsidenten ange­
siedelt, der z.B. die Familienkon­
ferenzen einberuft. Wäre dies in 
Deutschland denkbar? Man stelle 
sich vor: Der Kanzler beruft jähr­
lich eine aus Politik, Wissenschaft 
und Verbänden zusammenge­
setzte Familienkonferenz ein, die 
lange Zeit vorher in Arbeitsgrup­
pen vorbereitet wurde, hält dort 
eine Rede und fühlt sich zudem 
noch an die Beschlüsse der Kon­
ferenz gebunden! 
Weil französische Familienpolitik 
nicht als ein randständiger Be­
reich, als „Frauennische“ gilt, son­
dern mitten in der Gesellschaft 
verankert ist, kann sie politische 
Kraft entwickeln. 

Betriebliche Familienpolitik? 
– Nur am Rande

Lange Zeit haben die Sozialpart­
ner, Betriebe und Gewerkschaf­
ten Anfang des 20. Jahrhunderts 
das Leitbild des Arbeitnehmers 
mit einer kinderreichen Familie 
gestützt. Vor allem das Unter­
nehmertum beteiligte sich an 
familienpolitischen Initiativen. 
Betriebe förderten betriebliche 
Kinderbetreuungseinrichtungen 
und zahlten zumeist an die männ­
lichen Familienernährer familien­
politische Lohnzuschläge (den 
sog. Familienlohn). Mit Gründung 
der Sozialversicherungen (1945) 
und der Familienkassen (1946), 
wurden viele familienpolitische 
Aufgaben vom patronat auf den 
Staat und auf die Sozialversiche­
rungen übertragen, ohne dass 

die Arbeitgeber aus ihrer Funkti­
on als die wesentlichen Finanziers 
der Familienpolitik entlassen wur­
den. Sie tragen auch gegenwär­
tig noch den Großteil der Kosten, 
was in den eigenen Reihen nicht 
unumstritten ist. Interviews mit 
Arbeitgebern (Letablier/Pennec 
2001) haben gezeigt, dass es für 
diese keine Selbstverständlich­
keit mehr ist, eine Familienpolitik, 
die sich aus ihrer Zuständigkeit 
zu einer Angelegenheit des Staa­
tes entwickelt hat, weiterhin und 
beinahe ausschließlich zu finan­
zieren. Die Arbeitgeber wollen 
nicht mehr die ausschließlichen 
Finanziers sein, sich aber auch 
nicht in die Kinderbetreuung 
„einmischen“. Das soll Aufgabe 
des Staates sein, mit allen, auch 
finanziellen, Konsequenzen. Ein 
Vertreter des Arbeitgeberver­
bandes fasste seine zukünftigen 
Vorstellungen so zusammen: „Un­ 
bestritten ist es nur logisch, das 
Baby zukünftig dem Staat zu 
übergeben“ (Letablier/Pennec 
2001, S. 20). 
Gegenwärtig organisieren und 
finanzieren Betriebe über die Be­
triebskommitees (Einrichtungen 
ähnlich den deutschen Betriebs­
räten) Freizeitaktivitäten für Fami­
lien, z.B. für den schulfreien Mitt­
woch, und in den langen Schulfe­
rien sog. colonies de vacances. 
Sie gewähren auch Zuschüsse zur 
privaten Kinderbetreuung und 
für kommunale Dienstleistun­
gen. Relativ neu sind betriebliche 
Elternurlaubsregelungen und 
elternfreundliche Zeitbudgets. 
Gegenüber staatlichen Initiati­
ven sind die betrieblichen Hand­
lungsfelder jedoch sehr einge­

Auch in Zeiten der 
Rezession hat  

Familienpolitik höchste 
Priorität.
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schränkt, die Erwartungshaltung 
der Gesellschaft ihnen gegenü­
ber bleibt zurückhaltend.

Förderung von Kindern 
– Hilfen zur Vereinbarkeit 

Aus deutscher Sicht erstaunt 
immer wieder folgender Zusam­
menhang: Frankreich weist mit 
die höchste Geburtenrate in Eu­
ropa auf (auf 100 Frauen im ge­
bärfähigen Alter kommen 189 
Kinder gegenüber 134 Kinder in 
Deutschland)4 und gleichzeitig 
eine höhere Erwerbsbeteiligung 
von Müttern5 (die Erwerbsquote 
von Müttern mit einem Kind un­
ter 3 Jahren liegt in Frankreich 
bei 80,3% gegenüber 60,7% in 
Deutschland, für Mütter mit ei­
nem Kind unter 6 Jahren, liegt 
die Erwerbsquote in Frankreich 
bei 85,1% gegenüber 73,3% in 
Deutschland).6 Dieser nur schein­
bare Widerspruch ist auch (aber 
nicht nur) auf die vielfältigen und 
großzügigen Hilfen des Staates 
in der Kinderbetreuung zurück zu 
führen. Der Staat stellt das Leis­
tungsspektrum auch in finanziell 
angespannten Zeiten nicht zur 
Disposition; das gilt sowohl für 
rechte als auch für linke Regie­
rungen. Das ist nur möglich, weil 
französische Familienpolitik auf 
breiten gesellschaftlichen Kon­
sens stößt.
Die ältere Tradition der Famili­
enpolitik ist auf die Förderung 
von Geburten ausgerichtet, 
während neuere Orientierungen 
mehr dem Abbau der Verein­

barkeitsproblematik verpflichtet 
sind. Diese geburtenfördernde 
Ausrichtung zeigt sich in einem 
sprunghaften Anstieg der Fami­
lienleistungen ab dem zweiten 
oder dritten Kind, z.B. in der 
Ausgestaltung des Kindergel­
des, das bis 1980 nur Familien 
mit drei und mehr Kindern er­
hielten. Erst die Regierung Mit­
terand führte das Kindergeld ab 
dem zweiten Kind ein, für das 
erste Kind wird auch gegenwär­
tig quasi noch kein Kindergeld 
gezahlt (aber diskutiert). 
Familienleistungen mit gebur­
tenfördernden Anreizen beste­
hen überwiegend aus monetären 
Leistungen, die die finanzielle Si­
tuation kinderreicher Haushalte 
stärken sollen, auch dann, wenn 
die Kinder längst nicht mehr im 
Haushalt der Eltern leben, so z.B. 
eine zehnprozentige Rentenauf­
stockung für Versicherte mit drei 
und mehr Kindern. Diese nata­
listisch orientierten Leistungen 
erhalten seit den 1970er Jahren 
Konkurrenz durch Familienleis­
tungen, die auf eine leichtere 
Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie zielen und damit hel­
fen sollen, das Zusammenleben 
erwerbstätiger Eltern mit ihren 
Kindern zu erleichtern: 

Familienleistungen

– Kleinkindbeihilfe
 Ab dem fünften Schwanger­

schaftsmonat bis zur Vollen­
dung des dritten Lebensjah­
res des Kindes. Pro Familie 

Frankreich weist  
mit die höchste  
Geburtenrate in Europa 
auf und im Vergleich 
mit Deutschland eine 
höhere Erwerbsbeteili-
gung von Müttern.
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wird nur eine Kleinkindbeihil­
fe gezahlt.

– Beihilfe zur häuslichen Kin-
derbetreuung

 Für Kinder unter sechs Jah­
ren. Die Betreuung findet im 
eigenen Haushalt statt, min­
destens ein Elternteil muss 
berufstätig sein.

– Beihilfe zur Beschäftigung ei-
ner Tagesmutter

 Für Kinder unter sechs Jahren. 
Die Betreuung findet in der 
Wohnung der Tagesmutter 
statt.

– Beihilfe für Alleinerziehende
 Ein nach der Kinderzahl ge­

staffeltes Grundeinkommen 
für Geringverdienende.

– Mutterschaftsurlaub
 Er beträgt insgesamt 16 Wo­

chen, ab der dritten Geburt 
26 Wochen. Zahlung eines 
Lohnersatzgeldes in Höhe 
des Nettolohns der letzten 
drei Monate vor dem Mutter­
schaftsurlaub.

– Vaterschaftsurlaub (ab 01.01. 
2002)

 Insgesamt 14 Tage. Zahlung 
eines Lohnersatzentgeltes wie 
beim Mutterschaftsurlaub.

– Beihilfe zum Schuljahrsbe-
ginn 

 Ein einkommensabhängiger 
Pauschalbetrag.

– Sondererziehungsbeihilfe für 
behinderte Kinder.

– Öffentliche Krippen 
 Für Kinder von 6 Monaten bis 

3 Jahren.

– Kinderschulen (écoles mater­
nelles) für 3­ bis 6­jährige Kin­
der.

Für berufstätige Eltern ist die 
duale staatliche Förderung der 
Kinderbetreuung interessant und 
kann als best­practice­Beispiel 
für Deutschland betrachtet wer­
den: Zum einen die finanzielle 
Subventionierung von Tagesmüt­
tern für häusliche Betreuung (sie 
soll weiter ausgebaut werden) 
und zum anderen die Bereitstel­
lung öffentlicher Strukturen (Krip­
pen und écoles maternelles) (Veil 
2004a). So haben Eltern tatsäch­
lich eine Wahlfreiheit, weniger 
zwischen Beruf oder Familie, was 
viele Französinnen gar nicht an­
streben, als in der Entscheidung 
für eine bestimmte Form staatlich 
geförderter Kinderbetreuung. So 
optieren leitende Angestellte mit 
langen Arbeitszeiten häufig für 
das zeitlich flexiblere Tagesmüt­
ter­Modell während Haushalte 
mit mittleren und niedrigeren 
Einkommen öffentliche Einrich­
tungen wie Krippen bevorzugen, 
weil sie preisgünstiger sind. Fa­
milien wiederum in ländlichen Re­
gionen, in denen Krippenplätze 
rar sind, müssen auf subventio­
nierte Betreuungspersonen zu­
rückgreifen. 
Diese Vielfalt staatlicher Hilfen 
in der (Klein­)Kindbetreuung er­
leichtert es Müttern, erwerbstätig 
zu sein, ohne dass sie diskriminiert 
werden, ohne dass ihnen der Spaß 
an einer Berufstätigkeit genom­
men wird. Vielleicht ist deshalb 
der Kinderreichtum in Frankreich 
größer, vielleicht haben deshalb, 
anders als in Deutschland, dort 

... zum einen  
finanzielle  

Subventionierung von 
Tagesmüttern für  

häusliche Betreuung 
und zum anderen  

Bereitstellung  
öffentlicher Strukturen.
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auch Angehörige bildungsnaher 
Schichten Kinder. Hoch qualifi­
zierte Frauen in Forschung und 
Politik haben häufig mehrere Kin­
der, ohne dass dies ihrem öffent­
lichen Ansehen und ihrer Karrie­
re schaden würde. Beeindruckt 
schauen Frauen in Deutschland 
z.B. auf französische Politikerin­
nen: Die ehemalige sozialistische 
„Superministerin“ für Arbeit und 
Soziales, Elisabeth Gouigou, hat 
vier Kinder, die berufstätige Ehe­
frau des Landwirtschaftsministers 
Hervé Gaymard der konservati­
ven Regierung acht Kinder, die 
sie in ihrer Wohnung im Landwirt­
schaftsministerium mittags bewir­
ten lässt, und die ehemalige sozia­
listische Umwelt­, Unterrichts­ und 
Familienministerin, Ségolène Roy­
ale, die bei den Regionalwahlen 
im März 2004 den Wahlkreis des 
Premierministers Jean­Pierre Raf­
farin für die Sozialisten „erober­
te“, hat vier Kinder. Weil niemand 
mehr den Französinnen ihr Recht 
auf einen Beruf in Frage stellt, wie 
die Familiensoziologen François 
de Singly und vor allem Jeanne 
Fagnani immer wieder betonen, 
können sie sich dem Nachwuchs 
und der Familie zuwenden.
Die Erwerbsquoten französischer 
Mütter7 liegen, unabhängig von 
der Kinderzahl und vom Alter 
des jüngsten Kindes, immer über 
denen in Deutschland (West und 
Ost). Mütter in Frankreich reduzie­
ren ihre Erwerbsbeteiligung erst 
mit der Geburt des dritten Kindes. 
Aber auch mit drei Kindern sind 
französische Frauen noch stär­
ker auf dem Arbeitsmarkt vertre­
ten als Frauen in Deutschland. In 
Frankreich (wie auch in den skan­

dinavischen Ländern) ist es also, 
dank staatlicher Hilfen, durchaus 
möglich, Mutterschaft mit Berufs­
tätigkeit und Berufsorientierung 
zu verbinden. Auch wenn die Ursa­
chen hierfür vielfältig sein mögen 
und eindimensionale Erklärungs­
muster abzulehnen sind, so hat 
doch international vergleichende 
Forschung eine Korrelation zwi­
schen den Möglichkeiten zur Ver­
einbarkeit von Beruf und Familie 
und der Geburtenfreudigkeit in 
einem Lande feststellen können 
(Jenson/Sineau 2001).

Neue Akzente der  
Regierung Raffarin

Die Regierung Raffarin hält an 
einer finanziell aufwändigen Fa­
milienpolitik fest, obgleich sie in 
anderen Politikfeldern, wie dem 
Rentenrecht und demnächst 
auch im Gesundheitswesen, der 
Bevölkerung drastische Sparpro­
gramme zumutet. In der im Jahre 
2003 verabschiedeten Renten­
reform, die für alle Versicherten 
zu Leistungseinbußen führt (Veil 
2004b), sind familienpolitische 
Rentenleistungen (wie z.B. die 
Rentenaufstockung für kinderrei­
che Eltern) nicht reduziert wor­
den. Einige Familienleistungen 
hat die Regierung sogar noch aus­
geweitet: Z.B. ist der Erziehungs­
urlaub für Väter und Angestellte 
des öffentlichen Dienstes von ein 
auf zwei Jahre, in Anlehnung an 
die Regelungen in der Privatwirt­
schaft, aufgestockt worden. 

Hoch qualifizierte  
Frauen in Forschung 
und Politik haben 
häufig mehrere Kinder, 
ohne dass dies ihrem 
öffentlichen Ansehen 
und ihrer Karriere  
schaden würde.
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Neue Akzente setzte die Raffarin­
Regierung auf der Familienkonfe­
renz im April 2003:
– Umsteuern in der betrieb­

lichen Familienpolitik (eine 
stärkere Beteiligung der Ar­
beitgeber);

– Einführung einer Geburten­
prämie für Mütter;

– Anreize (Steuererleichterun­
gen) für häusliche Kinderbe­
treuung, „Erziehung durch El­
tern“ und für einen zeitweisen 
Berufsausstieg von Frauen;

– Anreize für vermehrte Teilzeit;
– ein Kindergeld ab dem ersten 

Kind wird geprüft.

Fazit

Französische Familienpolitik fällt 
im europäischen Vergleich durch 
politische Kontinuitäten und 
durch finanzielle und mentale Ro­
bustheit auf. Dieses Politikfeld ist 
in der Mitte der Gesellschaft an­
gesiedelt, es wird durch „hoch­
rangige“ politische Akteure und 
mit Hilfe institutionell veranker­
ter Instrumentarien verteidigt. 
Ziel der Familienpolitik ist es ei­
nen Kinderwunsch realisieren 
zu helfen, ohne dass Frauen sich 
– zeitweise oder längerfristig –  
vom Berufsleben verabschieden 
müssen. Der Fokus liegt auf dem 
Kindeswohl, Leitbilder sind die 
erwerbstätige Mutter und die 
kinderreiche Familie.
Das Beispiel Frankreich zeigt, 
dass Kinderreichtum und die Er­

werbstätigkeit von Frauen keine 
Gegensätze sein müssen, we­
der auf der Ebene der Leitbilder 
noch in der Praxis. Eine Moder­
nisierung der Sozial­ und Fami­
lienpolitik, von der hierzulande 
ständig geredet wird, ist ohne 
Anpassung der Leitbilder an den 
gesellschaftlichen Wandel nicht 
denkbar.
Allerdings haben auch Frauen in 
Frankreich zunehmend Proble­
me, sich auf dem Arbeitsmarkt 
zu halten, ohne in Zeitarbeits­
verträge und in Niedriglohnbe­
reiche abgedrängt zu werden, 
wofür in Frankreich Teilzeitarbeit 
steht. Auf der einen Seite nimmt 
die Arbeitslosigkeit von Frauen 
zu, auf der anderen Seite Über­
belastung derjenigen, die Arbeit 
haben. Das Zeitbudget für Fami­
lienleben wird knapp, worunter 
vor allem Frauen leiden, die in 
Frankreich, trotz Erwerbstätig­
keit, beinahe ausschließlich für 
die „Familienbelange“ zuständig 
sind. Der Mangel an verfügbarer 
Zeit ist das Problem berufstätiger 
Mütter, das auch auf europäischer 
Ebene brisant zu werden droht. 
Leider liegen zu diesen neuen 
Problemen einer „gelungenen“ 
Vereinbarkeitspolitik noch weni­
ge Forschungsergebnisse vor –  
geschweige denn politische 
Handlungsstrategien, die ernst­
haft diskutiert werden.

Französische  
Familienpolitik fällt im 

europäischen Vergleich 
durch politische  

Kontinuitäten und 
durch finanzielle und 

mentale Robustheit 
auf.
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Anmerkungen

1  Der Beitrag beruht im wesentlichen 
auf einem Artikel, der in den KAS/
Auslandsinformationen 1/2004 er­
schienen ist.

2  Die Untersuchung basiert in Frank­
reich auf 42 qualitativen Interviews 
mit Familien, die nach den Kriteri­
en Alter, soziale Zugehörigkeit und 
Familienstand ausgesucht wurden, 
und zwar nach einem einheitlichen 
Befragungsmuster in acht EU­Mit­
gliedsländern und drei Kandida­
tenländern, durchgeführt von dem 
Netzwerk der EU­Kommission Ipro­
sec mit dem Ziel, die Erwartungen, 
die Familien gegenüber „ihrer“ öf­
fentlichen Familienpolitik hegen, 
vergleichen zu können.

3  Im Jahre 1905 wurde auf gesetzli­
chem Wege die Trennung von Kir­
che und Staat erwirkt.

4  Daten aus dem Jahr 2000 nach Eu­
rostat.

5  Die Erwerbsquoten der Frauen 
ohne Kinder liegen mit 83,9% in 
Deutschland über denen der Fran­
zösinnen (79%), siehe Eurostat, 
Europäische Sozialstatistik, Luxem­
burg 2000.

6  Daten nach Eurostat, Europäische 
Sozialstatistik, Luxemburg 2000.

7  Die Erwerbsquoten der Frauen in 
Frankreich insgesamt liegen al­
lerdings ein wenig unter denen in 
Deutschland.
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Erwerbstätige Eltern sind heraus­
gefordert, Arbeitszeiten, Kinder­ 
und Familienzeiten so auszuba­
lancieren und zu koordinieren, 
dass ein funktionsfähiges alltägli­
ches Zeitgefüge entsteht. In die­
sem Beitrag werden Ergebnisse 
von Interviews mit Eltern, deren 
Arbeitszeiten flexibel sind und 
die Arbeitszeitkonten führen, so­
wie von Interviews mit Kindern 
einiger dieser Eltern vorgestellt. 
Besonders im Blick sind Formen 
des „Time Sharing“ zwischen 
Müttern und Vätern als innova­
tive Formen des Umgehens mit 
dem Zeitproblem. Es zeigt sich, 
dass flexible Arbeitszeiten nicht 
in allen Familien die gleichen Fol­
gen auf die Vereinbarkeit von Be­
ruf und Familie haben; ihr Einfluss 
entsteht erst im Zusammenhang 
der jeweiligen Familiensituation 
und der Vorstellungen der Eltern 
von Familienleben und Kindheit. 
Trotz aller Differenzen werden ei­
nige übergreifende positive wie 
auch negative Auswirkungen er­
kennbar.

Einleitung

Arbeitszeiten sind in den letzten 
Jahren zunehmend flexibilisiert 
worden und weichen immer häu­
figer in Dauer, Lage und Vertei­

Christina Klenner, Svenja Pfahl, Stefan Reuyß

Flexible Arbeitszeiten aus Sicht  
von Eltern und Kindern1

lung von der Normalarbeitszeit 
ab. Wie wirkt sich das auf die 
Zeit aus, die erwerbstätige El­
tern und Kinder im Alltag mit­
einander haben? Hierzu gibt es 
in Deutschland bisher kaum For­
schungsergebnisse. Die sozialen 
Auswirkungen der Arbeitszeitfle­
xibilisierung auf das Alltagsleben 
von Familien werden zwar unter­
schiedlich bewertet, unstrittig ist 
jedoch, dass damit die Fähigkeit 
der Eltern zur Abstimmung und 
Absicherung von Familienleben 
verstärkt gefordert wird. Ob fle­
xiblere Arbeitszeiten die Verein­
barkeit von Beruf und Familie ge­
nerell erleichtern oder erschwe­
ren, kann so allgemein nicht 
beantwortet werden. Antworten 
müssen auf Unterschiede in Ar­
beitszeitformen wie auch in fami­
lialen Bedingungen eingehen. 
Im Projekt „Blockfreizeiten und 
Sabbaticals. Zeitverteilungsmus­
ter im Spannungsverhältnis von 
Arbeitszeiten, Kinderzeiten und 
Familienzeiten“2 sind wir der 
Frage nachgegangen, wie sich 
flexible, ungleichmäßig verteilte 
Arbeitszeiten auf das Alltagsle­
ben von Familien mit Zweiverdie­
ner­Elternpaaren auswirken. In 
Fallstudien haben wir Prozesse 
familialer Zeitabstimmung sowie 
zeitliche Ansprüche von Eltern 
und Kindern untersucht. Welche 
konkreten Balanceleistungen 
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erbringen erwerbstätige Eltern, 
um Arbeits­, Kinder­ und Famili­
enzeiten zu einem funktionsfähi­
gen Ganzen zusammenzubinden? 
Wie schafft sich jede Familie ihr 
alltägliches Zeitgefüge? Uns inte­
ressierte insbesonders, wie diese 
Eltern Zeiten für die Familie unter 
den Bedingungen flexibler Ar­
beitszeiten absichern, und inwie­
fern sie die Arbeitszeitflexibilität 
zugunsten ihrer Familie nutzen 
wollen und können.
Dazu haben wir 28 ausführliche 
Interviews mit abhängig Beschäf­
tigten sowie zehn Interviews 
mit Kindern aus deren Familien 
geführt. Ergänzt wurden diese 
Interviews durch Interviews mit 
Expertinnen und Experten, eine 
quantitative Betriebsbefragung 
zur Verbreitung von Sabbaticals 
in Deutschland3 und Sekundär­
auswertungen amtlicher Statisti­
ken zu Einzelfragen. 24 Interview­
partnerinnen und ­partner unter 
den insgesamt 28 befragten Be­
schäftigten
– waren abhängig Beschäftig­

te mit einer vertraglichen Ar­
beitszeit von mindestens 30 
Stunden in der Woche,

– lebten mit Kindern zusam­
men,

– verfügten über ein Arbeits­
zeitkonto und damit über die 
Möglichkeit, ihre Arbeitszei­
ten (mindestens gelegentlich) 
ungleichmäßig zu verteilen.

Die Interviews mit diesen Eltern 
bilden den Kern der Studie. Vier 
weitere Interviews mit drei Sin­
gles und einem Beschäftigten 
mit einem gleichgeschlechtli­
chen Partner ohne Kind wurden 

kontrastierend berücksichtigt. 
Die qualitativen Interviews mit 
den Eltern dauerten zwischen 
60 und 180 Minuten und waren 
orientiert an den Verfahren des 
„episodischen Interviews“ (Flick 
1995) und des „problemzen­
trierten Interviews“ (Witzel 1989, 
2000). Der Zugang zu den Eltern 
erfolgte über sechs ausgewählte 
Betriebe: Ein Krankenhaus, zwei 
Industriebetriebe (Süßwarenpro­
duktion, Stahlerzeugung), einen 
Wohlfahrtsverband und zwei 
öffentliche Verwaltungen. Die 
meisten dieser Betriebe hatten 
sich schon seit längerem um eine 
Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie bemüht. 
Sie können in dieser Hinsicht als 
eine positive Auswahl gelten. Das 
Altersspektrum der befragten 
Eltern reicht von 25 bis 55 Jah­
ren, die meisten waren zwischen 
30 und 49 Jahren alt. Es handelt 
sich um 14 Frauen und zehn Män­
ner. 20 Befragte sind verheiratet, 
vier Mütter sind allein erziehend. 
Befragt wurden 15 Angestellte, 
sieben Arbeiterinnen und Arbei­
ter und zwei Beamtinnen. Das 
berufliche Spektrum reicht von 
der angelernten Bandarbeite­
rin bis zur Ärztin, die Mehrheit 
der Interviewpartnerinnen und 
–partner verfügt über eine mitt­
lere berufliche Qualifikation als 
Facharbeiter/in (sechs Befrag­
te) oder mittlere/r Angestellte/r 
(acht Befragte).
Ergänzend haben wir acht Mäd­
chen und zwei Jungen im Alter 
von sechs bis 15 Jahren aus sechs 
dieser Familien jeweils etwa eine 
Stunde lang befragt. Acht Kinder 
besuchen die Grundschule, zwei 

Inwiefern wollen und 
können Eltern die 

Arbeitszeitflexibilität 
zugunsten ihrer  
Familie nutzen? 
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das Gymnasium. Zentrale The­
men der Kinderinterviews waren 
Zeitstrukturen, aktive Zeitgestal­
tung, Zeitbedürfnisse und Zeit­
wünsche der Kinder sowie die 
Sicht der Kinder auf die innerfa­
miliale Abstimmung von Zeiten.
In diesem Beitrag wird zunächst 
dargestellt, wie sich mit der Ein­
führung von Arbeitszeitkonten 
die Arbeitszeiten von Beschäftig­
ten verändern. Anhand des em­
pirischen Materials wird nachge­
zeichnet, wie in den untersuchten 
Familien Zeit organisiert und ge­
staltet wird, um ein alltagstaug­
liches Zeitgefüge herzustellen. 
Vertiefend wird anschließend 
das komplexe Zeitmanagement 
einer speziellen Gruppe doppelt 
erwerbstätiger Eltern vorgestellt. 
Abschließend wird über die Sicht 
der befragten Kinder auf flexible 
elterliche Arbeitszeiten berich­
tet.

Arbeitszeiten heute –  
veränderte Bedingungen 
für die Beschäftigten

In den letzten zwei Jahrzehnten 
kam es zu einem massiven Flexi­
bilisierungsschub der Arbeitszei­
ten, der durch die Zunahme von 
Wochenendarbeit, Teilzeitarbeit, 
Gleitzeit, Arbeit am Abend und in 
der Nacht sowie dem Ansteigen 
von Schichtarbeit gekennzeichnet 
ist. Nachdem zunächst die Flexibi­
lisierung der Dauer und Lage der 
Arbeitszeit im Mittelpunkt stand, 
wird derzeit – insbesondere durch 
die Einführung von Arbeitszeit­

konten – eine ungleichmäßige 
Verteilung der Arbeitszeiten auf 
der Zeitachse möglich gemacht. 
Dabei kann innerhalb festgelegter 
Grenzen die tatsächliche Arbeits­
zeit von der vereinbarten nach 
oben oder unten abweichen. Die 
so entstehende Differenz wird in 
Form von Zeitguthaben bei Mehr­
arbeit bzw. Zeitschulden bei ge­
ringerem Arbeitszeitvolumen auf 
einem Arbeitszeitkonto bilanziert. 
Die Guthaben bzw. Schulden kön­
nen entsprechend der jeweiligen 
Kontenregelung zu einem späte­
ren Zeitpunkt ausgeglichen wer­
den. In der Praxis bedeutet dies, 
dass die Beschäftigten zum Teil 
länger und zu Zeiten arbeiten, die 
normalerweise keine Arbeitszei­
ten sind. Sie haben dafür freie Zei­
ten, wenn andere Beschäftigte mit 
traditioneller Arbeitszeitlage ar­
beiten müssen. Je nach Konten­
form und Kontoführung reicht ein 
solcher Zeitausgleich von einzel­
nen freien Stunden bis zu mehr­
monatigen Freiphasen.4 Einzelne 
in die Arbeitswoche eingestreute 
freie Tage sind in der Praxis zum 
Beispiel als „Gleittage“ oder „Ar­
beitszeitverkürzungstage“ be­
kannt. Teilweise bieten die Kon­
tenregelungen auch die Mög­
lichkeit zu „Blockfreizeiten“, bei 
denen mehrere Tage am Stück 
frei genommen werden können. 
Wird längerfristig auf einem Ar­
beitszeitkonto Zeit angespart, 
kann die Arbeitszeit auch in ei­
ner längeren erwerbsarbeitsfrei­
en Zeitphase, dem „Sabbatical“ 
oder „Sabbatjahr“ (auch „Lang­
zeiturlaub“ genannt), ausgegli­
chen werden.5

In den letzten zwei 
Jahrzehnten kam es zu 
einem massiven  
Flexibilisierungsschub 
der Arbeitszeiten.
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Mit Arbeitszeitkonten hat sich ein 
„tiefgreifender Modellwechsel“ 
(Seifert 2001) in der Arbeitszeit­
gestaltung vollzogen, der die 
Spielräume für eine flexible Ar­
beitszeitverteilung vergrößert. 
Allein zwischen 1998 und 2001 
hat sich der Anteil der Betriebe 
mit Arbeitszeitkonten fast um die 
Hälfte erhöht: Während 1998 erst 
19% der Betriebe Arbeitskonten 
eingeführt hatten, waren es 2001 
29% der Betriebe. Und während 
1998 für 33% der Beschäftigten 
ein Arbeitszeitkonto geführt wur­
de, erhöhte sich der Anteil 2001 
auf 40% aller abhängig Beschäf­
tigten (Bauer u.a. 2002; Bun­
desmann­Jansen, Groß & Munz, 
2000). 
Die von uns befragten Eltern ar­
beiten ausnahmslos in Betrieben, 
in denen Arbeitszeitkonten für 
die Beschäftigten geführt wer­
den. Alle Eltern verfügen über ein 
solches Konto. Die Konten die­
nen dem Ausgleich für geleistete 
Arbeit am Wochenende (Kran­
kenhaus, Industriebetrieb) oder 
für saisonbedingt verstärkt anfal­
lende Überstunden (Wohlfahrts­
verband, Kreisverwaltung), zum 
Teil sind sie Bestandteil der gel­
tenden Gleitzeitregelung (Kreis­
verwaltung, Wohlfahrtsverband, 
Verwaltung) oder Teil eines voll 
kontinuierlichen Schichtmodells 
(Industriebetrieb). Diese Vielfalt 
der Kontenformen ist typisch für 
Arbeitszeitkonten in Deutsch­
land. Am verbreitetsten sind 
„Überstundenkonten“, auf denen 
Mehrarbeit angesammelt und in 
Freizeit ausgeglichen wird. An 
zweiter Stelle stehen „Gleitzeit­
konten“, bei denen der tägliche 

Arbeitsbeginn und das tägliche 
Arbeitsende innerhalb gewisser 
Spannen selbst bestimmt werden 
kann. In den letzten Jahren sind 
verstärkt „Konten aus schwan­
kender Arbeitszeitverteilung“ 
eingeführt worden, bei denen 
die tatsächliche und vertragliche 
bzw. tarifliche Arbeitszeit nur in­
nerhalb eines längeren Zeitraums 
deckungsgleich sind. Innerhalb 
dieser Zeiträume (z.B. ein Jahr) 
kann die tatsächliche Arbeitszeit 
von der vertraglichen bzw. tarif­
lichen nach oben oder unten ab­
weichen. Daneben gibt es noch 
„Sonstige Kontenmodelle“, wie 
zum Beispiel Ansparkonten, die 
eine längere Freistellung (Sab­
batical) während der Erwerbs­
biographie ermöglichen, oder 
Konten, auf denen Stunden für 
Altersteilzeitmodelle angespart 
werden, die dann ein früheres 
Ausscheiden aus dem Erwerbsle­
ben unterstützen.

Vor- und Nachteile flexibler 
Arbeitszeiten für Eltern

Die Arbeitszeiten der Eltern sind 
ein wichtiger Taktgeber für die 
Zeitgestaltung von Familien, 
doch bestimmen sie die Gestal­
tung der familialen Zeiten weder 
allein noch unmittelbar. Neben 
den Arbeitszeiten haben weite­
re Bedingungen Einfluss auf die 
gemeinsame Lebensführung 
der Familie und auf die familiale 
Zeitgestaltung. Dazu gehören 
das jeweilige Paar­ und Familien­
konzept, das Konzept der Eltern 
von Kindheit und Erziehung, die 

Mit Arbeitszeitkonten 
hat sich ein  

„tiefgreifender  
Modellwechsel“ in der 
Arbeitszeitgestaltung 

vollzogen, der die 
Spielräume für eine 
flexible Arbeitszeit-

verteilung vergrößert.
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außerfamilialen Betreuungsmög­
lichkeiten der Kinder und auch 
räumliche und infrastrukturelle 
Bedingungen des Wohnumfel­
des. Diese Faktoren bilden ein in­
einander greifendes Geflecht von 
Bedingungen und Ansprüchen 
für das Zusammenleben, das wir 
als familiales Grundarrangement 
bezeichnen. Die Erwerbsarbeits­
zeiten der Eltern spielen dabei 
eine besonders wichtige Rolle, 
wirken aber nicht unmittelbar. Sie 
werden vielmehr im Zusammen­
hang des familialen Grundarran­
gements erst noch „übersetzt“. 
Daher muss die Frage, wie sich 
Arbeitszeitkonten, Samstagsar­
beit, Überstunden oder andere 
flexible Arbeitszeiten auf die fa­
miliale Zeitgestaltung auswirken, 
für unterschiedliche Familien 
mit verschiedenen familialen 
Grundarrangements differen­
ziert beantwortet werden. Es 
ist durchaus möglich, dass Ar­
beitszeiten, die auf den ersten 
Blick als „familienunfreundlich“ 
erscheinen, in der einen Familie 
relativ unproblematisch verarbei­
tet werden, während solche, die 
im allgemeinen als relativ „harm­
los“ angesehen werden, das Fa­
milienleben und die Versorgung 
der Kinder nachhaltig stören 
können. Bei Alleinerziehenden 
mit vollzeitiger oder vollzeitna­
her Erwerbstätigkeit, in Familien, 
in denen beide Eltern vollzeitig 
oder vollzeitnah arbeiten, wenn 
ein Kind behindert ist oder auch 
bei sehr langen Wegezeiten ist 
das Zeitgefüge des Alltags be­
sonders angespannt. Arbeitszeit­
veränderungen können sich dann 
dramatisch auf den Familienall­

tag auswirken. Der Mangel an 
Kinderbetreuungseinrichtungen 
sowie deren eingeschränkte Be­
treuungszeiten – auf die wir hier 
nicht eingehen – vergrößern die 
Schwierigkeiten erheblich. Sol­
che Familien sind auf planbare 
und eher gleichmäßige Vertei­
lung von Arbeitszeiten beson­
ders angewiesen. Die möglichen 
Vorteile einer ungleichmäßigen 
Arbeitszeitverteilung, etwa im 
Rahmen von Arbeitszeitkonten, 
können sie manchmal gar nicht in 
Anspruch nehmen. 
Fast alle von uns befragten Eltern 
können ihre Arbeitszeitvertei­
lung dank der Zeitkonten besser 
an die Zeitbedarfe der Familie 
anpassen. Ziel der Beschäftigten 
mit Kindern ist eine Art „flexible 
Stabilität“ in der Arbeitszeitge­
staltung. Dank ihrer Arbeits­
zeitkonten verfügen sie über 
die Möglichkeit zu einer stärker 
selbst verfügten Variabilisierung 
von Arbeitsbeginn und –ende 
und über die Möglichkeit, sich 
bei Bedarf kurzfristig freie Stun­
den oder Tage zu nehmen, sofern 
dem keine betrieblichen Belange 
entgegen stehen. 
Frau Talbaum, Mutter einer ein­
jährigen Tochter, die als Fachar­
beiterin in einem Industriebe­
trieb Vollzeit arbeitet, sammelt 
die bei ihr saisonbedingt anfal­
lenden Überstunden mitunter zu 
größeren Zeitguthaben an, die 
sie dann in kleineren Freizeit­
einheiten wieder entnimmt. Sie 
findet ihr Arbeitszeitkonto „sehr 
praktisch. Man hat immer ein 
bisschen Spielraum, wenn denn 
wirklich mal was ist.“
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Die untersuchten Eltern setzen 
flexible Arbeitszeiten und die 
damit verbundenen eigenen Ge­
staltungsspielräume für zweierlei 
Ziele ein. Einerseits geschieht das 
zur Etablierung eines regelmäßi­
gen zeitlichen Grundmusters, um 
gleich bleibende familiale Zeit­
bedürfnisse und Gewohnheiten 
überhaupt erst abzusichern. Man­
che Eltern beginnen im Rahmen 
von Gleitzeit morgens möglichst 
früh mit der Arbeit, um nachmit­
tags möglichst zeitig nach Hause 
zurückzukehren. Einige kommen 
gezielt später zur Arbeit, da sie 
ihre Kinder morgens mit dem 
Auto zur Schule zu fahren. Ande­
re nutzen Gleitzeit, um zum Mit­
tagessen mit den Kindern nach 
Hause zu gehen. Flexible Arbeits­
zeiten machen es auch möglich, 
Kinder von und zu Aktivitäten zu 
begleiten, die an verschiedenen 
Wochentagen zu je eigener Zeit 
stattfinden.
Frau Wiese, allein erziehende 
Mutter eines neunjährigen Soh­
nes, beendet ihre Vollzeittätigkeit 
in einer Verwaltung zu wechseln­
den Zeiten, die abgestimmt sind 
auf die Termine ihres Sohnes. 
Donnerstags nutzt sie die Gleit­
zeit, um etwas früher zu gehen 
und den Sohn vom Klavierunter­
richt abzuholen, mittwochs arbei­
tet sie länger und holt danach den 
Sohn vom Taek­Won­Do­Kurs ab.
Ebenso nutzen Eltern flexible 
Arbeitszeiten, um auf wechseln­
de und besondere Zeitbedarfe 
der Kinder spontan reagieren zu 
können. Bedarf dafür entsteht 
etwa weil der Kindergarten über­
raschend wegen „Läusealarm“ 

geschlossen hat oder kurzfristig 
wichtige Termine eingehalten 
werden müssen.
Frau Nelken: „Dem Jungen ist die 
Zahnspange durchgebrochen. ... 
Und dann die Termine so zu legen, 
dass die Spange hingebracht wer-
den muss und wieder abgeholt 
werden kann und repariert ... Und 
da ist das wieder günstig, um auf 
die Arbeitszeit zu kommen, dass 
man eben flexibel hier ist.“
Auch bei kurzfristiger Erkrankung 
der Tagesmutter oder Terminen 
in der Schule, wie z.B. Eltern­
sprechtagen, entlastet es Eltern, 
wenn sie spontan auf Zeitgutha­
ben ihres Arbeitszeitkontos zu­
rückgreifen können, um sich frei 
zu nehmen: 
Frau Schlehe berichtet, wie sie 
kurzfristigen Unterrichtsausfall 
ihrer behinderten 16­jährigen 
Tochter aufgrund von Schulkon­
ferenzen auffängt: „... dann muss 
ich mich mit meinem Mann ab-
sprechen ... dann fluche ich drei 
bis vier Mal und dann wird über-
legt‚ nimmst du frei oder ich?“
Zeitguthaben werden von Eltern 
auch dafür genutzt, an einem 
Sportereignis des Kindes oder an 
einer Theateraufführung, an der 
es mitwirkt, teilzunehmen. Auch 
wenn das Kind etwa bei Schul­
wechsel, bei Streit mit Klassenka­
meraden oder bei Liebeskummer 
besondere Zuwendung braucht, 
können Eltern im Rahmen ihrer 
Arbeitszeitkonten darauf reagie­
ren:
Frau Wiese: „Ja, das ist auch 
schon mal vorgekommen, dass 
die Schule angerufen hat, dass 

Ziele beim Einsatz 
flexibler Arbeitszeiten 

sind die Etablierung  
eines regelmäßigen 

zeitlichen Grund-
musters sowie das 

Offenhalten der  
Möglichkeit zu  

spontaner Reaktion auf 
wechselnde und  

besondere Zeitbedürf-
nisse der Kinder.



	 5�

Flexible	Arbeitszeiten	aus	Sicht	von	Eltern	und	Kindern Christina	Klenner,	Svenja	Pfahl,	Stefan	Reuyß

	
Po

lis
	4

�

ich dann mal hin musste. Ja. Das 
habe ich dann auch gemacht ... 
Wenn jetzt da ein kleines Drama, 
ja, und dann musste ich dann da-
hin.“
Auch bei längerfristigen beson­
deren Betreuungsbedarfen von 
Kindern können Beschäftigte auf 
ihre Arbeitszeitkonten zurück­
greifen. Für Phasen der Ein­ oder 
Umschulung, Umzug der Familie, 
Trennung/Scheidung der Eltern, 
längerfristige Schulprobleme 
oder soziale Schwierigkeiten der 
Kinder nutzen Eltern gern Block­
freizeiten und/oder längerfristige 
Auszeiten (Sabbaticals): 
Frau Wiese hat ein vierwöchi­
ges Sabbatical mit vier Wochen 
Sommerurlaub kombiniert, als ihr 
Sohn eingeschult wurde. Denn 
die Ferien des Kindergartens be­
gannen bereits acht Wochen vor 
dem Einschulungstermin. „Und 
das war einfach ein bisschen sehr 
lang. Und der Hort hatte auch zum 
Teil geschlossen.“
Vor allem die mehrwöchigen 
„Betreuungslücken“ in Schulferi­
en oder Schließzeiten in Kinder­
gärten stellen ein besonderes 
Problem dar. Das trifft für nahezu 
alle befragten Eltern zu. In einer 
überraschend großen Zahl der 
befragten Familien mit zwei er­
werbstätigen Elternteilen neh­
men Vater und Mutter nacheinan­
der oder zumindest versetzt Ur­
laub, um die gesamte Ferienzeit 
der Kinder abzudecken. 
Nicht alle erwerbstätigen Eltern 
können die Möglichkeiten ihrer 
Arbeitszeitkonten wirklich aus­
schöpfen. Gerade allein erzie­
henden Eltern mit streng durch­

geplantem Familienalltag ist es 
kaum möglich, zusätzlich zur 
regulären Arbeitszeit noch Stun­
den vorzuarbeiten und eigentlich 
dringend benötigte Zeitgutha­
ben anzusammeln:
Frau Kiefer, Büroangestellte mit 
28,5 Stunden/Woche, würde ihr 
Arbeitszeitkonto gerne intensi­
ver nutzen. Ihre Kinder (sieben 
und zehn Jahre), kommen nach 
Besuch der Schulrandbetreuung 
bereits gegen 13.30 Uhr nach 
Hause. Frau Kiefer arbeitet nur 
bis 14.15 Uhr, denn sie möchte die 
Töchter nicht mehr als eine Stun­
de allein lassen. Frau Kiefer dürf­
te im Gegenzug für angesammel­
te Zeitguthaben einen ganzen 
freien Tag im Monat in Anspruch 
nehmen. Das gelingt aber nicht 
immer, weil sie wegen der Töch­
ter nur wenige Minuten am Tag 
länger arbeiten kann. „Und das 
sind auch Tage ... da mache ich 
einen Arztbesuch, da erledige ich 
irgendeinen Behördengang oder 
sonstige Dinge. Also die sind für 
mich eigentlich sehr wichtig. Und 
ich bin dann also schon traurig, 
wenn ich diesen Tag irgendwie 
nicht herausgearbeitet kriege ...“ 
Gelegentlich nutzt sie Nachmitta­
ge, an denen ihre Töchter eigene 
Termine haben, um nachmittags 
in den Betrieb zurückzukehren 
und einige Stunden vorzuarbei­
ten. Trotzdem reicht der Zeitpuf­
fer des Arbeitszeitkontos nicht: 
„Also morgen ist zum Beispiel 
ein Kindergeburtstag ... Morgen 
habe ich frei. Auf Überstunden, 
die ich aber noch gar nicht alle 
zusammen habe ... ich habe jetzt 
zwei Überstunden, brauche aber 

Mehrwöchige  
„Betreuungslücken“ 
stellen ein Problem 
dar, das von vielen 
Familien bewältigt 
wird, indem die Eltern 
versetzt Urlaub  
nehmen.
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für den Tag fünf Stunden und 47 
[Minuten], das heißt also, ich ma-
che morgen Minus ... Wenn man 
Geburtstag hat, da weiß man es ... 
vorher. Aber es kann auch irgend-
was anderes sein, ein Arzttermin 
plötzlich, und schon muss man 
wieder früher gehen. Und dann 
muss man halt gucken, wie kommt 
man wieder an diese Stunden?“
Auch wenn fast alle von uns be­
fragten Eltern einer flexiblen 
Gestaltung von Arbeitszeiten 
grundsätzlich aufgeschlossen 
gegenüber stehen, unterschei­
den sie klar zwischen einer selbst 
gewählten Flexibilisierung und 
einer flexiblen Arbeitszeitgestal­
tung im betrieblichen Interesse. 
Befragte Eltern berichten, wie 
letztere mit dem familialen Zeit­
bedarf in Konflikt kommen kann. 
Arbeitszeiten am Abend oder am 
Samstag vertragen sich nicht mit 
den begrenzten Öffnungszeiten 
von Kinderbetreuungseinrichtun­
gen und oft nur schlecht mit den 
Bedürfnissen der Kinder nach 
regelmäßigen gemeinsamen 
Zeiten mit den Eltern. Belastun­
gen entstehen für Eltern durch 
schlecht planbare Überstunden 
sowie dann, wenn das tägliche 
Arbeitsende vom Arbeitsanfall 
abhängt und deshalb schlecht 
vorhersehbar ist. Die wechselnde 
Lage der Arbeitszeiten, vor allem 
Spätschichten, sind insbeson­
dere für allein erziehende Eltern 
problematisch. Die Befragungs­
ergebnisse zeigen, dass flexible 
Arbeitszeiten familiale Rhyth­
men und eine gleichmäßige All­
tagsgestaltung dann besonders 
stören, wenn sie sich kurzfristig 

und gegen den Willen der Eltern 
ändern und „privat“ empfunde­
ne Zeiträume besetzen. Solche 
Formen der Arbeitszeitflexibilität 
stellen einen besonders tiefen 
Eingriff in das familiale Zeitgefü­
ge dar, und zwar ganz besonders, 
wenn Arbeitszeiten in den späten 
Nachmittag, den Abend und das 
Wochenende eindringen, also in 
die üblichen Familienzeiten. Es 
bedarf dann großer Bereitschaft 
zur Abstimmung innerhalb der 
Familie und auch mit externen 
Betreuern. Eltern beschreiben 
zeitliche Möglichkeiten und Gren­
zen der Hilfe von Großeltern, Ver­
wandten oder Freunden:
Das Kind der in regelmäßigen 
Schichten arbeitenden Frau Tal­
baum wird bis spätestens 17 Uhr 
von deren nichterwerbstätiger 
Schwester betreut, die sich da­
nach aber um ihre eigene Familie 
kümmern muss. Herr Talbaum ar­
beitet im Einzelhandel täglich bis 
mindestens 19 Uhr. Bisher gelang 
es Frau Talbaum, nur in der Früh­
schicht eingesetzt zu werden, 
doch wenn diese Regelung dem­
nächst ausläuft und sie auch wie­
der Spätschicht arbeiten muss, 
„dann habe ich echt ein Problem 
... dann hab ich keinen, der das 
Kind ins Bett bringt.“ 
Die allein erziehende Frau Pap­
pel, als höhere Angestellte bei 
einem Wohlfahrtsverband mit 
75% teilzeitbeschäftigt, holt ih­
ren achtjährigen Sohn Philip ge­
wöhnlich auf dem Rückweg von 
der Arbeit um 16 Uhr zu Fuß vom 
Hort ab. Da der Hort spätestens 
um 16.30 Uhr schließt, kann sich 
Frau Pappel größere Schwankun­
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gen ihres Arbeitsendes an den 
Werktagen nicht erlauben. Zu­
dem möchte sie möglichst pünkt­
lich kommen, um diese Stunden 
am Nachmittag gemeinsam mit 
ihrem Sohn zu verbringen. Sofern 
Überstunden notwendig sind, 
legt sie sich diese, da sie in der 
Arbeitseinteilung über die Wo­
che relativ autonom ist, bewusst 
auf den Freitag Nachmittag oder 
zieht dafür sogar den Samstag 
Vormittag in Betracht: „... dann 
nutze ich das auch manchmal, um 
mal was weg zu arbeiten, wofür 
ich längere Zeit brauche oder so.“ 
Denn zu diesen Zeiten wird Philip 
von den Großeltern betreut oder 
besucht seinen Vater.
Abhängig beschäftigte Eltern 
sind den betrieblichen Zeit­
wünschen aber nicht nur passiv 
ausgeliefert.6 In den Interviews 
wird deutlich, wie die Eltern sich 
darum bemühen, betriebliche 
Arbeitszeitvorgaben und Fami­
lienzeiten aktiv miteinander aus­
zubalancieren, indem sie sowohl 
die Zeitgestaltung der Familie an 
sich ändernde Arbeitszeiten an­
passen, als auch Einfluss auf die 
Gestaltung ihrer Arbeitszeiten 
nehmen, um sie mit Familienzei­
ten passfähig zu machen. Viele 
der befragten Eltern versuchen, 
in die regulären Arbeitszeitaus­
handlungsprozesse im Team 
oder der Abteilung auch eigene 
Zeitinteressen einzubringen. 
Herr Drescher, vollzeiterwerbstä­
tig und Vater einer zweijährigen 
Tochter, arbeitet im Krankenhaus 
in einer Abteilung, in der die 
Dienstpläne in enger gegenseiti­
ger Abstimmung gemeinsam von 

den Kolleginnen und Kollegen 
festgelegt werden. Er konnte für 
sich eine individuelle Regelung 
aushandeln, die es ihm erlaubt, 
jeweils an Dienstagen seinen 
Dienst fast zwei Stunden früher 
als üblich zu beenden, um an die­
sem Tag zwischen 15 und 17 Uhr 
seine Tochter zu ihrer Spielgrup­
pe zu begleiten.
Eltern sind durchaus bereit, sich 
auf die vom Betrieb gewünschte 
Flexibilität einzulassen und ge­
wünschte Überstunden zu akzep­
tieren, wenn sie es in der Familie 
einrichten können. Im Gegenzug 
zu der vom Betrieb gewünschten 
Flexibilität, haben sie aber auch 
klare Vorstellungen von einer 
kind­ oder familienorientierten 
Flexibilität, die sie dann ebenfalls 
verwirklicht sehen möchten:
Frau Ginster kritisiert die Positi­
on ihres männlichen Vorgesetz­
ten: „‚Ach eine halbe Stunde ist 
ja nichts, Sie können ja mal eine 
halbe Stunde länger machen.‘ 
Die haben aber gar nicht das Be-
wusstsein, dass eine halbe Stunde 
tödlich sein kann mitunter... Also, 
wenn man dem Kind sagt: ‚Ich 
hole dich um 12 Uhr ab... und man 
kommt eine halbe Stunde spä-
ter, weil der Chef irgendwas hat-
te, und das Kind sitzt eine halbe 
Stunde, zwar betreut, aber alleine 
da. Das ist eine ganz schreckliche 
Situation für ein Kind. Und dieses 
Wissen, dieses Feingefühl haben 
manche Chefs nicht.“ Frau Ginster 
bemüht sich dann doch, darauf 
einzugehen: „Ich kann es versu-
chen. Ich frage die Schwiegerel-
tern, ich frage meine Freundin. 
Und wenn erst da keiner aufpas-

Abhängig beschäftigte 
Eltern sind betriebli-
chen Zeitwünschen 
nicht nur passiv  
ausgeliefert ...
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sen kann, dann muss ich ihm eine 
Abfuhr erteilen ... Dann sage ich: 
Chef, tut mir leid, ich kann nicht 
aus den und den Gründen.‘“
Voraussetzung für die von den El­
tern oft als „Geben und Nehmen“ 
bezeichneten Verhandlungen mit 
dem Arbeitgeber über Arbeits­
zeitänderungen ist, dass sie über 
ausreichende Möglichkeiten der 
Kinderbetreuung verfügen bzw. 
auf flexible Betreuungspersonen 
aus ihrem sozialen Netzwerk zu­
rückgreifen können.
Herr Chemnitz: „... wenn ich jetzt 
Verfügungsschichten machen 
möchte oder der Meister kommt 
an und sagt : ‚Verfügungsschicht!‘ 
... Dann muss ich erst mal gu-
cken ... Erst mal die Frau anru-
fen: ‚Klappt es bei dir?‘ Und dann 
muss ich erst noch mit der Tages-
mutter sprechen, klappt es da? 
Wenn es da klappt, dann kann ich 
zusagen.“ 

„Time Sharing“ – zeit-
versetzte Kooperation der 
Eltern bei der Kinder- 
betreuung

Außer Haus erwerbstätige Müt­
ter oder Väter haben nicht rund 
um die Uhr Zeit für ihre Kinder. 
Es braucht also immer Betreuung 
durch mindestens eine weitere 
Person – dem zweiten Elternteil, 
Großeltern und andere Verwand­
te, Freunde oder Nachbarn – oder 
durch Betreuungseinrichtungen. 
Nur in fünf der 24 untersuchten 
Familien werden die Kinder aus­
schließlich durch die eigenen 

Eltern betreut, da ein Elternteil 
nicht erwerbstätig ist oder sich in 
Elternzeit befindet. In den ande­
ren Familien werden die Kinder 
fast ausnahmslos sowohl durch 
öffentliche Betreuungsinstitutio­
nen (Krippe, Kindergarten, Schu­
le, Hort) als auch ergänzend durch 
Personen aus dem sozialen Netz­
werk betreut. Solche Netzwerke 
setzen sich aus unterschiedlichen 
Personen(­gruppen) zusammen: 
Großeltern, Eltern von Freunden 
der Kinder, andere Verwandte, 
Freunde der Eltern, Nachbarn 
oder bezahlte Babysitter. Dass 
ungewöhnliche und wechselnde 
Arbeitszeiten die Sicherung der 
Kinderbetreuung komplizieren, 
ist oben bereits dargestellt wor­
den. Die Komplexität der von den 
Eltern im Alltag kombinierten 
einzelnen „Betreuungsbaustei­
ne“ macht deutlich, welche Ab­
stimmungsleistungen Eltern zur 
Sicherung der Kinderbetreuung 
erbringen müssen, wenn sich 
ihre eigenen Arbeitszeiten ver­
schieben.
Die Mehrheit aller erwerbstäti­
gen Eltern in Deutschland bewäl­
tigt die Abstimmung zwischen 
Familie und Beruf weiterhin tra­
ditionell, indem ein Ehepartner 
– fast immer die Frau – das Ar­
beitszeitvolumen auf Teilzeit re­
duziert oder gar nicht erwerbs­
tätig ist. Die Frauen gleichen die 
langen Arbeitszeitbelastungen 
ihrer Männer aus, indem sie sich 
flexibel den Zeitbedürfnissen der 
Kinder und des Partners anpas­
sen. 
Flexible Arbeitszeiten können von 
Zweiverdiener­Elternpaaren aber 
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auch dazu genutzt werden, um 
stärker versetzt zu arbeiten und 
so die Kinder abwechselnd zu 
versorgen und zu betreuen.7 Die­
ses Modell wird von uns als „Time 
Sharing“ von Eltern bezeichnet 
und in der Literatur auch als „Co­
parenting“ (Fthenakis & Minsel, 
2002) diskutiert. Unter den von 
uns befragten Eltern befinden 
sich zwei Paare, in denen sich 
die vollzeitbeschäftigten Partner 
die Zeiten für die Kinder relativ 
gleichmäßig aufteilen und dem­
entsprechend auch ihre eigenen 
Arbeitszeiten auf die Zeiten der 
Kinderbetreuung abstimmen. 
Diese Eltern streben Gleichwer­
tigkeit der Partner in der je eige­
nen, subjektiv bedeutungsvollen 
Berufstätigkeit und gleichzeitig 
eine gerechte Arbeitsteilung in 
der Familie an.8 Eine echte Gleich­
verteilung des Zeiteinsatzes für 
die Kinder findet sich bei den von 
uns befragten Familien dort, wo 
beide Elternteile auch tatsächlich 
gleich viel Erwerbsarbeit leisten. 
In weiteren fünf Familien prakti­
zieren Eltern deutliche Ansätze 
von „Time Sharing“, ohne dass die 
Väter sich dort in strengem Sinne 
paritätisch beteiligen. Auch diese 
Väter wirken aber gezielt auf ihre 
Arbeitszeiten ein, um sich über­
durchschnittlich an der Betreu­
ung der Kinder zu beteiligen. In 
drei dieser fünf Familien arbeitet 
ein Elternteil Teilzeit oder befin­
det sich in Elternzeit.
Herr Chemnitz ist Facharbeiter in 
einem vollkontinuierlichen Wech­
selschichtsystem mit sehr unter­
schiedlichen Arbeitszeitlagen. Er 
arbeitet jeweils zwei Tage in Früh­,  
Spät­ und Nachtschicht und hat 

anschließend vier Tage frei. In 
den ersten zwei Lebensjahren 
der Tochter wechselte sich sei­
ne Vollzeittätigkeit mit der dazu 
passend gelegten Teilzeitarbeit 
seiner Frau zeitlich ab: „... ich kam 
von der Frühschicht um 14 Uhr, sie 
ist von 14 bis 17 Uhr arbeiten ge-
gangen ... Bei Mittagschicht ist sie 
von 8 bis 12 Uhr arbeiten gegan-
gen, und danach bin ich arbei-
ten gegangen. Bei Nachtschicht 
bin ich aufgestanden um 13 Uhr, 
dann ist sie arbeiten gegangen 
bis 17 Uhr.“ Inzwischen arbeitet 
auch Frau Chemnitz Vollzeit, und 
zwar täglich von 8 bis 16 Uhr in 
einem Werbebüro. Die Tochter 
ist sechs Jahre alt, besucht einen 
Ganztagskindergarten, und eine 
Tagesmutter ist in das Arrange­
ment einbezogen. Die Arbeitstei­
lung der Eltern erfolgt abhängig 
von Herrn Chemnitz‘ Schichtplan. 
An den meisten Tagen holt Herr 
Chemnitz seine Tochter nachmit­
tags vom Ganztagskindergarten 
ab, außer an den Tagen mit Spät­
schicht, wenn er von 14 Uhr bis 
22 Uhr arbeitet. Dann übernimmt 
seine Frau diese Aufgabe. Zu die­
sem Zweck muss sie ihren Arbeits­
platz 30 Minuten früher als üblich 
verlassen. Diese Arbeitsstunden 
holt Frau Chemnitz entweder 
durch abendliche Überstunden 
an den freien Tagen ihres Man­
nes oder durch gelegentliche Ar­
beit am Wochenende nach. Herr 
Chemnitz versorgt die Tochter 
zudem morgens vor dem Kinder­
garten und bringt sie gegen 8.30 
Uhr dort hin, außer wenn er Früh­ 
oder Nachtschicht hat, dann wie­
derum übernimmt dies erst seine 
Frau und anschließend die Tages­
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mutter. Da er an allen Tagen, au­
ßer den Spätschichttagen, länger 
mit seiner Tochter zusammen ist 
als seine Frau, ist Herr Chemnitz 
die Hauptbetreuungsperson für 
seine Tochter. Auch seine frei­
en Tage verbringt er so weit wie 
möglich mit ihr.
Paare, die „Time­Sharing“ betrei­
ben, streben danach, Zeitmuster 
aus Erwerbsarbeit und Famili­
enleben möglichst weitgehend 
abzustimmen. Beide Elternteile 
federn die arbeitsbedingte Ab­
wesenheit des jeweils anderen 
Elternteils ab. Die Alltagsorgani­
sation der untersuchten Familien 
wird durch diese zeitlich versetz­
te Verschränkung von Arbeitszei­
ten und Betreuungszeiten sehr 
komplex: 
Herr Linde ist vollzeitnah als höhe­
rer Verwaltungsangestellter tätig, 
seine Frau ist vollzeitbeschäftigte 
Lehrerin. Sie haben eine 15­jähri­
ge Tochter und zwei Söhne im Al­
ter von einem und sechs Jahren. 
Der sechsjährige Leo besucht bis 
16.30 Uhr eine Ganztagsschule, 
der einjährige Lasse wird täglich 
von 8 Uhr bis 14.30 Uhr in einer 
Krippe betreut. Herr und Frau 
Linde sind abwechselnd für die 
nachmittägliche Betreuung der 
Kinder und den Haushalt zustän­
dig. Dazu hat Herr Linde seine 
Arbeitszeit leicht reduziert (auf 
35 Stunden pro Woche) und ar­
beitet im Rahmen seiner Gleitzeit 
montags, mittwochs und freitags 
nur bis 14.30 Uhr. Er holt dann 
Lasse aus der Krippe und Leo 
von der Schule ab. Dienstags und 
donnerstags arbeitet er bis 17 
Uhr und Frau Linde übernimmt 

Kinderbetreuung und Haushalt. 
Die Unterrichtsvorbereitung ver­
schiebt sie an diesen Tagen in 
die Zeit nach dem Abendessen. 
Jeder begleitet einmal in der Wo­
che Leo zum Fußballtraining. Herr 
Linde bringt zudem morgens die 
Söhne zur Krippe bzw. Schule 
und nimmt auch Laura im Auto 
mit, da ihre Schule direkt neben 
seiner Arbeitsstätte liegt. „Und 
sie kommt auch mittags manch-
mal zum Essen ... in die Kantine.“ 
Die Zeiten beider Partner müssen 
beim „Time­Sharing“ passgenau 
ineinander greifen, so dass sich 
beide Partner auf Absprachen 
miteinander verlassen können. 
Oft genug ist ein termingenaues 
Übergeben der Kinder notwen­
dig, das Herr Linde als „fliegen­
den Wechsel“ beschreibt. Dies 
schränkt die Möglichkeit ein, 
sich am Arbeitsplatz auf kurzfris­
tige Zeitänderungen, vor allem 
Überstunden, einzulassen. Und 
es ist notwendig, dass Arbeitge­
ber dies nicht nur akzeptieren, 
sondern Arbeitszeitverteilungs­
muster zulassen, die gewünscht 
werden, um zu Hause Familien­
zeiten zu organisieren. „Time­
Sharing“-Eltern möchten flexible 
Arbeitszeiten produktiv für ein 
gemeinsames Familienleben ne­
ben der Erwerbstätigkeit nutzen, 
sind aber auch auf Planbarkeit 
und eine gewisse Stabilität der 
Arbeitszeitmuster angewiesen. 
Zugleich können Eltern die Ver­
sorgung ihrer Kinder sowie deren 
Termine besser absichern, wenn 
dafür zwei verantwortliche Perso­
nen zur Verfügung stehen.

Paare, die  
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„Time Sharing“ ist ein Modell fa­
milialer Arbeitsteilung, das nicht 
nur auf extern verursachte Ar­
beitszeitnöte antwortet, sondern 
von egalitären Paar­ und Famili­
enkonzepten von Eltern ausgeht. 
Die Väter, die am „Time Sharing“ 
mit ihren Partnerinnen interes­
siert sind, sind „neue Väter“ (Ft­
henakis & Minsel 2001), die inten­
siv am Leben ihrer Kinder betei­
ligt sein möchten.
Herr Chemnitz: „Ich bin ja nicht 
nur als Erzeuger da, sondern auch 
als Vater.“ Herr Linde bedauert 
es, dass er an zwei Tagen erst 
gegen 18 Uhr nach Hause zurück­
kehren kann: „... dann sind die 
Kinder quengelig, also zumindest 
der Kleine. Dann erlebe ich den 
nur noch etwas müde und heu-
lend, dann macht er keinen Spaß 
mehr.“ 
Als bedeutungsvoll erweist sich 
allerdings, dass die „Time­Sha­
ring“­Väter ihre Familienver­
pflichtungen im Betrieb geltend 
machen, wenn Arbeitszeiten aus­
gehandelt werden. Wenn Herr 
Chemnitz gegen kurzfristige Ar­
beitszeitänderungen auch mit 
dem Hinweis protestiert, dass er 
an diesem (eigentlich arbeitsfrei­
en) Tag schon zum Plätzchenba­
cken im Kindergarten eingeteilt 
ist, greift dies nicht nur in die Ar­
beitszeitgestaltung ein, sondern 
verändert langsam auch die Sen­
sibilisierung und Diskussionskul­
tur in den Betrieben gegenüber 
familialen Belangen. Bisher tref­
fen die Vorreiter in den Betrieben 
noch auf viel Widerstand. Dies 
könnte sich in der Zukunft än­
dern, wie die hoffnungsvoll stim­

menden Erfahrungen von Herrn 
Chemnitz nahe legen:
„Am Anfang konnten die [Kolle-
gen] das [familiale Time Sharing] 
nicht verstehen, was wir machen. 
‚Das geht nicht gut, das klappt 
nicht, das funktioniert nicht!‘ ... 
Und mittlerweile sehen die, dass 
es doch klappt. Der eine kriegt 
mittlerweile das zweite Kind, 
die haben das auch probiert. Es 
ging.“ 

Familienleben trotz Zeit-
mangel: die Bedeutung von 
Gewohnheiten und Ritualen

Das Zusammenleben in den be­
fragten Familien ist stark durch 
regelmäßige Wiederholungen 
bestimmt, die sich insbesondere 
an den Mahlzeiten fest machen. 
In so gut wie allen Familien sind 
Mahlzeiten gemeinsame Situatio­
nen im Tagesablauf und als feste 
Gewohnheiten etabliert. Da die 
befragten erwerbstätigen Eltern 
mittags fast ausnahmslos nicht zu 
Hause sind, beschränkt sich das 
Mittagessen meist auf eine „Klei­
nigkeit“, wie belegte Brote, einen 
Teller Cornflakes, oder Reste vom 
Vortag. Umso wichtiger sind den 
Familien die wenigen Mahlzeiten, 
die gemeinsam eingenommen 
werden können:
Für Familie Mohnfeld hat das 
Abendessen eine hohe Bedeu­
tung für das Zusammensein. „Das 
ist mehr als nur essen, ja. Das ist 
auch reden und erfahren, wie der 
Tag war ... und von da an wird es 
eigentlich familiär.“

Die Väter, die am  
„Time Sharing“ mit 
ihren Partnerinnen 
interessiert sind, sind 
„neue Väter“, die  
intensiv am Leben ihrer 
Kinder beteiligt sein 
möchten.
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Frau Ginster geht an einigen 
Abenden in der Woche einer Ne­
bentätigkeit als Fitnesstrainerin 
nach und ist deshalb zu den für 
das Abendessen üblichen Zei­
ten nicht zu Hause. So ist es das 
Frühstück, bei dem die beiden 
erwerbstätigen Eltern und die 
sechs­ und neunjährigen Töch­
ter zusammensitzen, „... wo man 
sagt, wie geht es einem und wie 
war der Tag gestern? Oder habt 
ihr heute Stress in der Schule?“
In Familien, in denen sich an den 
Werktagen nicht immer eine ge­
meinsame Mahlzeit organisieren 
lässt, wird an den Wochenenden 
besonderes Gewicht auf das Fa­
milienfrühstück oder auf „ein ge-
meinsames, gekochtes, richtiges 
Essen“ am Abend (Familie Linde) 
gelegt.
Eltern mit arbeitsbedingt ande­
rem Tagesrhythmus leisten ihren 
Kindern bei den Mahlzeiten Ge­
sellschaft, auch wenn sie selbst 
zu diesen Uhrzeiten nicht essen 
möchten:
So setzt sich die allein erziehen­
de Frau Buchholz morgens nach 
ihrer Nachtschicht im Kranken­
haus erst mal mit ihren achtjäh­
rigen Zwillingstöchtern an den 
Frühstückstisch: „Ich meine, ich 
habe zwar meist keinen Hunger, 
aber das macht man dann schon 
mal ...“ 
Alle befragten Eltern bauen dar­
über hinaus in ausgewählten Ta­
gesphasen bestimmte Gewohn­
heiten zu familialen Ritualen aus. 
Synchronisierte Aktivitäten wer­
den inszeniert und betont, etwa 
in Form eines besonderen „Rück­
kehrrituals“ in die Familie nach 

der Arbeit. Solche Rituale sollen 
ausdrücklich der Kommunikation 
und der Intimität zwischen Eltern 
und Kindern dienen.
Wenn Herr und Frau Isselborg 
gegen 16.30 Uhr gemeinsam 
mit dem Auto von der Kreisver­
waltung zurückkehren, wo sie 
beide vollzeiterwerbstätig sind, 
setzen sie sich mit den Töchtern 
(12 und 15 Jahre) erst einmal zum 
Kaffeetrinken zusammen, „... und 
dann können die Kinder erzählen, 
was so war.“ Fast identisch be­
schreibt dies die jüngere Tochter 
Ina: „Aber sonst ist das eigentlich 
ganz gut mit dem Kaffeetrinken. 
Also da wird immer so geredet. 
Wie war denn die Schule und so 
was?“
Herr Chemnitz: „Dann sitzen wir 
am Tisch, trinken eine Tasse Kaffee 
und dann reden wir ein bisschen 
über den ganzen Tag. Was ist pas-
siert? Was ist bei ihr [der Tochter] 
im Kindergarten passiert? Was 
ist bei mir passiert? Was ist bei 
der Frau auf der Arbeit passiert? 
Dann reden wir eine Stunde, an-
derthalb.“
Fast alle befragten Familien mit 
kleineren Kindern berichten von 
ausgedehnten Zu­Bett­Bring­Ri­
tualen. Bei Familie Kiefer besteht 
dieses Ritual aus Vorlesen, Be­
ten, miteinander Sprechen und 
Küsschen geben, bei Familie Is­
selborg aus Reden und Kuscheln, 
bei Familie Chemnitz aus Spielen, 
Herumalbern, Zähneputzen und 
am Bett Sitzen.

.
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dienen.
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Flexible elterliche  
Arbeitszeiten aus der Sicht 
der Kinder

Der Alltag der von uns befrag­
ten Kinder unterscheidet sich im 
Hinblick darauf, wie offen oder 
geschlossen ihre Tages­ und vor 
allem die Nachmittagsgestaltung 
ist, wie viele Wechsel der Orte, 
der Betreuungspersonen sowie 
der Betreuungssituationen sie 
zu vollziehen haben und wie viel 
Zeit sie zu Hause verbringen. Trotz 
der vielfältigen Unterschiede im 
jeweils individuellen Betreuungs­
system weisen die Antworten der 
befragten Kinder wie auch die ih­
rer Eltern darauf, dass die Kinder 
Zeitvorgaben durch die elterli­
chen Arbeitszeiten oder durch 
eigene Schul­ und Betreuungs­
zeiten weitgehend akzeptieren.9 
Die befragten Kinder stellen die 
Betreuung an sich nicht in Frage. 
Unabhängig von der Komplexität 
des Arrangements und wechseln­
den Betreuungspersonen und ­
orten ist die Akzeptanz des jewei­
ligen Betreuungsmusters hoch.
Philip Pappel, acht Jahre alt, fin­
det den Hort einerseits zwar „zu 
billig“ und „doof“, sein täglicher 
Aufenthalt dort an den Nachmit­
tagen lässt sich aber seiner An­
sicht nach nicht vermeiden, „weil 
meine Mama arbeitet“. In Erman­
gelung von Alternativen arran­
giert er sich jedoch mit dieser 
Betreuungsvariante und findet 
den Hort zugleich auch „cool“, da 
er dort „seine ganzen Freunde“ 
trifft. 
Auch die sechsjährige Gela Gins­

ter findet ihre tägliche Schulrand­
betreuung bis 13 Uhr „gut“, denn 
da „kann man nämlich stricken 
und malen und alles, und Überra-
schungs-Mandala [machen].“
Ein Vorteil des „Time Sharings“ 
der Eltern für die Kinder liegt 
unseres Erachtens darin, dass 
die Kinder Vater und Mutter als 
gleichberechtigte Bezugsperso­
nen erleben, die beide alle Ar­
ten von Versorgungsleistungen 
erbringen und als Spiel­ und An­
sprechpartner für die Kinder da 
sind. Die Kinder erleben Vater 
und Mutter jeweils in allen Rollen: 
als Erwerbstätige, als Menschen 
mit persönlichen Interessen, als 
Ansprechpartner, wie auch als 
fürsorgliche Eltern.
Herr Linde: „Und ich glaube, dass 
es nicht nur für den Vater wichtig 
ist, sondern auch für die Kinder, 
dass sie beide Eltern haben.“ 
Von uns befragte Kinder schei­
nen es zu genießen, beide Eltern­
teile abwechselnd ganz für sich 
zu haben:
Geraldine Ginster spricht sich für 
ein Modell aus, in dem ihre Eltern 
„so abwechselnd“ zu Hause sind. 
Der Papa soll nur dann arbeiten, 
„wenn Mama nach Hause kommt 
…, weil man dann beide sieht.“ 
Sie hat klare Vorstellungen, wann 
sie von welchem Elternteil be­
treut werden möchte: „… also 
die Mama ist mittags besser und 
Papa ist abends besser, weil Papa 
lässt einen länger Fernsehen gu-
cken und Mama lässt einen länger 
draußen spielen.“
Auch Herr Rosenfeldt berichtet 
von seinen dreijährigen Zwil­

Ein Vorteil des „Time 
Sharings“ der Eltern für 
Kinder liegt darin, dass 
sie beide jeweils in 
allen Rollen – als Er-
werbstätige, Menschen 
mit persönlichen  
Interessen, Ansprech-
partner und fürsorg-
liche Eltern – erleben.
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lingen, sie wünschten sich am 
Abend ihren Vater oder ihre Mut­
ter für das Zu­Bett­Bring­Ritual, 
je nachdem, mit wem sie in der 
jeweiligen Woche mehr Zeit ver­
bringen. „Das wechselt sich wirk-
lich ab. Wenn ich viel frei habe ... 
von Montag bis Donnerstag die 
vier Tage frei ... dann ist es schon 
mal so, dass ich die Hauptperson 
bin. Mache ich aber jetzt zwei 
Mittag- und zwei Nachtschichten 
... dann ist meine Frau die Haupt-
person, dann sitzt sie meistens 
abends da. Die suchen sich dann 
immer die Person aus, die am 
meisten tagsüber mit ihnen zu-
sammen ist.“
Keines der Kinder stellte die Be­
rufstätigkeit der Eltern als solche 
in Frage. Dennoch gibt es Kritik 
an den vorherrschenden Arbeits­
zeitmustern der Eltern. Insbeson­
dere dann, wenn diese am späten 
Nachmittag, am Wochenende 
oder an besonderen Feiertagen 
liegen:
Gefragt nach ihren Arbeitszeit­
wünschen für die Eltern, spricht 
sich die neunjährige Geraldine 
dafür aus, dass ihre Eltern am 
Freitagnachmittag grundsätzlich 
nicht arbeiten sollten: „Weil frei-
tags, da machen wir auch meis-
tens was zusammen und spielen 
manche Spiele zusammen.“
Die achtjährige Beatrice ist trau­
rig über die Abwesenheit der 
Mutter am Heiligabend, „wo das 
Christkind eigentlich kommt.“ Die 
vorgezogene Bescherung an ei­
nem anderen Tag ist für sie keine 
wirkliche Alternative.
Die Kinder wünschen sich die 
Teilnahme der Eltern an beson­

deren Ereignissen in ihrem Leben 
und kritisieren Arbeitszeiten der 
Eltern, die dies verhindern:
Die sechsjährige Gela wünscht 
sich, dass ihre Mutter sie öfter an 
den Nachmittagen ins Schwimm­
bad begleiten könnte, „… weil 
ich das letzte Mal, da war ich mit 
Opa und habe Seepferdchen ge-
macht.“ Ihre neunjährige Schwes­
ter Geraldine hebt die Anwesen­
heit des Vaters bei ihrem letzten 
Schwimmereignis hervor: „Letz-
tes Mal im Freibad, als ich da 
war mit Papa, habe ich Silber ge-
macht.“
Wichtig ist den Kindern Zugegen­
sein und Fürsorge in besonderen 
Situationen, wie zum Beispiel bei 
Krankheiten oder an Geburtsta­
gen. Die Kinder brauchen und 
erwarten dann die Anwesenheit 
eines Elternteils: 
Bei Krankheit: „Mama war dann 
natürlich da.“ Allein die Vorstel­
lung, dass dies einmal nicht so 
sein könnte, löst Angst aus: „... 
wenn es dann schlimmer wird oder 
irgendwie so und keiner ist da“, so 
die achtjährige Berit Buchholz. 
Geraldine berichtet voller Stolz, 
dass sie ihren letzten Geburtstag 
mit Vater und Mutter verbringen 
konnte: „Mama hat sich frei ge-
nommen … Nimmt sich immer 
frei.“ 
Aus mehreren Aussagen der 
befragten Kinder geht hervor, 
dass auch ihnen das Einhalten 
von familialen Gewohnheiten 
und Ritualen wichtig ist. Solche 
Rituale müssen nicht unbedingt 
die Form starrer Wiederholun­
gen aufweisen, sondern folgen 

... die vorgezogene 
Bescherung an einem 

anderen Tag als  
Heiligabend ist keine 
wirkliche Alternative.



	 6�

Flexible	Arbeitszeiten	aus	Sicht	von	Eltern	und	Kindern Christina	Klenner,	Svenja	Pfahl,	Stefan	Reuyß

	
Po

lis
	4

�

gleichermaßen beständigen wie 
elastischen Rhythmen. Sie kön­
nen daher im Alltag auch hin und 
wieder, aber eben nicht ständig, 
durchbrochen werden, indem die 
zeitliche Lage leicht variiert wird 
oder das Ritual einmal ausfällt. 
Allerdings reagieren gerade klei­
nere Kinder sehr sensibel, wenn 
„Rückkehrrituale“ oder „Zu­Bett­
Bring­Rituale“ nicht in gewohnter 
Form und Qualität stattfinden, 
weil ein Elternteil daran aufgrund 
von Überstunden nicht teilhaben 
kann oder das Ritual aufgrund von 
Zeitdruck der Eltern nur in geraff­
ter Form durchgeführt wird.
So beklagt sich die achtjährige 
Tochter von Frau Buchholz, dass 
nach besonders anstrengenden 
Nachtdiensten der Mutter beim 
morgendlichen Frühstück „alles 
hoppi­hoppi“ gehen muss. Lässt 
Frau Kiefer das übliche Zu­Bett­
Bring-Ritual etwa „flotter“ als 
gewöhnlich ablaufen, weil sie 
abends weggehen möchte, wird 
dies auch von Karla und Kristin (7 
und 10 Jahre) „offen angepran­
gert“. Beide fordern dann spätes­
tens für den nächsten Tag wieder 
den gewohnten Ablauf ein.
Verlässlichkeit und ein Einhalten 
der gewohnten Zeiten der elter­
lichen Heimkehr sind nach Aus­
kunft der Eltern gerade kleineren 
Kindern wichtig:
Herr Riesling, der aktuell Eltern­
zeit in Anspruch nimmt, berichtet, 
sein vierjähriger Sohn habe eine 
„innere Uhr“ für den Zeitpunkt, 
wann seine Mutter normalerwei­
se von der Arbeit nach Hause zu­
rückkehren müsste.
Frau Josts zwei und sechs Jah­

re alte Söhne, die vom nichter­
werbstätigen Vater versorgt wer­
den, warten nachmittags sehn­
süchtig auf ihre Rückkehr von der 
Arbeit und reagieren „knatschig“, 
wenn sie aufgrund von Überstun­
den später als üblich erscheint. 
„Es dauert dann auch eine Weile, 
bis sie dann erst wieder zufrieden 
sind. Man muss sich schon ganz 
intensiv dann mit ihnen beschäf-
tigten.“
Kinder sind früh damit vertraut, 
dass das Familienleben entlang 
von Zeitplänen verläuft:
Herr Chemnitz berichtet stolz, 
dass seine sechsjährige Tochter 
die Symbole auf dem aufgehäng­
ten Schichtplan schon lesen und 
interpretieren kann und ihre eige­
ne Tagesgestaltung bereits eigen­
ständig auf die häuslichen Anwe­
senheitszeiten oder die Schlafbe­
dürfnisse ihres Vaters abstimmt: 
„Bei Nachtschicht kann sie Freun-
dinnen holen, bei Mittagschicht 
geht das nicht immer so.“ 
Befragt nach konkreten Vorstel­
lungen zur familialen Zeitgestal­
tung nannten Kinder neben dem 
Wunsch nach mehr gemeinsamer 
Zeit mit den Eltern im Alltag die 
elterliche Anwesenheit im Hin­
tergrund und die Möglichkeit, 
bei Bedarf immer einmal Kontakt 
aufzunehmen.
So spielt Geraldine häufig mit 
ihren Freundinnen in der Umge­
bung der Wohnung, unterbricht, 
wenn sie Mamas oder Papas 
Auto kommen hört, „mal kurz“ 
das Spiel und „... dann sage ich 
zu Papa, wenn der wieder kommt, 
auch Hallo, und dann bin ich auch 
wieder weg.“

Kinder sind früh  
damit vertraut, dass 
das Familienleben 
entlang von Zeitplänen 
verläuft.
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Trotz der Kritik an berufsbe­
dingter elterlicher Abwesenheit 
schätzen Kinder aber auch man­
che Freiheiten, die ihnen das ver­
schafft. Gelegentliche elternfreie 
Zeit wurde positiv bewertet, weil 
sie die Möglichkeit bietet, Zeit für 
sich zu haben und diese frei und 
eigenverantwortlich gestalten zu 
können:
Der neunjährige Wanja Wiese fin­
det es „toll“, wenn er gelegentlich 
der Kontrolle seiner Mutter ent­
zogen ist und er alleine oder mit 
seinem Cousin an so manchem 
Nachmittag das Haus für sich hat 
und „Unsinn machen“ kann.
Alle befragten Kinder wollen, 
dass sich ihre Zeit mehr an ihren 
Bedürfnissen orientiert. Manche 
Kinder bringen diese Wünsche 
selbstbewusst in Aushandlungs­
prozesse mit den Eltern ein:
So möchte Wanja dann auf die 
nachmittägliche Hortbetreuung 
verzichten, wenn er gerade ein­
mal allein sein möchte. „Manch-
mal, wenn ich denke ,ach, heute 
macht es mir nicht so einen Spaß‘, 
dann gehe ich gleich [nach der 
Schule] nach Hause.“ An solchen 
Tagen ruft er seine Mutter auf der 
Arbeit an und fragt, ob er früher 
nach Hause gehen darf. Es gibt 
aber auch Tage, an denen er es 
ablehnt, den Hort vorzeitig zu 
verlassen, wenn seine Mutter frü­
her als erwartet von der Arbeit 
kommt. Frau Wiese berichtet: 
„Wenn ich sage, du kannst heute 
früher kommen, ich komme schon 
früher nach Hause, das macht er 
auch gar nicht, weil er sich da ei-
gentlich ganz wohl fühlt … Da hat 
er seine Freunde.“

Wanja formuliert am pointiertes­
ten, was sich vermutlich viele Kin­
der wünschen:
„Ich finde, es soll immer so sein, 
dass, wenn ich möchte, dass sie 
[die Mutter] zu Hause ist, dann 
wenn ich nach Hause komme, 
dass sie dann auch zu Hause ist. 
Wenn ich nach Hause komme und 
ich möchte lieber, dass sie dann 
noch nicht da ist, dass sie dann 
auch noch nicht da ist.“ 

Anmerkungen

1  Zuerst erschienen in: ZSE, Zeit­
schrift für Soziologie der Erziehung 
und Sozialisation, Heft 3 /2003, S. 
268­285.

2 Das Projekt wurde zwischen 2000­
2002 von Svenja Pfahl und Stefan 
Reuyß unter der Leitung von Chris­
tina Klenner am WSI in der Hans 
Böckler Stiftung durchgeführt und 
vom Ministerium für Arbeit und So­
ziales, Qualifikation und Technolo­
gie des Landes Nordrhein­Westfa­
len und der Hans Böckler Stiftung 
finanziell gefördert (Klenner, Pfahl 
& Reuyß, 2002).

3 Diese repräsentative Befragung 
von Betrieben und Verwaltungen 
in Deutschland wurde im Rahmen 
einer Kooperation mit dem Institut 
zur Erforschung sozialer Chancen 
in Köln (ISO) durchgeführt. Das 
ISO Köln hat dazu in seine schrift­
liche Befragung zum betrieblichen 
Arbeits­ und Betriebszeitmanage­
ment auch Fragen zur Verbreitung 
von Sabbatical­Regelungen inte­
griert.

4  Zur genauen Funktionsweise vgl. 
Seifert (2001), zur Darstellung ein­
zelner Modelle sowie Regelungs­
modi vgl. Klenner & Seifert (1998).

5  Neben dem Ansparen von Über­
stunden werden Sabbaticals vor 

Gelegentliche eltern-
freie Zeit wird positiv 
bewertet, weil sie die 

Möglichkeit bietet, Zeit 
für sich zu haben und 

diese frei und  
eigenverantwortlich 

gestalten zu können.



	 63

Flexible	Arbeitszeiten	aus	Sicht	von	Eltern	und	Kindern Christina	Klenner,	Svenja	Pfahl,	Stefan	Reuyß

	
Po

lis
	4

�

allem durch eine vorübergehende 
Reduktion der vertraglichen Ar­
beitszeit bei unvermindert geleiste­
ter Arbeitszeit ermöglicht. So wird 
beispielsweise über einen Zeitraum 
von 12 Monaten kontinuierlich ein 
Entgelt von 75% des Vollzeitent­
gelts bezahlt, neun Monate werden 
vollzeitig gearbeitet (Ansparpha­
se), die restlichen drei Monate des 
Jahres sind dann frei (Freiphase).

6 Dieses Ergebnis unserer explorativ 
angelegten Befragung wird ge­
stützt durch die für ganz Deutsch­
land repräsentativen Untersu­
chungsergebnisse von Bundes­
mann­Jansen, Groß & Munz (2000, 
S.166). 40% der 1999 von ihnen 
befragten abhängig Beschäftigten 
sehen den hauptsächlichen Zweck 
der Führung von Arbeitszeitkonten 
zwar darin, dass sich die Arbeitszei­
ten damit besser an die betriebli­
chen Bedürfnisse anpassen lassen. 
Aber je rund ein Drittel der Befrag­
ten betrachtet die Anpassung der 
Arbeitszeit an außerberufliche Er­
fordernisse (34%) bzw. an persönli­
che Bedürfnisse (33%) subjektiv als 
vorrangigen Zweck von Arbeitszeit­
konten.

7  Aufgrund unserer gezielten Aus­
wahl von Zweiverdiener­Elternpaa­
ren befinden sich unter den von 
uns befragten Familien nur fünf, in 
denen die Ehefrau nicht erwerbstä­
tig ist, in einer sechsten arbeitet die 
Frau Teilzeit. In zwei der von uns be­
fragten Familien arbeiten dagegen 
die Ehemänner Teilzeit oder sind 
nicht erwerbstätig. In 12 befragten 
Familien arbeiten beide Partner 
Vollzeit.

8 „Time Sharing“ bei der Kinderbe­
treuung ist allerdings nicht gleich­
bedeutend mit einer völlig part­
nerschaftlichen Teilung der Haus­ 
und Familienarbeit – wenn es aber 
doch eine Art „Brücke“ dorthin zu 
sein scheint. Die befragten Väter, 
die mehr kindbezogene Betreu­
ungs­ und Versorgungsleistungen 
übernehmen, leisten zugleich auch 

mehr Hausarbeit als die anderen 
Väter.

9  Diese Befragungen hatten explo­
rativen Charakter. Die Ergebnisse 
müssen als exemplarisch für Ver­
hältnisse der Kinder verstanden 
werden, die noch systematischer 
Untersuchung bedürfen.
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Verfolgt man die öffentliche Dis­
kussion über die Entwicklung der 
Arbeitszeiten, so gewinnt man 
den Eindruck, dass in Deutsch­
land ein besonders niedriges Ni­
veau der Arbeitszeiten erreicht 
worden sei. Neuerdings verbin­
det sich diese Einschätzung mit 
der Forderung nach Wiederein­
führung längerer Arbeitszeiten, 
die im öffentlichen Dienst bereits 
teilweise durchgesetzt worden 
ist. Die Notwendigkeit von Ar­
beitszeitverlängerungen wird mit 
dem Verweis auf die vermeintlich 
längeren Arbeitszeiten in ande­
ren europäischen Ländern und 
daraus folgende Wettbewerbs­
nachteile Deutschlands begrün­
det. Wie verhält es sich nun tat­
sächlich damit?
In Westdeutschland hat es von 
Mitte der 1980er Jahre bis Mit­
te der 1990er Jahre tatsächlich 
eine deutliche Verkürzung der 
tarifvertraglichen Arbeitszeiten 
von durchschnittlich 39,6 auf 
37,4 Wochenstunden gegeben. 
In Ostdeutschland gingen die 
durchschnittlichen tariflichen Ar­
beitszeiten Anfang und Mitte der 
90er Jahre von 40,2 auf 39,1 Wo­
chenstunden zurück. Seit Mitte 
der 90er Jahre ist der Trend zur 
Verkürzung der tariflich verein­
barten Arbeitszeiten jedoch zum 
Stillstand gekommen. Seitdem 
liegen die tariflichen Arbeitszei­

ten im gesamtdeutschen Durch­
schnitt unverändert bei 37,65 
Wochenstunden. Im EU­Durch­
schnitt liegt Deutschland damit 
rund eine Wochenstunde unter 
dem Durchschnitt (Lehndorff 
2003).
In der Debatte um Arbeitszeitver­
längerung wird auf die tarifver­
tragliche Differenz der Arbeits­

Schaubild 1: 
Quelle: Europäische Arbeitskräftestichprobe, Lehndorff 2003, S.2

Brigitte Stolz-Willig

Arbeitszeiten und  
Arbeitszeitwünsche im EU-Vergleich
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zeiten in Deutschland rund 1,2 
Wochenstunden oberhalb des 
Tarifniveaus. Obwohl es kaum 
noch Branchen mit einer tarif­
vertraglichen Arbeitszeit von 40 
Wochenstunden gibt, betragen 
die tatsächlich vereinbarten Ar­
beitszeiten in vielen Betrieben 40 
Wochenstunden und mehr.
Deutlicher noch tritt der Trend 
zur Arbeitszeitverlängerung her­
vor, wenn man die wachsende 
Differenz zwischen vereinbarten 
und tatsächlichen Arbeitszeiten 
in West­ und Ostdeutschland be­
trachtet.
Liegen die durchschnittlichen be­
trieblich vereinbarten Arbeitszei­
ten bereits rund 1,2 Wochenstun­
den oberhalb des Tarifniveaus, 
so beträgt die Differenz zwischen 
tarifvertraglichen und tatsächli­
chen Arbeitszeiten in Deutsch­
land im Schnitt sogar zwei bis 
zweieinhalb Wochenstunden.
Wie die Europäische Arbeitskräf­
testichprobe ausweist, entspra­
chen damit die durchschnittli­
chen tatsächlichen Arbeitszeiten 
der abhängig in Vollzeit Beschäf­
tigten in Deutschland mit 40 Wo­
chenstunden in 2001 und 39,9 
Wochenstunden in 2002 exakt 
dem EU­Durchschnitt.
Von Deutschland als „kollektivem 
Freizeitpark“ kann also überhaupt 
keine Rede sein. Demgegenüber 
ist auffallend, dass Länder mit 
einer hochgradig leistungs­ und 
wettbewerbsfähigen Wirtschaft 
wie Frankreich und Niederlande 
deutlich kürzere Arbeitszeiten 
haben, wohingegen Länder mit 
geringerer Stundenproduktivität 
(Spanien, Portugal, Großbritan­

Quelle: Mikrozensus, Lehndorff 2003, S.4

Schaubild 2: 
Quelle: Europäische Arbeitskräftestichprobe; Lehndorff 2003, S.6

zeiten Bezug genommen. Dabei 
wird unterschlagen, dass die 
betrieblich vereinbarten Arbeits­
zeiten in vielen Fällen von den Ta­
rifverträgen abweichen. So lagen 
im Jahr 2002 die durchschnittlich 
vereinbarten Wochenarbeits­
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nien) durchschnittlich längere Ar­
beitszeiten aufweisen (Lehndorff 
2003).

Arbeitszeiten und  
Arbeitszeitflexibilisierung in 
Deutschland

Während der Trend zur Arbeits­
zeitverkürzung in Deutschland 
gebrochen ist, gewinnt die Fle­
xibilisierung der Arbeitszeiten 
steigende Bedeutung. Flexibi­
lisierung als Gegenbegriff zur 
„Starrheit“ wird überwiegend po­
sitiv bewertet. Allerdings ist eine 
Flexibilisierung der Arbeitszeiten 
keine neue Entwicklung. Über­
stunden zur kurzfristigen Anpas­
sung des Arbeitsvolumens an be­
triebliche Absatzschwankungen 
oder Schichtarbeit als Instrument 
der Flexibilisierung der Betriebs­
zeiten sind keine Erfindung der 
letzten Jahre. Derzeit vollzieht 
sich aber ein Formwandel der 
Flexibilisierung, der Ausmaß, Ak­
teure und Formen betrifft (Krat­
zer/Sauer 2004). Neben und zum 
Teil an die Stelle von regulierter 
Beschäftigung und standardisier­
ten Formen der Flexibilität treten 
Arrangements, deren gemein­
samer Kern es ist, den Beschäf­
tigten selbst, seine Fähigkeit zur 
Selbstregulierung und Selbst­
steuerung in den Mittelpunkt des 
Rationalisierungsprozesses zu 
stellen (Voß/Pongratz 2003). Den 
betrieblichen Rahmen bilden 
neue Steuerungs­ und Organisa­
tionskonzepte von Arbeit (indi­
rekte Steuerung, Selbstorganisa­
tion) und teilweise in die Selbst­

verantwortung der Beschäftigten 
verlegte Arbeitszeitformen (wie 
beispielsweise Arbeitszeitkon­
ten). Gleichzeitig wächst die 
Heterogenität der Erwerbsfor­
men mit einem zunehmenden 
Gewicht von deregulierten und 
ungesicherten Beschäftigungs­
verhältnissen, wie befristeten Be­
schäftigungsverhältnissen, Mini­ 
und Midi­Jobs, Leiharbeit, neuer 
Selbstständigkeit. Zwischen 1991 
und 2001 geht die Zahl der Voll­
zeitbeschäftigten um 11% zurück, 
während die Zahl der Erwerbstä­
tigen in den nichtstandardisier­
ten Erwerbsformen steigt, vor al­
lem bei der Teilzeitbeschäftigung 
(+ 44%) und den Selbständigen 
ohne Beschäftigte (+ 32%) (Krat­
zer/Sauer 2004, S. 50).
Die Entwicklung der Flexibilisie­
rung von Arbeitszeiten und Be­
schäftigungsformen dokumen­
tiert eine wachsende Pluralität 
und Polarisierung innerhalb der 
Beschäftigten: Während auf der 
einen Seite Arbeit, vor allem in 
mittleren und höheren Qualifikati­
onsgruppen mehr Gestaltungsan­
forderungen und auch ­möglich­
keiten erlauben kann, wachsen 
prekäre Beschäftigungsformen 
mit geringen Handlungsspiel­
räumen und vermindertem oder 
fehlendem Einkommens­ und so­
zialen Schutz. Diese Polarisierung 
von Beschäftigungsformen und 
Arbeitszeiten trägt geschlechts­
spezifische Merkmale: Überlan­
ge Arbeitszeiten vorwiegend der 
Männer und die hohe Teilzeit­ und 
Mini­Job­Quote vorwiegend der 
Frauen sind zwei Seiten der Me­
daille einer Normalitätskonzepti­
on von Erwerbsarbeit, die familiä­

Betrieblich vereinbarte 
Arbeitszeiten weichen 
in vielen Fällen von den 
Tarifverträgen ab.
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re und soziale Lebenszusammen­
hänge systematisch ausblendet.

Gespaltene Arbeitszeiten

Seit Mitte der 90er Jahre geht die 
Arbeitszeit der Vollzeitbeschäf­
tigten in Deutschland nicht mehr 
zurück. Zugleich wächst die Zahl 
der Teilzeitbeschäftigten und es 
sinkt das Stundenvolumen bei 
Teilzeitbeschäftigung. Die Ar­
beitszeitmuster polarisieren sich 
entlang der Merkmale Region 
(d.h. West­/Ostdeutschland), der 
Qualifikation und des Geschlech­
tes (Kratzer/Sauer 2004).
Zentrale Spaltungslinie innerhalb 
der Arbeitszeitstrukturen ist die 
Polarisierung in kürzere und län­
gere Arbeitszeiten. Der Anteil 
der Beschäftigten mit „normge­
prägten“ Arbeitszeiten zwischen 
30 und 40 Stunden nimmt in 
Westdeutschland deutlich ab. 
1984 hatten noch knapp 52% der 
Beschäftigten Arbeitszeiten zwi­
schen 30 und 40 Stunden, 2002 
ist der Anteil auf 43% gesunken. 
Im Gegenzug wachsen die Antei­
le der Beschäftigten mit gering­
fügigen Arbeitszeiten und nied­
rigen Teilzeitvolumina einerseits 
(von etwa 15% auf 21%) und mit 
Arbeitszeiten über 40 Wochen­
stunden andererseits.
Die Polarisierung der Arbeits­
zeitstruktur und –Entwicklung 
folgt einem geschlechtsspezi­
fischen Muster: Die im Durch­
schnitt rückläufigen Arbeitszei­
ten gehen vor allem auf das Kon­
to eines sich weiter verringern­

den Arbeitsvolumens von Frauen 
und eines leicht ansteigenden 
Arbeitsvolumens von Männern. 
Arbeiteten 1984 westdeutsche 
Männer im Durchschnitt noch 8,8 
Stunden länger als Frauen, so hat 
sich diese Differenz bis zum Jahr 
2002 auf 10,6 Stunden erhöht. 
In Ostdeutschland sind die ge­
schlechtsspezifischen Differen- 
zen geringer ausgeprägt, arbei­
ten doch Ost­Frauen weniger 
häufig in geringfügigen und Teil­
zeitbeschäftigungsverhältnissen.
Auch qualifikationsspezifisch po­
larisiert sich die Arbeitszeitstruk­
tur: Während die Arbeitszeiten 
der Hochqualifizierten tendenzi­
ell länger werden, werden die Ar­
beitszeiten der „Unqualifizierten“ 
tendenziell kürzer. Im Jahr 2002 
ist die Arbeitszeit hochqualifizier­
ter Beschäftigter durchschnittlich 
um 14,2 Stunden länger als die 
der Beschäftigten am unteren 
Ende der Qualifikationsstruktur 
(zum Vergleich: 1984 betrug die­
se Differenz noch 7,5 Stunden). 
Noch deutlicher driften die Ar­
beitszeiten der verschiedenen 
Qualifikationsgruppen im Osten 
auseinander: Ausgehend von ei­
ner fast egalitären Arbeitszeitver­
teilung im Jahr 1990 polarisieren 
sich die Arbeitszeiten und die Ar­
beitszeitdifferenz klettert von 2,1 
Stunden in 1990 auf 11,7 Stunden 
im Jahr 2000.
Die Arbeitszeiten der Männer 
werden in fast allen Qualifikati­
onsgruppen länger, während die 
Arbeitszeiten der Frauen in allen 
Qualifikationsgruppen sinken. Ei-
ne Ausnahme bilden allerdings 
hochqualifizierte Frauen: Der An­

Arbeitszeitmuster  
polarisieren sich  

entlang der Merkmale 
Region, Qualifikation 

und Geschlecht.
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teil von hochqualifizierten Frauen 
mit überlangen Arbeitszeiten 
wächst (Kratzer/Sauer/Fuchs 
2004, S. 111). Zwischen den weib­
lichen Arbeitszeiten zeichnet 
sich folglich eine Polarisierung 
entlang des Qualifikationsni­
veaus ab. Wenig überraschend 
spiegeln sich die Entwicklungen 
im Beschäftigungssystem in di­
vergierenden weiblichen Le­
benskonzepten: Bereits vierzig 
Prozent der Akademikerinnen in 
Deutschland bleiben kinderlos. 

Familiale Arbeitsteilung in 
Deutschland West und Ost

Betrachtet man die Arbeitszeiten 
im Haushaltskontext, dann zeigt 
sich, dass Frauen mit überlangen 
Arbeitszeiten weit überwiegend 
mit Partnern zusammenleben, 
die ebenso stark in die Erwerbs­
arbeit eingebunden sind. Ganz 

anders sieht es in umgekehrter 
Perspektive aus: Wenn Männer 
überlange Arbeitszeiten haben, 
leben sie in der Regel mit Part­
nerinnen zusammen, die entwe­
der überhaupt nicht erwerbstätig 
sind oder unter 30 Stunden arbei­
ten (Kratzer/Sauer/Fuchs 2004,  
S. 115).
Hausarbeit und Kinderbetreuung 
sind in Deutschland immer noch 
überwiegend Frauensache. Nach 
Künzler leisten Frauen in West­ 
und Ostdeutschland ca. doppelt 
soviel Hausarbeit wie Männer, 
während es bei der Kinderbe­
treuung 1,5­ (West) bzw. 1,4­mal 
(Ost) so viel ist. Männer hinge­
gen verbringen in Westdeutsch­
land 1,8­ und in Ostdeutschland 
1,4­mal so viel Zeit wie Frauen 
mit erwerbsgebundenen Zeiten 
(Künzler 2001). Da die Erwerbs­
arbeit bezahlt und sozial abgesi­
chert ist, während die Hausarbeit 
unbezahlt „aus Liebe“ geleistet 
wird, ist die Arbeitsteilung ein 

Quelle: Kratzer/Sauer/Fuchs 2004, S. 111

Frauen mit überlangen 
Arbeitszeiten leben 
überwiegend mit 
Partnern zusammen, 
die ebenso stark in die 
Erwerbsarbeit  
eingebunden sind, 
Männer mit  
überlangen Arbeits-
zeiten dagegen mit 
Partnerinnen, die  
überhaupt nicht oder 
teilzeiterwerbstätig 
sind.
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Hauptmerkmal der sozialen Un­
gleichheit der Geschlechter.
Bemerkenswert ist, dass sich seit 
Beginn der 90er Jahre die ge­
schlechtsspezifische Teilung der 
Hausarbeit im Westen nur sehr 
geringfügig zu Gunsten der Frau­
en verändert hat. In der ehemali­
gen DDR war die Hausarbeit zwar 
nicht gleich verteilt, aber doch 
wesentlich egalitärer als im Wes­
ten. Umso erstaunlicher ist, dass 
sich die Männer in Ostdeutsch­
land im Jahr 2000 wieder weni­
ger an der Hausarbeit beteiligen 

als noch Anfang der 90er Jahre, 
obwohl doch immer noch mehr 
Frauen Vollzeit arbeiten als im 
Westen.
Mehr Engagement als bei der 
Hausarbeit zeigen Männer bei 
der Kinderbetreuung. 19 Stunden 
(West) bzw. 16 Stunden (Ost) pro 
Woche verbringen Väter aus Zwei­
elternfamilien mit ihren Kindern. 
Doch auch hier übernehmen 
Frauen den größeren Anteil: Mit 
28 Wochenstunden verwenden 
westdeutsche Frauen 1,5 mal so­
viel und mit 22 Wochenstunden 
ostdeutsche Frauen 1,4 mal soviel 
Zeit wie Männer für direkt kind­
bezogene Aktivitäten. Dabei hat 
die Tatsache, dass Eltern im Osten 
auffallend weniger Zeit mit ihren 
Kindern verbringen, damit zu tun, 
dass dort die Versorgungslage mit 
außerfamiliärer Kinderbetreuung 
noch immer wesentlich besser ist 
als im Westen.
Eine erste europäische Ver­
gleichsuntersuchung zur famili­
alen Arbeitsteilung in zwölf Län­
dern der europäischen Union auf 
der Basis des Eurobarometers 
(1995) hat gezeigt, dass Deutsch­
land West eine vergleichsweise 
starke Veränderungsresistenz 
aufweist hinsichtlich eines Wan­
dels der familialen Arbeitsteilung 
und mit den Ländern Spanien 
und Portugal „das Schlusslicht 
(ist) in der Ausbreitung partner­
schaftlich­egalitärer Formen der 
familialen Arbeitsteilung“ (Künz­
ler 1995, S. 129). Neuere Ergeb­
nisse sind im Rahmen des euro­
päischen Verbundprojektes „Di­
vision of Household Labour in the 
European Union“ zu erwarten.

Schaubild 3: 
Quelle: Eurostat 2003, eigene Berechnungen
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Wie sieht es in den  
europäischen Nachbar- 
ländern aus?

In den meisten europäischen Län­
dern ist die Erwerbsbeteiligung 
von Frauen in den letzten Deka­
den stark angestiegen. Dennoch 
existieren nach wie vor erheb­
liche länder­ und geschlechts­
spezifische Differenzen in den 
Erwerbsquoten. Während in den 
Ländern der EU­Südschiene (Ita­
lien, Spanien und Griechenland) 
immer noch weniger als 50% der 
Frauen im Erwerbsalter einer Er­
werbstätigkeit nachgehen, liegen 
die Quoten im Vereinigten König­
reich und in den skandinavischen 
Ländern Finnland, Schweden und 
Dänemark zwischen 65 und 72%. 
Im Mittelfeld liegt Deutschland 
mit rund 59%.
Während die skandinavischen 
Länder eine nur noch geringe Dif­
ferenz in der Erwerbsbeteiligung 
zwischen Männern und Frauen 
zeigen, liegen die Erwerbsquoten 
der Männer in den Ländern der 
Südschiene um bis zu 30% über 
der Erwerbsquote der Frauen.
In den meisten Ländern ist Teil­
zeitarbeit zur wichtigsten Voraus­
setzung einer Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie für Frauen ge­
worden. 2002 lag der Anteil der 
Teilzeitbeschäftigten unter den 
erwerbstätigen Frauen in Europa 
zwischen 8,1% in Griechenland 
und 73,1% in den Niederlanden. 
Nach wie vor bleiben Männer un­
ter den Teilzeitbeschäftigten aber 
eine verschwindende Minderheit. 
Lediglich in den Niederlanden 

Schaubild 4: 
Quelle: Eurostat 2003, eigene Berechnungen

scheint die geschlechtsspezifi­
sche Struktur der Teilzeitbeschäf­
tigung aufgebrochen. Bei einer 
hohen Erwerbsbeteiligung beider 
Geschlechter erreicht die Teilzeit­
quote der Männer mittlerweile ca. 
21%. Auch in den skandinavischen 
Ländern Dänemark und Schwe­
den liegen die Teilzeitquoten et­
was über dem EU­Durchschnitt 
der männlichen Teilzeitbeschäfti­
gung. Eine Ausnahme bildet Finn­
land, wo Teilzeitbeschäftigung für 
beide Geschlechter eine eher ge­
ringe Rolle spielt.
Ganz unterschiedlich sind dabei 
die Teilzeitprofile. So hat bei­
spielsweise die durchschnittliche 
Teilzeitbeschäftigte in Schweden 
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eine um 50% längere Arbeitszeit 
als in Spanien und befindet sich 
hinsichtlich der finanziellen und 
sozialen Absicherung in einer 
völlig anderen Position. Auch 
innerhalb der einzelnen Länder 
ist die Bannbreite der Teilzeitbe­
schäftigung erheblich und reicht 
von Arbeitsverhältnissen mit we­
niger als 10 Stunden pro Woche 
bis zu „vollzeitnaher Teilzeitbe­
schäftigung“ über 30 Stunden, 
die in Schweden, aber auch in 
den Niederlanden, Italien und 
Griechenland mehr als 20% aller 
Teilzeitarbeitsplätze ausmachen 
(Klammer, 2001, S. 269).

Die Ländervergleiche machen 
deutlich, dass der Teilzeitarbeit 
eine unterschiedliche Bedeutung 
bei der Arbeitsmarktintegration 
von Frauen zukommt: Bei einem 
niedrigen Beschäftigungsniveau 
signalisiert eine niedrige Teil­
zeitquote eine ausgeprägte Zu­
gangsbarriere zum Arbeitsmarkt 
für die Frauen. Wenn Frauen er­
werbstätig sind, dann in der Re­
gel in Vollzeitbeschäftigung. In 
Ländern mit mittlerer Beschäf­
tigungsquote wie Deutschland, 
Österreich, Belgien ist der Zu­
wachs an Beschäftigung für Frau­
en an den Zuwachs von Teilzeit­
arbeit geknüpft, während sich in 
den skandinavischen Ländern die 
Erwerbskonstellationen zu Guns­
ten einer stärker egalitären Er­
werbsbeteiligung der Geschlech­
ter verändern. Teilzeitarbeit trägt 
hier gewissermaßen einen transi­
torischen Charakter.
Die Arbeitszeitwünsche sind in 
den Ländern der EU homogener 
als die tatsächlichen Arbeitszei­
ten (Bosch/Wagner 2002). Es 
gibt einen erheblichen Personen­
kreis, der kürzere Arbeitszeiten 
wünscht, darunter viele vollzeit­
beschäftigte Frauen, aber insbe­
sondere auch Männer mit langen 
und überlangen Arbeitszeiten.
In allen Ländern liegt der Durch­
schnitt der gewünschten unter 
dem Durchschnitt der derzeiti­
gen tatsächlichen individuellen 
Arbeitszeiten: Rund 39 Stunden 
pro Woche arbeiteten 1998 die 
Erwerbstätigen in den untersuch­
ten 16 Ländern, während ihre 
Wunscharbeitszeiten bei durch­
schnittlich 34,5 Stunden lagen1. 

Schaubild 5
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Die Arbeitszeiten der abhän­
gig Beschäftigten betrugen im 
Durchschnitt der 16 Länder 37,7 
Stunden bei gewünschter Redu­
zierung um 3,7 Stunden pro Wo­
che. Die Selbständigen arbeiten 
mit wöchentlichen Durchschnitts­
arbeitszeiten von 48,2 Stunden 
mehr als 10 Stunden länger als 
die abhängig Beschäftigten. Ihre 
Wunscharbeitszeiten liegen bei 
durchschnittlich 38,3 Stunden .
Hinter diesen Durchschnittswer­
ten verbergen sich unterschied­
lich gerichtete Arbeitszeitwün­
sche auf individueller Ebene, bei 
starker Dominanz der Wünsche 
nach einer Verkürzung der Ar­
beitszeiten: Nur knapp zwei Fünf­
tel der Beschäftigten – etwas mehr 
Frauen als Männer – möchten ihre 
gegenwärtige Arbeitszeit im We­
sentlichen beibehalten. Mehr als 
die Hälfte der männlichen und 
mehr als zwei Fünftel der weib­
lichen Beschäftigten wünschen 
kürzere Arbeitszeiten. 15% der 

weiblichen und nur 9% der männ­
lichen Beschäftigten wünschen 
längere Arbeitszeiten. Personen 
mit langen Arbeitszeiten wollen 
eher weniger, Personen mit sehr 
kurzen Arbeitszeiten eher mehr 
arbeiten. Gewünscht werden eher 
graduelle Veränderungen als voll­
kommen andere Arbeitszeiten 
und in der Tendenz eine Verringe­
rung der Unterschiede, d.h. deut­
lich weniger Beschäftigte würden 
in der Folge einer Realisierung 
der Erwerbs­ und Arbeitszeitwün­
sche Arbeitszeiten an den oberen 
und den unteren Rändern des 
Spektrums aufweisen. Die Unter­
schiede in den Arbeitszeiten von 
Männern und Frauen würden sich 
bei Berücksichtigung der Arbeits­
zeitpräferenzen stärker annähern, 
aber nicht aufheben (Wagner/
Bosch 2002). Deutlich zu Tage tritt 
eine Konvergenz in Richtung auf 
Stundenzahlen zwischen 30 und 
40, d.h. die Grenze zwischen Voll­ 
und Teilzeitarbeit würde fließend.

Hinter den  
Durchschnittswerten 
verbergen sich unter-
schiedlich gerichtete 
Arbeitszeitwünsche 
auf individueller Ebene 
– Personen mit langen 
Arbeitszeiten wollen 
eher weniger, Personen 
mit sehr kurzen  
Arbeitszeiten eher 
mehr arbeiten.
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Zwar arbeiten in allen untersuch­
ten Ländern Männer länger als 
Frauen, doch die Erwerbskonstel­
lationen differieren sehr stark:   
In Ländern mit niedriger Be­
schäftigungsquote der Frauen, 
wie in Griechenland, Italien und 
Spanien, sind die Arbeitszeit­
unterschiede zwischen den Ge­
schlechtern gering. Das erklärt 
sich daraus, dass Frauen hier zwi­
schen Nichterwerbstätigkeit und 
Erwerbstätigkeit mit relativ lan­
ger Arbeitszeit (Vollzeit) „wählen“ 
müssen. Teilzeitbeschäftigung ist 
wenig verbreitet und damit wird 
den Frauen der Zutritt zum Ar­
beitsmarkt erschwert.
In den skandinavischen Ländern 
sind geringe Arbeitszeitunter­
schiede zwischen den Geschlech­
tern mit hohen Beschäftigungs­
quoten der Frauen kombiniert. 
Hier haben die Frauen die besten 

Erwerbschancen, was sich aus 
dem sozialstaatlichen Angebot 
an Kinderbetreuungsmöglichkei­
ten einerseits und einem Ange­
bot an elternbezogenen Arbeits­
zeitfreistellungs- und –flexibilisie­
rungsmöglichkeiten erklärt. 
Darüber hinaus haben die skan­
dinavischen Länder seit Jahren 
einen Wechsel in den Leitbildern 
einer Politik zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie vollzo­
gen. Gefördert wird heute vor 
allem die Familienintegration 
der Väter durch Einführung von 
Vaterschaftsurlauben und aus­
schließlich auf Väter bezogene 
Anspruchsrechte familienbezo­
gener Erwerbspausen und ­redu­
zierungen. In der Folge geht der 
Anteil der teilzeitbeschäftigten 
Frauen in diesen Ländern sogar 
leicht zurück. 

Quelle: Bosch/Wagner 2002

Die skandinavischen 
Länder haben seit 

Jahren einen Wechsel 
in den Leitbildern einer 

Politik zur  
Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie vollzogen.
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Große Arbeitszeitunterschiede 
zwischen den Geschlechtern fin­
den sich in Ländern mit mittleren 
Beschäftigungsquoten der Frau­
en wie in Deutschland und Öster­
reich und hohen Beschäftigungs­
quoten wie Großbritannien. Teil­
zeitarbeit ermöglicht hier den 
Frauen den Zutritt zum Arbeits­
markt, zugleich aber erschweren 
mangelnde Möglichkeiten der 
Kinderbetreuung eine gleichbe­
rechtigte Erwerbsintegration der 
Frauen.
Bei allen Unterschieden hinsicht­
lich der Erwerbskonstellationen 
und der Arbeitszeitpräferenzen 
zeichnen sich in allen Ländern 
der europäischen Union zwei 
deutliche Trends ab: Erstens deu­
ten die Wunscharbeitszeiten in 
allen untersuchten Ländern auf 
eine stärker egalitäre Aufteilung 
der Erwerbsarbeitszeiten zwi­
schen den Geschlechtern hin. 
Und zweitens ist das Ernährer­
modell in allen Ländern auf dem 
Rückzug und wird von dem Typ 
des Paarhaushaltes mit zwei Er­
werbstätigen abgelöst.

Resümee: Herausforde- 
rungen für eine europäische 
Arbeitszeitpolitik

Die Untersuchungen zu Arbeits­
zeiten und Arbeitszeitwünschen 
belegen eindrucksvoll, dass die 
Normalitätsstandards von Er­
werbsarbeitszeiten veränderten 
Geschlechterrollen sowie Fami­
lien­ und Lebensformen nicht 
mehr gerecht werden können. Ein 
relevanter Teil der Beschäftigten 

wünscht kürzere Arbeitszeiten, 
darunter viele Männer mit langen 
und überlangen Arbeitszeiten. 
Demgegenüber wünscht ein gro­
ßer Teil vorwiegend der Frauen 
ihre (Teilzeit­)Arbeit auszuweiten. 
Wenn vollzeitbeschäftigte Frau­
en zwischen 25 und 30 Stunden 
arbeiten wollen, kann dies auch 
als Wunsch nach kurzer Vollzeit­
arbeit gewertet werden. 
Eine Betrachtung tariflicher und 
betrieblicher Arbeitszeitverein­
barungen lässt einen Trend zur 
De­Standardisierung von Arbeits­
zeiten im Sinne der Abweichung 
vom Normalarbeitszeitstandard 
nach oben und unten erkennen. 
Während die Ausdifferenzierung 
der Arbeitszeiten nach unten 
vorwiegend Frauen betrifft, sind 
Männer häufiger von langen und 
überlangen Arbeitszeiten be­
troffen. Damit entwickeln sich 
tatsächliche und gewünschte Ar­
beitszeiten weiter auseinander. 
Welche Rolle in diesem Zusam­
menhang die geringe Partizipati­
on von Frauen in Politik, Gewerk­
schaften und betrieblicher Inte­
ressenvertretung spielt, müsste 
genauer untersucht werden. 
Nach wie vor dominieren in der De­
batte um Arbeitszeiten wirtschaft­
liche und beschäftigungspoliti­
sche Aspekte. Die Bedeutung der 
Arbeitszeitentwicklung und ­ge­
staltung für eine geschlechterde­
mokratische Modernisierung von 
Arbeit und Leben wird demge­
genüber kaum thematisiert. Die 
Trends zur Ablösung traditioneller 
Arbeits­ und Geschlechterarran­
gements in allen Ländern der EU 
setzten die Forderung nach einer 

Nach wie vor  
dominieren in der  
Debatte um Arbeits-
zeiten wirtschaftliche 
und beschäftigungs-
politische Aspekte.
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Durchsetzung eines neuen Ar­
beitszeitstandards auf die Tages­ 
ordnung. Die Begrenzung der 
Arbeitszeiten nach oben, die 
Förderung vollzeitnaher Teilzeit­
arbeit bzw. kurzer Vollzeitarbeit, 
die Gleichbehandlung von allen 
Beschäftigungsformen und die 
Eröffnung von Wahlmöglichkeiten 
im Erwerbsverlauf, das sind sub­
stantielle Forderungen einer ge­ 
schlechterdemokratischen Neu­
justierung des Arbeitszeitsys­
tems.

Anmerkung

1  Die europäische Stiftung zur Ver­
besserung der Lebens­ und Ar­
beitsbedingungen hat im zweiten 
Halbjahr 1998 in den 15 EU­Mit­
gliedsstaaten und Norwegen eine 
Untersuchung zu den Arbeitszeiten 
und Arbeitszeitwünschen durchge­
führt. Die Untersuchung, an der sich 
30.500 Personen beteiligten, ist re­
präsentativ für die Wohnbevölke­
rung im alter von 16 bis 64 Jahren. 
Zu den Arbeitszeitwünschen wur­
den 12.600 Erwerbstätige sowie 
17.900 Nichterwerbstätige befragt, 
die innerhalb der folgenden fünf 
Jahre eine Erwerbsarbeit aufneh­
men wollten. Das IAT, Gelsenkir­
chen hat gemeinsam mit Infrastest 
Sozialforschung diese Befragung in 
Bezug auf die tatsächlichen und ge­
wünschten Arbeitszeiten analysiert. 
Die Verfasserin dankt Alexandra 
Wagner für die zur Verfügung ge­
stellten Auswertungen.
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Ungeborene und  
geborene Kinder brauchen 
Elternzeit

Work­Life­Balance ist zu einem 
Topos in Medien, Regierungsen­
queten, an den Arbeitsplätzen 
und im Alltag der Menschen ge­
worden (Dettling 2004). In mo­
dernen westlichen Gesellschaf­
ten finden sich viele Erwachsene 
in einer Situation wieder, in der 
sie (noch) länger und noch inten­
siver arbeiten als zuvor (Nolan 
2002). Die Frage, was alles die­
sem Arbeitsimperativ, der Zu­
dringlichkeit des Arbeitslebens 
in Bezug auf den Rest des Lebens 
geopfert werden soll, wird zu ei­
ner Schlüsselthematik des 21. 
Jahrhunderts. 
Ich möchte diese gesellschafts­
politisch brisante Schlüsselfrage 
unter besonderer Berücksichti­
gung der Perspektive der Kinder 
behandeln. Einleitend unterschei­
de ich vier Herangehensweisen, 
von denen ich im Text dann drei 
näher ausführen werde:
Schon vor ihrer Geburt werden 
Kinder von den Arbeitszeiten 
und Arbeitsbedingungen ihrer 
Eltern betroffen. Es lassen sich 
eine Reihe von Befunden dafür 
finden, dass der in allen euro­
päischen Ländern spürbare Ge­

Andreas Lange 

Ansprüche von Kindern an Arbeits-  
und Familienzeiten ihrer Eltern1

burtenrückgang keineswegs das 
Ergebnis einer konsum­ und spaß­
orientierten Lebenshaltung jun­
ger Männer und Frauen ist. Viel­
mehr nehmen diese die Signale, 
die ihnen aus der Wirtschaftswelt 
über die Medien weitergegeben 
werden, realistisch und rational 
wahr und handeln danach. Die 
erste Botschaft lautet: Bezahlte 
Arbeit ist heute ein Privileg, für 
das man hart arbeiten muss. Man 
hat mobil zu sein, sich über die 
Maßen für seinen Arbeitsplatz 
zu engagieren, ständig am Ball 
zu bleiben. Die zweite Botschaft 
lautet: Aber selbst dieser Einsatz 
garantiert in der von Börsenkur­
sen und Renditeansprüchen re­
gierten Arbeitswelt nicht mehr 
den Erfolg. Der Zufall, die Unge­
plantheit und das Risiko regieren 
mithin nicht selten die Lebenswe­
ge der Menschen. Leistung muss 
nicht mehr mit Erfolg einherge­
hen! (Neckel/Dröge 2002). Dass 
ein nicht unerheblicher Teil der 
Menschen unter diesen Bedin­
gungen vor einer Familiengrün­
dung zurückschreckt, ist dann 
kein Wunder. Diese Symptomatik 
wurde jüngst in einer internatio­
nal vergleichenden Studie (Mills/
Blossfeld 2003) festgestellt. Eine 
neuere deutsche Untersuchung 
zur Kinderlosigkeit bei Männern 
erhärtet die These vom Aufschub 

Die Frage, was alles 
... der Zudringlichkeit 
des Arbeitslebens in 
Bezug auf den Rest des 
Lebens geopfert wer-
den soll, wird zu einer 
Schlüsselthematik des 
21. Jahrhunderts.
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des Kinderwunsches durch öko­
nomische Widrigkeiten. Hier 
konnte gezeigt werden, dass 
Männer anstreben, ihre Familien­
gründung von einer gesicherten 
ökonomischen Erwerbsbasis aus 
in Angriff zu nehmen. Da diese 
sichere Plattform aber immer 
später im Lebenslauf gebaut 
wird und immer öfter auch wie­
der untergehen kann, muss mit 
einer Zunahme von Kinderlosig­
keit insgesamt gerechnet werden 
(Schmitt 2003).
Zweitens geht es um die Frage, 
warum und in welcher Hinsicht 
die Arbeits­ und Familienzeit der 
Eltern für die real existierenden 
Kinder von heute relevant und 
diskutierenswert ist. Die Beant­
wortung bewerkstellige ich im 
ersten Teil des Beitrags anhand 
einiger Ausführungen zur Familie 
als Alltags­ und Sozialisations­
raum. 
Drittens müssen wir uns mit der 
Zeitverwendung der Kinder und 
Eltern auseinandersetzen. Ins­
besondere interessieren ihre ge­
meinsamen Zeiten, deren Lage 
und Ausformung. Hierzu gibt es 
Befunde des Kölner Sportwissen­
schaftlers Kleine, der die überra­
gende Bedeutung des Wochen­
endes und des frühen Abends für 
familiales Miteinander nachwei­
sen kann. 
Viertens ist zu eruieren, welchen 
Reim sich die Kinder auf die Ar­
beitszeiten und sonstigen Zei­
ten der Eltern machen – was sie 
darüber denken, welche Zeiten 
sie sich für sich und für Interak­
tionen mit anderen wünschen 
und wie sie im Alltag mit den Ar­

beitszeiten der Eltern umgehen. 
Dazu berichte ich einiges aus ei­
ner neueren deutschen Studie. 
Ich schließe mit einigen kurzen 
Bemerkungen zur weiteren Ver­
tiefung des Forschungsthemas 
und einem Vorschlag, den Zeit­
wohlstand von Kindern und ihren 
Eltern als wichtige Bezugsgröße 
der Familien­ und Kinderpolitik 
bei der Gestaltung der Schnitt­
stellen Arbeits­ und Familienwelt 
zu betrachten. 

Individuelle und gemein-
same Zeit als Ressource für 
Sozialisation und für einen 
gelingenden Alltag

Die sozialisationstheoretische 
Perspektive nebst einigen wis-
senssoziologischen Beobachtun-
gen
Wieso interessieren uns eigent­
lich die Perspektiven von Kindern 
– ich beziehe mich hier auf Kinder 
im Alter von 6 bis 14 Jahren – auf 
die Familien­ und Arbeitszeiten 
ihrer Eltern? Welchen Ertrag ver­
sprechen wir uns von deren ver­
tiefter Erkenntnis? 
Die erste Annahme lautet: Kind­
liche Sozialisationsprozesse wer­
den wesentlich durch ein gewis­
ses Grundquantum an Zeit, das 
Kinder mit signifikanten Anderen 
und hier wiederum mit den El­
tern teilen, gefördert. Es handelt 
sich um eine gewissermaßen ob­
jektive Außenperspektive, die 
von Forschern angelegt wird: 
Kinder brauchen Elternzeit, um 
sich und insbesondere ihre Kom­

Kinder brauchen  
Elternzeit, um sich  

und insbesondere ihre  
Kompetenzen  

entwickeln zu können.
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petenzen entwickeln zu können. 
In jüngerer Zeit findet dieser As­
pekt der Investition in Zeit auch 
unter Berücksichtigung von qua­
litativen Momenten als Investiti­
on in Sozialkapital zunehmend 
Beachtung. 
Familie spielt eine zentrale Rolle 
für die Vermittlung und Aneig­
nung von Bildung. Im Rahmen 
der alltäglichen Familientätig­
keiten ist es möglich, Bildungs­
prozesse der Familienmitglieder 
anzustoßen und zu fördern. El­
tern und auch Großeltern über­
nehmen Bildungsleistungen, die 
über die reine Sicherung der 
schulischen Leistungsfähigkeit 
der Kinder – genügend Schlaf, re­ 
gelmäßiger Tagesablauf und ge­
sunde Ernährung – deutlich hin­
aus gehen. Familien erbringen 
familiale Bildungsleistungen, die 
für die einzelnen Familienmitglie­
der und deren kulturelle Teilhabe 
und soziale Anschlussfähigkeit 
ebenso von Bedeutung sind wie 
für den Fortbestand und die Wei­
terentwicklung einer Gesellschaft 
insgesamt. 
Auch institutionelle Erleichterun­
gen könnten diese Leistungen 
des informellen Bildungserwerbs 
zeitlich sicherstellen. Konkret: 
Ganztagsschulen, wenn sie nur 
hinreichend intelligent genug 
konzeptioniert würden, könn­
ten auch dazu beitragen, dass 
Familienzeit entlastet wird von 
routinisierten schulischen Anfor­
derungen, wie die Kontrolle von 
Hausaufgaben und das Ausfül­
len schulischer Lücken. Familien 
könnten sich dann sehr viel stär­
ker vertiefenden, interessens­

bezogenen Bildungsprozessen 
widmen. 
Zusammengefasst: „Zeitinputs“ 
der Eltern, alleine oder als Paar 
im Familienverbund, lassen sich 
verstehen als Zukunftsinvestition 
in die Sozialisation der Kinder. 

Die Alltagsperspektive: Die Zeit 
der Eltern als Element des Wohl-
befindens und der Lebensqualität 
von Kindern
In den letzten zehn Jahren hat 
sich eine neue Perspektive auf 
Kinder und ihre Kindheit her­
ausgebildet, die im internationa­
len Sprachraum mit dem Etikett 
„new social studies of childhood” 
(Prout 2004) versehen und hier­
zulande als Soziologie des Kin­
des und/oder der Kindheit ge­
führt wird. 
Was zeichnet diese wissenschaft­
liche Zugriffsweise aus? Erstens 
besteht die Neuorientierung da­
rin, über die Entwicklung des Kin­
des hinaus dessen Alltag im Hier 
und Jetzt in den Blick zu nehmen. 
Kindheit wird so nicht mehr nur 
als eine auf Zukunft ausgerichte­
te Entwicklungsphase, sondern 
als Lebensphase eigener Art ver­
standen. Kinder sind daher zwei­
tens nicht mehr alleine als von 
außen beeinflusste, passiv sozia­
lisierte Wesen zu konzipieren. Sie 
tauchen in dieser Forschungs­
richtung auch nicht primär, wie 
das lange Zeit in der Familien­
forschung der Fall war, als „Last“ 
(Daly 2003) oder „ökonomischer 
Faktor“ auf. 
Vielmehr betont man, dass Kinder, 
in jeweils genau zu erforschenden 

Kindheit wird nicht 
mehr nur als eine auf 
Zukunft ausgerichtete 
Entwicklungsphase, 
sondern als  
Lebensphase eigener 
Art verstanden.
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Ausmaßen, selber Akteure in ih­
rer Sozialwelt sind. Mit dem Kon­
zept der Handlungsbefähigung 
(Kaltenborn 2001; Morrow 2003) 
wird darauf verwiesen, dass Kin­
der nicht nur reagieren, sondern 
in einem für das jeweilige Feld zu 
eruierendem Ausmaß selbst als 
Akteure wirken. Diese „Agency” 
erstreckt sich über den Freizeit­ 
und Medienbereich hinaus. Sie 
schließt auch das Handeln in der 
Familie ausdrücklich ein. Zeit­
muster in der Familie erscheinen 
vor dieser theoretischen Folie als 
miteinander ausgehandelt, teil­
weise auch durchaus konfliktrei­
cher Natur und erstritten.
Dieser neuen Auffassung vom 
Kind als Akteur entspricht drit­
tens die Forderung, die Perspek­
tive des Kindes in der Forschung 
stärker zu berücksichtigen (Hein­
zel 2000, 2003; Honig/Lange/
Leu 1999). Es werden nicht mehr 
nur Erwachsene über Kinder, 
sondern diese selbst befragt. Ih­
ren Einschätzungen und Bewer­
tungen wird ein eigenständiger 
Wert beigemessen. 
Fragen, die sich aus dieser Per­
spektive stellen, lauten dann: 
Wie und welche Facetten der Er­
werbsbedingungen nehmen Kin­
der wahr? Wie beurteilen Kinder 
die Arbeitsbedingungen ihrer El­
tern in Bezug auf ihre alltägliche 
Lebensführung? Wie strahlen 
die Arbeitsbedingungen der El­
tern insgesamt auf die kindliche 
Alltagsgestaltung ab und wie 
versuchen die Kinder damit um­
zugehen? Wie erleben die Kinder 
diese Situation?

Bevor wir uns aber der Beantwor­
tung dieser Fragen zuwenden, 
lassen sie uns einen Blick in die 
gemeinsame Zeitverwendung 
von Eltern und Kindern werfen:

Was tun Kinder  
und ihre Eltern wann?

Vorab ist eines festzuhalten: Die 
Mär, wonach heutige Eltern ihren 
Kindern weniger Zeit „schenken“, 
als dies in den 1960er und 1970er 
Jahren der Fall war, ist durch eine 
Reihe von internationalen Studien 
widerlegt worden (Sandberg/
Hofferth 2001). Vielmehr belegt 
das ebenfalls breit dokumentierte 
Gefühl der Zeitnot von Eltern auf­
grund beruflicher Anforderungen 
(Klenner 2004; Milkie 2004), dass 
sie ihren Kindern eigentlich noch 
mehr Zuwendung und Förderung 
zukommen lassen wollen.
Ich beziehe mich hier auf eine 
Studie des Kölner Sportwissen­
schaftlers Heine. Von 398 Kin­
dern wurden die Zeitumfänge 
ihrer Alltagsaktivitäten an 398 
Werktagen, an 350 Samstagen 
und 375 Sonntagen erhoben. Ich 
konzentriere mich auf die Dar­
stellung der Werktage und des 
Wochenendes.

Werktage sind Arbeitstage für 
Kinder
Werktage sind für Kinder stärker 
durch Arbeit determiniert als das 
Wochenende. Die Schule bindet 
die größten Zeitanteile instituti­
oneller Arbeitsanforderungen. 
Werktäglich entfallen zwischen 
3.5 bis 5.5 Stunden auf den 

Werktage sind für die 
Kinder stärker durch 

Arbeit determiniert als 
das Wochenende.
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Schulbesuch. Mit der Erledigung 
der Schulaufgaben oder anderer 
schulbezogener Arbeit belasten 
Kinder ihr Wochenende im Ver­
gleich zur Werkwoche nur gering­
fügig. Zwar fällt die aufgewandte 
Zeit für außerschulisches Lernen 
im statistischen Mittel mit 54 
Minuten pro Werktag nicht son­
derlich hoch aus. Sie unterliegt 
jedoch erheblichen individuellen 
Schwankungen. Ein Viertel der 
Kinder benötigt zwischen 1.3 und 
3.8 Stunden. Der Schulbesuch er­
höht zudem die Mobilitätsanfor­
derungen an die Kinder. 
Sind die Arbeitsbelastungen der 
Schule ein eindeutiges Struktur­
merkmal des Werktags, bestim­
men andere außerschulische 
Arbeitsanforderungen die Werk­
woche wie das Wochenende glei­
chermaßen. Angesprochen sind 
Alltagstätigkeiten, welche die 
Versorgung der eigenen Person 
betreffen, die unumgänglich für 
die Alltagsgestaltung der Kinder 
sind und routinemäßige, kleinere 
Arbeitsvorgänge darstellen. We­
nig „geliebt“, allgemein jedoch 
akzeptiert besitzen sie einen ho­
hen Verbindlichkeitsgrad. Zeit­
einschränkungen oder Versäum­
nisse werden in der Regel von der 
Familie oder anderen Bezugsper­
sonen nicht toleriert. Versorgung, 
Organisation und Ordnung des 
Alltags werden täglich verlangt, 
sie weisen eine 100­prozentige 
Realisierungshäufigkeit an allen 
Wochentagen auf und binden 
bedeutende Zeitanteile des Kin­
deralltags.
Körperaktive Arbeiten stellen 
eine weitere außerschulische Ar­

beitsanforderung dar, die ähnlich 
hohe Zeitanteile wie die Alltags­
tätigkeiten binden, jedoch nur an 
59 Prozent der Werktage erfasst 
wurden. Haus­ wie Gartenarbei­
ten, der Haushalt, die Versorgung 
von Tieren, Einkäufe müssen ver­
richtet, Zeitungen ausgetragen 
werden. Möglicherweise ist der 
Verbindlichkeitsgrad dieser Ar­
beiten in und ums Haus bzw. der 
Wohnung geringer als der der 
Alltagstätigkeiten.
Die hier erhobenen Daten zei­
gen, dass Eltern heute von ihren 
Kindern eine regelmäßige und 
zeitintensive Erledigung familien­
interner Arbeiten erwarten, die 
vom Tischdecken über das Auf­
räumen, Zeitungen austeilen und 
Einkaufen bis zur Gartenarbeit 
reichen kann. 
Wir wissen auch aus anderen For­
schungsfeldern, dass Eltern die 
Aktivitäten ihrer Kinder nicht zu­
letzt deshalb in bestimmte Bah­
nen lenken, weil sie sich davon 
positive Sozialisationseffekte für 
ihre Kinder erwarten. So sind ins­
besondere Eltern der mittleren 
und oberen Milieus darauf be­
dacht, dass Kinder in ihrer Frei­
zeit etwas Sinnvolles tun, das ihre 
Kompetenzen stärkt und sie vor 
allem selbständig und autonom 
werden lässt (Dunn/Kinney/Hof­
fert 2003). 
Der Arbeitscharakter der Werk­
tage ist allerdings nicht nur auf 
die Arbeiten der Kinder (hier wie­
derum insbesondere die schu­
lische Arbeit), sondern indirekt 
auch auf die Berufstätigkeit der 
Eltern zurückzuführen. Sie erfor­
dern den Aufenthalt von Kindern 

… dass Eltern die  
Aktivitäten ihrer Kinder 
nicht zuletzt deshalb 
in bestimmte Bahnen 
lenken, weil sie sich 
davon positive  
Sozialisationseffekte 
für ihre Kinder  
erwarten.
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in vorschulischen betreuenden 
Einrichtungen wie Kindergarten 
oder Hort. Die beruflich induzier­
te Zeitknappheit von Eltern be­
einflusst zudem die Mobilität der 
Kinder. 

Das Wochenende – intensiviertes 
Familien- und Kinderleben.
An Wochenenden erfahren Tä­
tigkeiten, denen für die Lebens­
gestaltung der Kinder besonde­
re Bedeutung zugemessen wird, 
eine gesteigerte Beachtung. Un­
terstrichen wird dies durch einen 
engen Familienbezug, in den die 
meisten Wochenendaktivitäten 
der Kinder zu bedeutenden Zeit­
anteilen eingelagert sind. Aus 
diesem Grund sind Samstage und 
Sonntage für Kleine (2003, S. 19) 
als Tage intensivierten Familien­ 
und Kinderlebens zu verstehen. 
So stellt die Gestaltung der ge­
meinsamen Freizeit ein zentrales 
Element des Familienlebens am 
Wochenende dar: wie z.B. Wan­
dern, Radtouren, spazieren ge­
hen, Schwimmbad­, Flohmarkt­, 
Kino­ oder Verwandtenbesuche. 
Wichtig sind bewegungsintensi­
ve und sportliche Betätigungen. 
Der Familienbezug kann aktiv 
oder passiv sein, wenn beispiels­
weise Eltern und Geschwister bei 
Wettkämpfen oder Ligaspielen 
als Zuschauer anwesend sind. 
Unternehmungen konzentrieren 
sich sowohl auf den Samstag als 
auch intensiviert auf den Sonn­
tag.
Ein wichtiges Element der Frei­
zeitaktivitäten der Familie ist der 
gemeinschaftliche Medienkon­
sum und hier vorab das gemein­

schaftliche Fernsehen. Gerade 
an Samstagabenden kann Fern­
sehen zu einer wichtigen Fami­
lieninszenierung werden. 
Ausgeprägt ist der kommunika­
tive Charakter der Mahlzeiten 
(Setzwein 2004), die an Samsta­
gen und Sonntagen zeitlich stark 
ausgedehnt werden. 
Die Rhythmisierung des Alltags 
in arbeitsbetonte Werktage 
und in Wochenendtage ist nicht 
kindspezifisch und noch weniger 
kindgewollt. Vielmehr resultiert 
sie aus einer Überlagerung des 
Kinder­ und Erwachsenenalltags. 
Zeitstrukturen des Familienall­
tags, der elterlichen Erwerbstä­
tigkeit, der Schule, der Betreu­
ungs­ und Freizeitrhythmen wie 
des informellen Zusammenle­
bens prägen diese Rhythmik. 
Sie gleicht sich stark derjenigen 
der Erwachsenen an. Es entwi­
ckelt sich so etwas, was zusam­
menfassend als ein generatio­
nenübergreifender Arbeits­ wie 
Freizeitstil bezeichnet werden 
könnte, der die Aktivitäten von 
Kindern und Eltern annähert. 
Sport und Mediensystem bilden 
dabei hervorgehobene Kristalli­
sationspunkte der Inszenierung 
von Familie und des Selbsterle­
bens als Familie. Gut vorstellbar 
ist, was eine weitere Deregulie­
rung und eine Verschärfung der 
Arbeitsbedingungen bedeuten 
könnte.

Ein wichtiges Element 
der Freizeitaktivitäten 

der Familie ist der 
gemeinschaftliche 

Medienkonsum und 
hier vorab das  

gemeinschaftliche 
Fernsehen.

Die Rhythmisierung 
des Alltags in eher  

arbeitsbetonte  
Werktage und  

Wochenendtage  
intensivierten Kinder- 
und Jugendlebens ist 

nicht kindspezifisch 
und noch weniger 

kindgewollt. 
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Arbeitszeit und  
Arbeitsbedingungen: Die 
Sicht der Kinder 

Bemerkungen zum Forschungs-
stand

Zwar gibt es noch keinen syste­
matischen Forschungsschwer­
punkt hierzu, aber immerhin fin­
den sich in jüngerer Zeit immer 
wieder verstreute Indizien für den 
uns interessierenden Zusammen­
hang. Befragt man Kinder nach 
den Arbeitszeiten der Eltern, 
dann „erntet“ man unterschiedli­
che Antworten. Einigen sind sie 
als Rahmen für ihr eigenes Leben 
nicht bewusst und daher ziemlich 
egal. Andere geben schlicht zu, 
dass sie noch nie darüber nach­
gedacht haben (Näsman 2003). 
Wieder andere hingegen geben 
detaillierte Auskünfte und reflek­
tieren über die Arbeitsbedingun­
gen ihrer Mütter und Väter. Elisa­
beth Näsman, eine schwedische 
Kindheitsforscherin, hebt hervor, 
dass die von ihr im Rahmen meh­
rerer Projekte befragten Kinder 
die elterlichen Arbeitsbedingun­
gen bevorzugt in zeitlichen Be­
griffen beschreiben. Sie nennen 
von sich aus die Verteilung, die 
Stundenzahl und die Regelmäßig­
keit der Arbeitszeiten ihrer Eltern 
als prägende Strukturmomente 
des Arbeitens, die dann für sie di­
rekte Konsequenzen haben. 
Man sollte daraus aber nicht vor­
eilig den Schluss ziehen, alle Kin­
der von heute wären kleine Zeit­
manager. Sie sind zwar je nach Al­
ter differentiell in der Lage, über 
Zeit nachzudenken – aber für sie 

ist der Zeitbegriff trotz alledem 
nicht nur an Tätigkeiten, son­
dern auch an Personen gebun­
den. Camporese und Romano, 
zwei italienische Sozialforscher, 
berichten dies aus den Vorerhe­
bungen zur großen italienischen 
Zeitbudgetstudie von 2002, die 
ausdrücklich Kinder als Informan­
ten berücksichtigt. 
Soweit eine kurze Begründung 
und Veranschaulichung kindli­
cher Perspektiven auf Zeit. Wen­
den wir uns nun, wie angekün­
digt, inhaltlichen Aussagen der 
Wahrnehmung von und Ausein­
andersetzung mit elterlichen Ar­
beitszeiten zu. 
Im Rahmen einer regionalen Stu­
die in Nürnberg zu den Lebens­
bedingungen und zur Lebens­
führung von Kindern in einem 
Nürnberger Stadtteil hat Ulrike 
Roppelt (2003) wertvolle, auch 
direkt politikgestaltungsrelevan­
te Hinweise auf die kindliche Aus­
einandersetzung mit Berufs­ und 
Familienzeit finden können.2 
Als ein wichtiges Ergebnis schält 
sich in dieser Studie heraus, dass 
unsichere, nicht planbare Arbeits­ 
und damit Betreuungszeiten aus 
Sicht von Kindern ein Problem 
darstellen. Das bringen einige 
der interviewten 8­ bis 11­Jähri­
gen auch deutlich zur Sprache: 
„Ich weiß nie, wann sie nach Hau-
se kommt. Wenn sie eine Bespre-
chung hat und sie weiß es nicht 
vorher, kommt sie später nach 
Hause. Und ich muss warten und 
kann nichts mit meinen Freunden 
ausmachen. Ich kann nie sagen, ja, 
du kannst zu mir kommen, denn 
meine Mutter ist ja vielleicht nicht 

Unsichere, nicht  
planbare Arbeits- und 
damit Betreuungs-
zeiten stellen aus Sicht 
von Kindern ein  
Problem dar.
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zu Hause. Das nervt mich schon 
ganz schön“ (Junge, 9 Jahre). „Mal 
gehe ich nach Hause, ist die Mama 
da – mal gehe ich nach Hause und 
die Mama ist nicht da. Das ist mal 
so und mal so, da kann ich mich auf 
gar nichts verlassen. Dann schaue 
ich, ob die Oma wenigstens da ist, 
aber am schönsten wäre es, wenn 
ich gleich zu Hause wäre. Es nervt 
mich, dass ich es vorher gar nicht 
weiß und mich wieder ärgere, wa-
rum es nicht klappt” (Junge, 10 
Jahre). 
Mehrere Kinder geben als wei­
tere Einschränkung lange War­
te­ und Überbrückungszeiten an, 
bis die Eltern am Abend endlich 
nach der Arbeit daheim eintref­
fen. Diesen Sachverhalt erleben 
sie als besonders nachteilig und 
blockierend. Das resultiert vor 
allem daher, dass die Kinder zu­
meist erst draußen spielen dür­
fen, wenn ihre Eltern daheim 
sind. 
„Ich muss jeden Tag die ganze 
Zeit zuhause bleiben und auf mei-
ne Mutter warten, bis sie endlich 
mal heimkommt. Irgendwann hat 
man dann keine Lust mehr. Immer 
warten und warten. Man guckt auf 
die Uhr und dann sind das immer 
noch zwei Stunden. Dabei könnte 
ich in der Zeit schon alles mögli-
che andere machen” (Junge, 9 
Jahre). 
Zu der Überbrückungsproblema­
tik bzw. der Probleme der Pas­
sung können auch noch solche 
der als zu hoch eingeschätzten 
Anforderungen, die sich für die 
kindliche Lebensführung aus den 
Arbeitszeiten der Eltern ergeben, 
kommen: „Die Mama schneidet 

mir zwar Brot ab und stellt was 
zum Aufwärmen raus. Aber alles 
so ganz alleine machen, das ist 
schwierig, weil ich bin ja eigent-
lich erst acht. Ich hab auch ein 
bisschen Angst, dass ich verges-
se den Ofen aus zu machen oder 
manchmal sind da so komische 
Geräusche. Dann bin ich immer 
froh, wenn die Mama kommt und 
ich nicht mehr alleine bin” (Mäd­
chen, 8 Jahre). 
Das Thema Selbständigkeit als 
Chance und Selbständigkeit als 
Zumutung, welches in der Kind­
heitsforschung seit längerem in­
tensiv verhandelt wird, zeichnet 
sich hier ganz deutlich als wich­
tige Konsequenz bestimmter Ar­
beitsarrangements ab. 
Ausschlaggebend für die „Qua­
lität des Alleinseins” sind das 
Ausmaß sowie die Häufigkeit von 
allein verbrachter Zeit. Kürzere 
Phasen ohne Sozialpartner wer­
den von den befragten Jungen 
und Mädchen durchaus als Chan­
ce für bestimmte eigeninitiierte 
Handlungsprojekte und familiale 
Regelverletzungen gesehen und 
daher überwiegend als vorteil­
haft eingestuft. „Wenn mal keiner 
da ist, freue ich mich, weil ich dann 
alleine Fernsehen schauen kann 
und meine Mama nicht guckt” 
(Junge, 10 Jahre). „Es war schon 
eine Umstellung, als die Mama 
wieder das Arbeiten angefangen 
hat. Ich finde das gut so, weil ich 
alles machen kann, was ich will. 
Ich kann wenig essen, muss kei-
nen Salat essen und Fernsehen 
gucken“ (Mädchen, 9 Jahre). 
Während diese beiden Kinder 
durchaus eine gewisse Zufrieden­

„Ich muss jeden Tag 
die ganze Zeit zuhause 
bleiben und auf meine 
Mutter warten, bis sie 

endlich mal  
heimkommt.“
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heit mit ihrer Betreuungssituation 
zeigen und auch Phasen ohne el­
terliche Kontrolle schätzen, weil 
sie hier ihre „Agency”, also ihre 
Handlungsfähigkeit ausleben 
können, sind andere Kinder we­
niger glücklich mit den vorgefun­
denen Kombinationen. So sind 
beispielsweise die beiden Eltern­
teile von Nicole vollzeiterwerbs­
tätig, was eine eher rigide An­
passung an den Tagesrhythmus 
der Eltern, der wiederum von der 
Berufstätigkeit dominiert wird, 
nach sich zieht: „Manchmal sehe 
ich die kaum, weil sie nur arbei-
ten. Ich bin fast immer alleine zu 
Hause. Das gefällt mir überhaupt 
nicht, aber meine Eltern sagen, 
sie können es nicht ändern, sie 
müssen beide arbeiten. Ich hoffe, 
wenn ich ein bisschen größer bin, 
dass es besser wird, weil ich nicht 
mehr so viel alleine zuhause sein 
muss” (Mädchen, 9 Jahre).
Interessant ist nun, dass auch 
Kinder Unzufriedenheit äußern, 
wenn ihre Mütter nicht erwerbs­
tätig sind. Beispielsweise kann 
dies der Fall sein, wenn das Kind 
sich durch die ständige Präsenz 
eines Elternteils permanent beo­
bachtet und kontrolliert fühlt. Es 
sieht dann keine Chance, dem 
familialen Regelgeflecht zu ent­
rinnen: „Das nervt total, wenn im-
mer jemand um mich rum ist. Nie 
kann ich was tun, was meine Mut-
ter nicht merkt. Fernsehen gucken 
oder essen, wann ich will. Ich hab 
ihr gesagt, sie soll ein paar Stun-
den arbeiten gehen, aber sie will 
nicht” (Mädchen, 11 Jahre). 
Die Interviewaussagen machen 
ferner darauf aufmerksam, dass 

das Ausmaß elterlicher Berufs­
tätigkeit mit ausschlaggebend 
ist für das Wohlbefinden in der 
Familie. Sowohl Kinder, deren 
Eltern viel arbeiten, als auch Kin­
der, deren Eltern wenig beruflich 
eingebunden sind, bewerten ihre 
familiale Situation überwiegend 
als belastend. Daraus schließt 
Roppelt (2003), dass man nicht 
von einer linearen Verknüpfung 
zwischen beruflicher Einbindung 
und erhöhter Belastung der be­
troffenen Kinder ausgehen kann. 
Zufrieden sind mithin die Kinder, 
deren Eltern eine mittlere Ar­
beitsbelastung aufweisen. 70% 
dieser Kinder waren mit ihrer 
Betreuungssituation zufrieden, 
die ihnen simultan ein ausgewo­
genes Maß an Schon­ und Sozial­
raum, an Kontrolle und Freiraum 
ermöglicht. 
Ein großer Teil der befragten 
Mädchen und Jungen äußert sich 
zufrieden mit der individuellen 
Betreuungslösung, die ihre Eltern 
geschaffen haben. Für die Kinder 
gibt es so etwas wie grundlegen­
de Säulen für Wohlbefinden und 
Zufriedenheit: „Hauptsache, ich 
habe nie das Gefühl, dass ich al-
leine bin” (Mädchen, 9 Jahre). 
Hier wird die Balance themati­
siert, welche berufstätige Eltern 
in der Fürsorge um ihre Kinder 
bewerkstelligen müssen. Es geht 
allerdings nicht einfach um eine 
ständige Anwesenheit der El­
tern. Vielmehr ist es die Maxime 
einer Ausgewogenheit zwischen 
Nähe und Distanz bzw. zwischen 
Berufstätigkeit und Familie, die 
beim Kind zur Zufriedenheit führt. 
„Am wichtigsten ist, wenn jemand 

Das Ausmaß elterlicher 
Berufstätigkeit ist mit 
ausschlaggebend für 
das Wohlbefinden in 
der Familie.



�6	

Familienpolitiken	und	AlltagspraxisMechtild	M.	Jansen	/	Mechthild	Veil	(Hrsg.)
	

Po
lis

	4
�

zu Hause ist oder ich anrufen 
kann, das sprechen wir ab. Weil 
ich bei den Hausaufgaben schon 
Hilfe brauche. Immer müssen die 
Eltern nicht da sein, halt nur, wenn 
ich sie brauche” (Junge, 9 Jahre). 
Als Bestandteile einer als wün­
schenswert erfahrenen Betreu­
ungssituation lassen sich dem Ma­
terial von Roppelt gute Abspra­
chen, Zuverlässigkeit, Erreichbar­
keit der Eltern in der Firma, das 
Fehlen zeitlicher Leerlaufphasen 
und ein gewisses Quantum an 
Alleinzeit nennen. Besonders 
geschätzt werden Arrangements 
in der Familie, die von beiden 
Elternteilen verantwortet wer­
den. „Bei uns ist meine Mama im 
Schuldienst. Da ist oft mein Papa 
da und ich esse unter der Woche 
mit ihm zusammen. Alleine bin ich 
nie, entweder ist Papa oder die 
Mama zuhause. Die wechseln sich 
auch in der Frühe ab. Ich finde 
das gut, dann hat man wenigstens 
beide mal“ (Mädchen, 9 Jahre). 
Die geschickte Verknüpfung von 
Erziehung und Beruf wird von 
den Kindern stark begrüßt. In 
manchen Antworten scheinen sie 
sogar als Ideallösung auf. „Die El-
ternbetreuung ist sehr wichtig für 
Kinder. Ich finde, die Eltern sollten 
sich mit den Fragen der Kinder 
beschäftigen und das können sie 
nur, wenn sie beide auch da sind. 
Bei mir ist der Papa und die Mama 
abwechselnd oder gleichzeitig 
zu Hause und das ist die beste 
Lösung” (Junge, 9 Jahre). Diese 
beste Lösung, ein stimmiges Ge­
füge von Familie und Beruf, wird 
durch solche Arbeitsbedingun­
gen erleichtert, die elastisch im 
Hinblick auf eine Koordination 

mit dem beruflichen Zeitplan des 
Partners sind. Ähnliche Ergeb­
nisse finden sich in der Untersu­
chung von Klenner/Pfahl/Reuyß 
(2003). Dazu passt auch, dass in 
einer neueren Repräsentativum­
frage zur Kindheit in Deutschland 
vom Institut für Demoskopie in 
Allensbach gerade die Abwesen­
heit der Väter von vielen Kindern 
als Defizit erlebt wird. Während 
drei Viertel der Kinder die Ein­
schätzung vertreten, dass ihre 
Mutter genügend Zeit für sie hat, 
ziehen nur 37 Prozent diese Bi­
lanz in Bezug auf ihren Vater (IfD 
Allensbach 2004, S. 104).

Ausblick: Auf dem  
Weg zum Zeitwohlstand für 
Kinder und Eltern

In meinem Beitrag konnten nur 
ausgewählte Aspekte des viel­
schichtigen Themenkomplexes 
herausgearbeitet werden. Mei­
ne wichtigste Botschaft ist, dass 
es durchaus möglich ist, aussa­
gekräftige Daten aus der Kin­
derperspektive zu den uns inte­
ressierenden Sachverhalten zu 
sammeln und auszuwerten. Al­
lerdings ist unser Thema bislang 
noch nicht zum Schwerpunkt ei­
ner großen repräsentativen Stu­
die in Deutschland oder Öster­
reich gemacht worden. Hier gilt 
es, einiges nachzuarbeiten. 
Die zu erwartenden Ergebnisse 
aus einer solchen Forschungsan­
strengung sind sicherlich nicht 
nur innerwissenschaftlich wei­
terführend. Sie wären auch eine 

Ein stimmiges Gefüge 
von Familie und Beruf 

wird durch solche  
Arbeitsbedingungen 

erleichtert, die  
elastisch im Hinblick 

auf eine Koordination 
mit dem beruflichen 

Zeitplan des Partners 
sind.
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wichtige Grundlage für eine Fami­
lienpolitik, die den Zeitwohlstand 
von Kindern und ihren Eltern als 
Zielgröße ernst nimmt. Wenn wir 
nämlich betriebswirtschaftliche 
Erfordernisse zur alleinigen Richt­
schnur der Familien­ und Kinder­
politik nehmen, dann fungieren 
wir als Zeiträuber (Kostans 2004). 
Es muss auch klar sein, dass mit 
der Forderung nach mehr Zeit­
wohlstand für Familien kein kon­
servatives roll­back im Sinne von 
„Frauen an den Herd“ gemeint 
sein kann. Vielmehr stelle ich mir 
eine breitflächige Reflexion über 
die angemessene Verteilung der 
gesellschaftlich notwendigen Ar­
beit zwischen den Geschlechtern 
und Generationen vor. Wir wissen 
aus internationalen Studien, dass 
erwerbstätige Menschen sich gut 
vorstellen können, etwa 30 bis 32 
Stunden zu arbeiten. Eine solche 
Arbeitszeit für beide Partner könn­
te einiges an produktiver Energie 
freisetzen. Sie könnte vor allem zu 
einer Entzerrung der „rush-hour of 
life“ beitragen. Damit umschrei­
ben wir in der Soziologie den Um­
stand, dass heutige Erwerbstätige 
wegen des späteren Beginns ihrer 
Erwerbskarriere und des immer 
stärkeren Zugriffs auf ihre Arbeits­
kraft in der Mitte ihres Lebens – bei 
gleichzeitig bestehenden weiteren 
Aufgaben – extrem gefordert wer­
den, mit den bekannten Phänome­
nen des burning­out und frühzei­
tigen Verschleißes. Kinder hätten 
also in diesem Modell weniger be­
lastete Eltern. Solche Modelle be­
dürften natürlich einer sozialpoliti­
schen Flankierung. Aber sie wür­
den bei intelligenter Nutzung und 
unter Beibehaltung des Postulats 

der Wahlfreiheit weite Korridore 
für Familienzeiten öffnen. Die Un­
tersuchung von Kleine (2003) hat 
ja eindrücklich aufgezeigt, dass 
die Wochenenden eminent wich­
tig sind für gemeinsame familiale 
Unternehmungen. Wir brauchen 
mehr solcher gemeinsamer Zeit­
korridore.
Aus der Perspektive der Kinder 
betrachtet müsste es darum ge­
hen, ihnen in Abhängigkeit ihrer 
jeweiligen Bedürfnisse und ihres 
Entwicklungsstandes parallel zu 
den verlässlicher verfügbaren El­
tern weitere Verlässlichkeit in den 
Bildungs­ und anderen Institutio­
nen zu bieten. 

Anmerkungen

1  Die Argumente dieses Beitrags 
entstanden im Projekt „Entgren­
zung von Arbeit – Entgrenzung von 
Familie“ und profitieren von der 
intensiven Diskussion in der Ab­
teilung Familie und Familienpolitik 
am Deutschen Jugendinstitut in 
München, insbesondere mit Karin 
Jurczyk und Peggy Szymenderski.

2  N=130 Kinder, multimethodisches 
Design, Schwerpunkt aber eindeu­
tig explorativ und problemerschlie­
ßend.
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Was brauchen Kinder?
Mein Beitrag soll ein Plädoyer 
für die Belange der Kinder sein. 
Wenn es um die Frage geht, wie 
die Chancen der Frauen, ihre Le­
bensperspektiven frei zu entwi­
ckeln und ihr berufliches Potential 
zu entfalten, mit Mutterschaft und 
Kindererziehung zu verbinden 
sind, ist ja auch danach zu fragen, 
was den Kindern förderlich ist. 
Entwicklungspsychologie und 
Säuglingsforschung können in 
der Diskussion um die Gestaltung 
familienfreundliche Arbeitsbe­
dingungen und –zeiten durchaus 
politikfähige Argumente liefern. 
Ich möchte am Detail zeigen, auf 
welche Weise „Investitionen“ in 
die frühe Betreuung von Kindern 
sich auswirken und „auszahlen“.
Die Erfahrung zeigt, dass Aufmerk­
samkeit und Zeitaufwand, Präsenz 
und gerade soviel Zuwendung, 
wie das Kind sie einfordert, in 
seinem frühen Alter Investitionen 
sind, die sein Gedeihen fördern 
und den Aufwand „lohnen“. Die 
Erfahrung zeigt aber auch, dass 
ein Kind, egal wie klein es ist, eine 
zufriedene Mutter braucht, die 
sich an ihrem Kind freuen kann, 
ohne sich als sein Opfer zu fühlen. 
Und dass es einem Kind nicht gut 
tut, wenn es über die angemes­
sene Zeit hinaus der Lebensmit­
telpunkt, das Ein und Alles seiner 
Mama bleibt. 
Was also braucht ein Kind? 
Die Frage hat nichts zu tun mit 
Schmusekram und „Eiteitei“. Die 

Rentendebatte und der PISA­
Schreck haben den Blick dafür 
geschärft, dass die Zukunft des 
Landes und unserer selbst vom 
Gedeihen unserer Kinder ab­
hängt. Was aber ein Kind braucht, 
um gut zu gedeihen, das ist im 
konkreten wie im allgemeinen 
Falle aber leider oft strittig.
In der so genannten PISA­Debat­
te gibt es nun z.B. eine wütende 
Entschlossenheit, die Schul­
pflichtgrenze auf vier Jahre her­
abzusetzen, oder eine Kita-Pflicht 
ab fünf Jahren einzuführen, oder 
verpflichtende Bildungspläne für 
Kindergärten. Leistungsbewusst­
sein schon bei den Kleinsten we­
cken, die Grundschule mehr am 
Konkurrenzgedanken ausrichten 
– „Schluss mit der Kuschelpäda­
gogik!“ tönt der Schlachtruf von 
Erziehungswissenschaftlern und 
­wissenschaftlerinnen, die ihr Ohr 
am Puls der Zeit haben möchten. 
Auch glaubt man, der Mittelmä­
ßigkeit deutscher Schülerleistun­
gen beizukommen, indem man 
die Lehrer und Lehrerinnen aus 
den Fesseln des Beamtendaseins 
befreit und sie nach „Leistung“ 
bezahlt.
„Kuschelpädagogik“, das ist wohl 
der infamste und ignoranteste 
Vorwurf, den man engagierter 
Früherziehung und Grundschul­
pädagogik machen kann. Denn 
wie entsteht kindliche Lernfähig­
keit? Was fördert ihre Leistungs­
bereitschaft und ihr Interesse am 

Leistungsbewusst-
sein schon bei den 
Kleinsten wecken, die 
Grundschule mehr am 
Konkurrenzgedanken 
ausrichten – „Schluss 
mit der Kuschel- 
pädagogik!“ tönt der 
Schlachtruf ...
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Lernen, was befähigt Kinder, sich 
zu konzentrieren und bei der Sa­
che zu bleiben?

Einige Ergebnisse der empi-
rischen Säuglingsforschung

Die Hirnforschung der letzten 
Jahre hat bestätigt, was man ei­
gentlich schon lange wusste: 
Auch wenn jedes Kind seine ganz 
eigene genetische Ausstattung 
mitbringt, so braucht es doch um 
sie optimal zu entfalten optimale 
Bedingungen. Die Entwicklung, 
die es nehmen wird, ist mitnich­
ten vorgezeichnet. Die Hirnphysi­
ologen haben heute bildgeben­
de Verfahren zur Verfügung, die 
die neuronale Hirntätigkeit sicht­
bar machen. Und da kann man 
bildlich nachvollziehen, wie die 
Funktionsstrukturen des kindli­
chen Hirns vom ersten Lebenstag 
an (und davor selbstverständlich 
auch schon) sich ausdifferenzie­
ren, verdichten, vernetzen, wie 
die unzähligen Kreisläufe und 
Verästelungen und Verflechtun­
gen der Erregungen an Komple­
xität und Intensität zunehmen, 
und zwar – darauf will ich hinaus! –  
in einer deutlichen Korrelation zu 
einem lebendigen Austausch im 
Kontakt mit den primären Bezie­
hungspersonen. Anregung und 
Erfahrung in der körperlichen 
und gestischen Interaktion zwi­
schen Säugling und Mutter sind 
es, das gemeinsame Handeln in 
einem Austauschprozess ist es, 
was Reifung, Entwicklung und 
Differenzierung der zerebralen 
Vernetzungen vorantreibt. Im 

Hirn des Säuglings wird zunächst 
ein enormer Überschuss an Ner­
venzellen, Fortsätzen und Syn­
opsen erzeugt, von denen aber 
nur diejenigen erhalten bleiben 
und stabilisiert werden, die auch 
funktionell genutzt und damit in 
größere funktionelle Netzwerke 
integriert werden (vgl. Singer, 
1995). Und die feste Veranke­
rung von funktionsabhängigen 
Strukturbildungen ist wiederum 
abhängig von der Miterregung 
der Hirnregionen, die Sitz des 
emotionalen Erlebens sind. Zu 
heftige emotionale Erregung, die 
zu einer Affektüberflutung führt, 
kann die Destabilisierung und 
Regression von bereits gebilde­
ten neuronalen Verschaltungen 
begünstigen. Fehlende oder zu 
geringe Erregung der emotio­
nalen Zentren dagegen verhin­
dert, dass neue strukturierende 
Erfahrungen gemacht und hin­
reichend fest verankert werden. 
„Optimale Bedingungen für die 
Etablierung und Stabilisierung 
neuer, komplexerer assoziativer 
Verschaltungsmuster herrschen 
immer dann, wenn es zu einer 
moderaten Aktivierung emotio­
naler Zentren kommt (‚Neugier’, 
‚Spiel’).“ (Hüther, 2002, S. 467)
Auch die beobachtende Säug­
lingsforschung kann nähere Aus­
kunft darüber geben, wie es zu 
einer solchen „moderaten Akti­
vierung“ kommt. Sie untersucht 
die subtile Interaktion zwischen 
Mutter und Kind („Mutter“ wird 
hier als Kürzel für die „primär 
versorgende erwachsene Bezie­
hungsperson“ verwendet, die ja 
zumeist auch die leibliche Mutter 
ist). In extrem verlangsamten Zeit­

Auch wenn jedes Kind 
seine ganz eigene 

genetische Ausstattung 
mitbringt, so braucht 
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zu entfalten, optimale 

Bedingungen.
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lupenaufnahmen zeigt sie, wie 
differenziert dieser Austausch 
ist. Minimale gestische und mimi­
sche Zeichen gehen hin und her, 
oft nur Bruchteile von Sekunden 
lang, von Kind und Mutter wahr­
genommen, beantwortet oder 
probeweise imitiert.
Gerade die frühe Imitation des 
Gesichtsausdrucks ist experi­
mentell untersucht worden. Es 
gibt z.B. den Nachweis, dass 
Säuglinge im Alter von 6 Wochen 
bestimmte Mundbewegungen 
oder ein seitliches Zungeheraus­
strecken (das physiologisch nicht 
benötigt wird) schon dann nach­
ahmen und ihrem Repertoire an 
Bewegungen hinzufügen, wenn 
es ihnen an drei Tagen hinterein­
ander für jeweils 90 Sekunden 
vorgemacht wird (vgl. Bürgin, 
1997, S. 43). Dieses Beispiel wirkt 
trivial, ich werde auf die Bedeu­
tung solcher frühen mimischen 
Imitationen aber noch zurück­
kommen.
Oder ein anderes Detail: Schon 
kurze Zeit nach seiner Geburt ist 
ein Baby imstande, die scheinbar 
unwillkürlichen Zappelbewegun­
gen seiner Beinchen und Ärm­
chen in eine gewisse Synchronie 
mit dem Sprechrhythmus der Er­
wachsenen zu bringen (vgl. ebd., 
S. 32). Dabei haben solche ex­
perimentelle Anordnungen den 
Nachteil, dass sie den Einfluss 
von Interaktionen auf das innere 
Wachstum nicht unmittelbar auf­
zeigen können. Diesen Einfluss 
können wir uns eher vorstellen 
bei einer Detailbeobachtung wie 
der, dass Säuglinge nicht für sich 
allein Freude zeigen. Sie lachen 

nur in Gegenwart anderer, die für 
sie Bedeutung haben, auf die sie 
bezogen sind (ebd., S. 36).
In einem ständigen Abgleichen 
und Abstimmen erfindet ein Mut­
ter­Kind­Paar eine ganz beson­
dere Bewegungssprache, einen 
„Tanz“, wie der Säuglingsforscher 
Stern (1992) sagt, „Tanz“ deswe­
gen, weil das Zusammenspiel ei­
nem Rhythmus folgt, der von den 
vitalen Bedürfnissen des Kindes 
– Hunger und Sättigung, Wachen 
und Schlafen, Wachheit und Ruhe 
geprägt ist. Dabei ist es das Baby 
selbst, das in einem gewissen 
Maße die Stimulierung regulieren 
kann. Wird es überstimuliert, so 
kann es bereits eigene Abwehr­
formen einsetzen. Es blickt von 
der erwachsenen Person weg, 
starrt ins Leere, schreit, stößt mit 
energischen Zappelbewegungen 
die sich annähernde Person von 
sich weg oder schläft ein. In die­
sen Formen der Abwendung vom 
Objekt können wir die angebore­
nen Vorläufer der späteren psy­
chischen Abwehrmechanismen 
sehen (vgl. Paulsen, 1998, S. 157).
Sie kennen vielleicht das tref­
fende Schlagwort vom „kompe­
tenten Säugling“, mit dem die 
Vorstellung revidiert wurde, ein 
Kind reagiere lediglich auf Anre­
gungen. Vielmehr hat das Kind 
von sich aus die Fähigkeit und 
den vitalen Antrieb, seine Mut­
ter zu Reaktionen zu veranlassen. 
Ein ganz frühes Beispiel ist die 
angeborene Suchbewegung des 
Neugeborenen nach der Brust, 
die der Mutter das erste Anle­
gen erleichtert. Aber das Baby ist 
auch wiederum auf Reaktionen 

Das treffende  
Schlagwort vom  
„kompetenten  
Säugling“ revidierte 
die Vorstellung, ein 
Kind reagiere lediglich 
auf Anregungen.
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angewiesen, um aktiv zu bleiben 
und nicht in frühe Resignation zu 
versinken.
Ausgefeilte Versuche haben ge­
zeigt, dass schon Neugeborene 
ihre Mutter von anderen Frauen 
unterscheiden können. Der Ge­
ruch spielt eine Hauptrolle, dazu 
kommen das Hautempfinden, die 
tiefensensorische Wahrnehmung 
des Gehalten­ und Getragenwer­
dens in einem gewohnten Rhyth­
mus, die Stimme. Auch andere 
Personen, den Vater besonders, 
wenn er sich oft mit dem Baby 
befasst, kann es bald erkennen 
und unterscheiden. Dazu dienen 
unter anderem die schon erwähn­
ten frühen Imitationen, der kör­
persprachliche Austausch also, 
der über die imitierte Bewegung 
– d.h. über die Wahrnehmung 
der eigenen Körperbewegung –  
ein Wiedererkennen im Kind er­
möglicht. Es entsteht ein exklu­
sives Verständigungssystem. Um 
sich genau zu verstehen – hat das 
Baby Hunger, ist es müde, hat es 
Bauchweh, Durst oder Lange­
weile, Wut oder Angst, möchte 
es etwas sehen und hören oder 
braucht es seine Ruhe – brauchen 
Kind und Erwachsene schon lan­
ge vor der Sprache ein ausgefeil­
tes Signalsystem, mit dem beide 
vertraut sind. 

Erste Beziehungs-
erfahrungen und die innere 
Welt des Kindes

Ich möchte nun kurz die Ebene 
experimenteller und beobach­
tender Annäherung verlassen 
und überlegen, was im Baby vor­

gehen mag. (Dieser Zugang ist 
möglich über die Rekonstruktion 
in der Analyse, über die Selbst­
beobachtung und die Fremda­
nalyse in regressiven Zuständen.) 
Ein Baby, das oft genug die Er­
fahrung gemacht hat, dass nach 
einem Ansteigen von Hunger 
und unlustvoller Spannung die 
Mutter erscheint und für Sätti­
gung und Entspannung sorgt, 
wird eine innere Vorstellung von 
ihrem Kommen, ihrer beruhi­
genden Stimme, ihrem Geruch 
und ihrer Brust entwickeln. Diese 
Vorstellung aktiviert es bei einem 
Spannungsanstieg, noch ehe die 
Mutter wirklich kommt, es nimmt 
halluzinatorisch die Befriedigung 
vorweg. Wenn die reale Mutter 
nun wirklich in angemessener 
Frist kommt, so entsteht im Kind 
für einen Moment die Illusion, 
seine Vorstellung, sein Begehren 
habe sie auf den Plan gerufen, es 
könne die Mutter magisch her­
beiwünschen, so als erschaffe 
sein Verlangen die Mutter jedes 
Mal neu. „Damit diese Illusion 
aber im Sinnesleben des Säug­
lings erzeugt werden kann“, sagt 
der Kinderanalytiker Winnicott, 
„muss sich ein Mensch ständig 
die Mühe machen, dem Baby die 
Welt in verstehbarer Form und 
eben der eingeschränkten Wei­
se, die seinen Bedürfnissen ent­
spricht, nahe zu bringen.“ (Winni­
cott, 1976, S. 70)
Und? Warum sollte es überhaupt 
wünschenswert sein, in Babys 
solche Omnipotenzerlebnisse zu 
fördern? Weil das Erleben von 
Wirkungsmacht eine so basale 
Bedeutung für das Selbsterle­
ben hat, für das, was Erik Erikson 

Um sich genau zu  
verstehen, brauchen 

Kind und Erwachsene 
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„Urvertrauen“ genannt hat, und 
was zugleich die Grundlage des 
Ur­Selbstvertrauens ist. Und: weil 
hier die erste Repräsentanz einer 
Person und einer Beziehung sich 
bildet, eine innere Vorstellung, 
angereichert mit Erinnerungen 
an Interaktionen und geteilte 
Affekte, die Bedingung für die 
Ausbildung einer kohärenten in­
neren Welt, für Kreativität und 
Phantasietätigkeit. Und die inne­
re Repräsentanz der Mutter kann 
für eine Weile an die Stelle der 
realen Mutter treten, ermöglicht 
Bedürfnisaufschub, weil phanta­
sierte Befriedigung möglich wird 
– solange, bis der reale Hunger 
nach Milch oder nach Begeg­
nung dann doch stärker ist. Auf 
lange Sicht werden Trennung 
und Verselbständigung möglich, 
wenn das Kind die basale Erfah­
rung verinnerlichen konnte, dass 
es etwas bewirken kann, wenn 
es diese Erfahrung sicher in sein 
entstehendes Selbstbild einwe­
ben kann. Es gibt ein angebore­
nes Motiv, wirksam zu sein, und 
es hängt von den frühen Interak­
tionserfahrungen ab, wie weit die 
Erfahrung „ich kann etwas bewir­
ken“ zu einem tragenden Motiv 
in der späteren Selbstwahrneh­
mung wird (vgl. Paulsen, 1998, S. 
157).
Ich möchte kurz innehalten und 
daran erinnern, wie wir uns das 
Wachstum der inneren Bilder, 
die ein Kind von sich selbst, von 
seinen Beziehungspersonen und 
von der Welt entwickelt, vorstel­
len können. Das Baby erlebt und 
speichert tagtäglich unzählige 
Interaktionsszenen mit den im­
mer wiederkehrenden Objekten, 

und die Erinnerungsengramme 
enthalten nicht nur den bloßen 
Handlungsablauf, sondern auch 
die begleitenden Sensationen 
und Affekte. Der stetige Rhyth­
mus von Hunger und Sättigung, 
Bedürfnisspannung und Befrie­
digung, Unruhe und Beruhigung 
bildet den Hintergrund, vor dem 
die Handlungssequenzen in ähn­
licher Form immer wieder kehren 
und in ihnen die Akteure, die das 
Kind wiedererkennen kann, und 
die Empfindungen, die dazu ge­
hören. Unzählige Erinnerungs­
bilder verdichten sich zu Erinne­
rungsmustern, bilden Strukturen 
wie Folien, die man übereinander 
legt, vernetzen sich zu kohären­
ten Vorstellungen wie „Mama, 
wie sie mich beruhigt“, „Mama, 
wie sie mich sättigt“, „Mama, wie 
sie böse ist“, „Papa, wie er mich 
beruhigt“ und so weiter. Jedes 
dieser Erinnerungsbilder ist um­
geben mit einer Aura von Gefüh­
len und Bedeutungen. Wir haben 
gute Gründe, zu vermuten, dass 
die inneren Bilder von „Ich“ und 
„Nicht­Ich“ sich erst in der zweiten 
Hälfte des ersten Jahres vonein­
ander zu lösen beginnen. „Mama, 
wie sie böse ist“ wäre demnach in 
der frühesten Zeit eine Mama, die 
das Kind nicht zufrieden macht, 
die seine Spannung und seine 
reaktive Wut nicht beruhigt. Das 
Bild der Mama in einer solchen Si­
tuation ist umgeben von der Wut, 
die die Wut des Kindes selbst ist. 
Vieles spricht dafür, dass die Bil­
der der „Mama in guter Interak­
tion“ und der „Mama in böser In­
teraktion“, jeweils von den Emp­
findungen des Kindes umgeben, 
voneinander getrennt bleiben, 
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frühen Interaktionser-
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Selbstwahrnehmung 
wird.
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wie Melanie Klein es in der Me­
tapher von der „guten“ und der 
„bösen“ Brust dargestellt hat. Erst 
später muss das Kind die Aufga­
be lösen, gute und böse Bilder in 
einer umfassenden Repräsentanz 
ineinander zu fügen. Ungetrennt 
dagegen sind in den ersten Mo­
naten, wie gesagt, die Bilder vom 
Selbst und vom Objekt, so dass 
ein junges Baby nicht Abhängig­
keit fühlen wird, sondern seine 
Fähigkeit, Affekte zu steuern. Ich 
spreche jetzt, wohlgemerkt, von 
der inneren Welt des Kindes, die 
sich noch ausdifferenzieren muss, 
während es anwesende äußere 
Objekte bereits sehr fein unter­
scheiden und erkennen kann. 
Die innere Welt ist von Beginn an 
getönt und strukturiert durch die 
Begleitaffekte des Kindes, so wie 
es seine innere Befindlichkeit und 
die Außenwelt, die bedeutungs­
vollen Personen seiner Umge­
bung erlebt.

„Mitgebrachte“  
Affektbahnen und  
Affektregulierung

Dass ein Baby von Beginn an ein 
Repertoire von Affekten und auch 
von spezifischen Ausdrucksmit­
teln mitbringt, ist klar von außen 
her zu beobachten:
Überraschung und Schrecken 
drückt es aus, indem es die Brau­
en hochzieht oder mit den Au­
gen blinzelt; Interesse, Erregung 
durch heruntergezogene Brauen 
und eine Haltung des Schauens 
und Lauschens; Ekel durch ein 

„höhnisches“ Lächeln mit hoch­
gezogener Oberlippe (erster 
Monat). Genuss und Freude sind 
an seinem Lächeln erkennbar 
und am langsamen tiefen Atmen 
(4.–6. Woche), Qual und Pein an 
seinem Schreien mit gewölbten 
Augenbrauen und herabgezoge­
nen Mundwinkeln, rhythmischem 
Schluchzen. Ärger und Wut da­
gegen äußert es mit Stirnrunzeln, 
einem roten Gesicht, Anspan­
nung der Kiefermuskulatur (3.–4. 
Monat). Angst und Entsetzen 
wiederum gehen mit aufgerisse­
nen Augen einher, einem blassen 
Gesicht, kalter und feuchter Haut, 
Zittern im Gesicht und aufge­
stellten Haaren (6.–8. Monat) (vgl. 
Paulsen, 1998, S. 158, dort weite­
re Literatur).
Es ist nicht nur die Mutter, die 
durch ihre versorgende und be­
ruhigende Haltung die Affekte 
des Säuglings reguliert, sondern 
umgekehrt reguliert das kleine 
Kind auch die Affekte der Mutter: 
Ein unzufriedenes Kind wird sie in 
Unruhe versetzen und Zweifel in 
ihr mobilisieren, ob sie eine gute 
Mutter sein kann, ein lächelndes 
und freundlich glucksendes Kind 
wird sie zufrieden stimmen und 
ihr das Gefühl geben, dass sie 
eine gute Mutter ist. So bildet 
sich im mimischen, körperlichen 
vorsprachlichen Affektaustausch 
nicht nur ein Signalsystem heraus, 
sondern ein gemeinsam regulier­
tes Affektsystem, das wiederum 
den Handlungsdialog steuert. 
Den erwachsenen Personen aber 
fällt innerhalb des Affektaus­
tauschs eine entscheidende Rolle 
zu. Sie müssen auffangen, was das 
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Kind allein nicht aushalten könn­
te, müssen es halten und trösten, 
und vor allem müssen sie den 
Affekten einen Sinn, eine Bedeu­
tung geben, damit das Kind sich 
und die Anderen verstehen lernt. 
In der Psychoanalyse hat sich die 
von Bion geprägte Metapher vom 
„containment“ durchgesetzt. Die 
Mutter nimmt den noch undif­
ferenzierten Affekt ihres Babys 
in sich auf, bewahrt ihn als „con­
tainer“, aber sie lässt sich nicht 
überwältigen. Sie kennt die Be­
deutung des Affekts, seinen Sinn 
in der gegebenen Situation, und 
entsprechend gibt sie ihn in Wor­
ten, Gesten, einem Singsang oder 
vorsprachlichen Lauten zurück. 
So wird aus einem Gefühlszu­
stand, der das Baby überkommt, 
ein geteiltes und mitteilbares 
Empfinden in einer fest definier­
ten Beziehungssituation. Sie „ver­
daut“ sozusagen den Affekt und 
gibt ihn dem Kind in einer ver­
träglichen Form zurück. So prägt 
die Interaktion mit den vertrauten 
Personen die innere Welt des Kin­
des mit, indem sie für die tagtäg­
lichen Erfahrungen gemeinsame 
Sinnzusammenhänge herstellen, 
eine emotional getönte Aura von 
Bedeutungen, die Kind und Er­
wachsene miteinander teilen. 
Nur wenn es Erfahrungen dieser 
Art in ausreichendem Maße ma­
chen kann, wird ein Kind in sich 
die Fähigkeit entwickeln können, 
sich der Welt kognitiv und emoti­
onal zu nähern. Für unser Zusam­
menleben ist ja unerlässlich, dass 
die Denkfunktionen eingebettet 
sind in ein inneres Gefüge von 
emotional bedeutsamen Bezie­

hungen und Zusammenhängen, 
anders sind Verantwortung, Ein­
fühlung in andere und Fürsor­
ge nicht möglich. Ich habe auch 
einleitend darauf verwiesen, wie 
die emotionale Miterregung auf 
einem optimalen, mittleren Span­
nungsniveau sich auch in der 
Neurophysiologie als Vorbedin­
gung der fortschreitenden Struk­
turierung und Stabilisierung der 
neuronalen (und d.h.: mentalen) 
Prozesse erwiesen hat. Das „con­
tainment“ durch die Mutter sorgt 
für eben dieses verträgliche Erre­
gungsniveau.
Und wenn ein Kind zu früh mit 
Angst und Wut allein gelassen 
wurde, kann es nie die Erfahrung 
machen, dass solche Gefühle 
kontrollierbar sind, dass man sie 
aushalten kann, so wie die Mutter 
es vorgemacht hat. Destruktive 
Affekte bleiben unintegriert und 
können das Subjekt zeitlebens 
überrollen.

„Optimale Frustration“  
und innere Trennung

Bisher habe ich betont, wie uner­
lässlich für eine gute Entwicklung 
ein intaktes Verständigungssys­
tem, ein geteiltes Affektsystem 
zwischen Betreuungspersonen 
und Kind ist, und wie ein solches 
System notwendigerweise exklu­
siv gerade zwischen diesen bei­
den hergestellt wird. Nun ist aber 
keine Beziehung frei von Störun­
gen.
Unterbrechungen der einge­
spielten Interaktion, etwa das 

… So prägt die  
Interaktion mit den 
vertrauten Personen 
die innere Welt des 
Kindes mit …

… Und wenn ein Kind 
zu früh mit Angst und 
Wut allein gelassen 
wurde, kann es nie die 
Erfahrung machen, 
dass solche Gefühle 
kontrollierbar  
sind, dass man sie 
aushalten kann.
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Einspringen eines Babysitters in 
Abwesenheit der Mutter, führen 
zu Ärger, Wut, Angst beim Kind. 
Unvermeidlich kommt es aber 
auch mit den vertrautesten Per­
sonen zu Fehlabstimmungen, 
Missverständnissen und Enttäu­
schungen. Und das muss auch so 
sein.
Ohne die unvermeidlichen Frust­
rationen würde ein wichtiger An­
reiz fehlen, mit Trennung fertig zu 
werden und die innere Loslösung 
von den Primärpersonen voran­
zutreiben. Erst die Abwesenheit 
der Mutter ist es ja, die das Kind 
nötigt, ihre innere Repräsentanz 
heranzuziehen, sich mit der Phan­
tasie ihrer Wiederkehr zu trösten. 
In einem mittleren Maße sind 
Frustrationen förderlich, in einem 
zu hohen Maß dagegen – wenn 
sie das Baby allzu oft überwälti­
gen und resignieren lassen ­ kön­
nen sie das Vertrauen des Kindes 
in seine eigenen Fähigkeiten wie 
in die Zuverlässigkeit seiner Um­
welt nachhaltig untergraben. 
„Optimale Frustration“ nennt 
Anna Freud das notwendige Maß 
an entwicklungsfördernder Ver­
sagung – aber wie ist dieses Maß 
zu finden? Das Problem dürfte 
sein, dass es eben keine Normie­
rung in dieser Frage geben kann. 
Innerhalb von groben Richtwer­
ten muss jedes Mutter­Kind­Paar 
seinen eigenen Rhythmus finden 
und dann auch leben können. 
Ich soll mich hier zu der Frage äu­
ßern, was ein Kind braucht, und 
ich befinde mich noch immer im 
ersten Lebensjahr – ich hoffe, 
dass ich bisher habe verständlich 
machen können, dass und warum 

diese frühe Zeit tatsächlich so viel 
Raum in unserer Überlegung ein­
nehmen muss. Ich bin auch noch 
immer nicht zu Ende mit dem ers­
ten Lebensjahr. 
Nach den ersten Monaten, in 
denen das Einvernehmen her­
gestellt werden soll, in denen es 
so wichtig ist, dass die Gefühls­
zustände des Kindes mitgedacht 
und mitgefühlt werden können, 
folgt in der zweiten Hälfte des 
ersten Jahres die beginnende 
Unterscheidung von Selbst und 
Nicht­Selbst und damit die innere 
Trennung. Wie diese aber in der 
frühesten Phase verläuft, ist ent­
scheidend für die Individuation, 
das Selbstempfinden.
Die Trennung wird z.B. vorberei­
tet mit dem Wechselspiel „ich bin 
dran – du bist dran“ (4.–5. Monat), 
später mit den Spielen „Guck­
guck – da!“ oder „Fort – da!“, die 
Trennung und Wiedererscheinen 
des Objekts oft wiederholen und 
eine symbolische Darstellung 
und Repräsentation des inneren 
Prozesses vorbereiten. 

Expansion und Identifikation

Unermüdlich wird das Kind üben, 
z.B. das Hochstemmen aus der 
Bauchlage. Auf Videoaufnahmen 
ist sehr schön zu sehen, wie ein 
kurzer Blickwechsel mit der Mut­
ter, ein Austausch von Lauten 
das Kind ermutigen, mit seinen 
Anstrengungen fortzufahren. So 
ist es nicht verwunderlich, dass 
vernachlässigte Kinder schon das 
Sitzen mit deutlicher Verspätung 

Ohne die unvermeid-
lichen Frustrationen 
würde ein wichtiger 

Anreiz fehlen, mit 
Trennung fertig zu 

werden ...
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lernen. Es ist nicht die „frühe För­
derung“ in einem technischen 
Sinne, sondern die Freude und 
Anteilnahme der vertrauten Er­
wachsenen, ihre spiegelnde Be­
gleitung, die seine Bemühungen 
bestärken und belohnen. Lernen 
und üben will es von ganz allein. 
Mit dem Krabbelalter setzt die 
Eroberung der Welt ein, die mit 
dem Fortkrabbeln einhergeht. 
Das Kind geht (krabbelt) auf Er­
kundung und erprobt seine Ak­
tivität. Sie kennen vielleicht das 
bekannt gewordene Experiment 
mit Krabbelkindern, von dem 
ich kurz erzählen möchte. Man 
setzte in einiger Entfernung von 
einem Mutter­Kind­Paar ein bun­
tes Spielzeug hin, das das Inter­
esse der Kinder erregte. Auf dem 
Wege zu diesem verlockenden 
Ziel gab es im Boden eine abfal­
lende Schräge, die mit einer di­
cken Glasplatte überdeckt war. 
Für die Kinder sah es also so aus, 
als müssten sie einen Abgrund 
überqueren. Regelmäßig zöger­
ten die Kinder auf dem Wege zu 
dem Spielzeug vor dieser ihnen 
unbekannten Situation und blick­
ten zurück zur Mutter. Gab diese 
mit einem Lächeln und Nicken 
zu verstehen, dass die Sache in 
Ordnung sei, so krabbelten sie 
ruhig weiter. Sahen sie in Gesicht 
und Haltung der Mutter Beun­
ruhigung, so verharrten sie vor 
dem Hindernis und gerieten in 
einen Konflikt zwischen Expansi­
onswunsch und Ängstlichkeit. So 
kann ein Kind schon früh Vorsicht 
und Ängstlichkeit entwickeln oder 
frischen, ja draufgängerischen 
Wagemut – nicht nur seinem eige­

nen angeborenen Temperament 
entsprechend, sondern auch der 
Verfassung der Mutter. 
Ihre freudige Zustimmung bildet 
den Hintergrund, vor dem das 
Erkunden der Welt zur Lust wird, 
ihre Missbilligung sorgt für frühe 
Grenzen. Wir sehen hier die frü­
hen Formen der Identifikation, 
die für das Selbstbild des Kindes 
konstitutiv sein wird.
Es ist schön zu beobachten, wie 
vor der Identifikation die Imitation 
steht. Mit 2 bis 3 Monaten hat das 
Baby Erwartungen ausgebildet 
über die Interaktionspartner und 
die Imitationsspiele, die sie mit 
ihm spielen werden, und richtet 
sein Imitationsverhalten danach. 
Mit 4 bis 5 Monaten kann es „Ich 
bin dran – du bist dran“­Spiele 
spielen, die einen Austausch im 
Wechselspiel voraussetzen. Mit 
9 Monaten imitieren Kinder nicht 
nur bloße Körperbewegungen, 
sondern den Umgang mit Dingen, 
den sie bei einer Person beobach­
ten – vorausgesetzt, diese Aktivität 
ist eingebunden in eine interak­
tive Beziehung zu dieser Person. 
Mit 18 Monaten umfasst die Imita­
tion auch Handlungen, die ein be­
deutungsvoller Erwachsener nur 
intendiert oder beginnt. Nun kann 
das Kind sich also auch Pläne und 
Absichten des Erwachsenen er­
schließen (vgl. Bürgin, 1997, S. 44), 
d.h. sich in ihn hineinversetzen, 
sich mit ihm identifizieren. Es wird 
nun auch „Als­ob“­Spiele spielen 
– Autos fahren lassen, kochen, 
Puppen füttern. Es kann Handlun­
gen symbolisch darstellen, und es 
ist mit elterlichen Tätigkeiten und 
Haltungen identifiziert. 

Mit dem Krabbelalter 
setzt die Eroberung  
der Welt ein ...
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Diese frühe Identifikation mit 
mütterlichen/väterlichen inneren 
Objektvorstellungen ist eine un­
entbehrliche Vorbedingung für 
die spätere Aufgabe der jungen 
Erwachsenen, den eigenen Kin­
dern gegenüber zuverlässig el­
terliche Positionen einzunehmen. 
Fehlt die frühe ausreichend siche­
re Erfahrung und Verinnerlichung 
vom Vater­Mutter­Kind­Sein, ist 
also die Beziehungsmatrix Vater­
Mutter­Kind innerpsychisch nicht 
solide repräsentiert, so wird spä­
ter die Sicherheit fehlen, wie es 
ist und „sich anfühlt“, eine Mutter 
bzw. ein Vater zu sein (vgl. Wolff, 
2001). Verunsicherte Eltern ge­
raten dann leicht in die Spirale 
der Überzeugungen „ich habe 
ein unzufriedenes Kind – also bin 
ich eine schlechte Mutter / ein 
schlechter Vater – dann kann ich 
auch nur ein schlechtes Kind ha­
ben – das Kind ist schlecht, also 
bin ich schlecht …“ Dieser Zirkel 
kann zu sehr unguten Entwicklun­
gen führen.

Äußere Bedingungen für 
gelungene innere Trennung

Aus all dem geht, wie ich hoffe, 
hervor: Ein Kind braucht Erwach­
sene, die Zeit und Geduld für es 
haben und sich an ihm freuen 
können. Und es braucht gut vor­
bereitete Trennungen – egal ob 
die Erwachsenen nun berufstätig 
sind oder nicht.
Dazu noch ein paar Worte.
Die Erwachsenen können ihre 
Aufgabe dann gut erfüllen, wenn 

sie selber sich sicher fühlen kön­
nen. Ein Arbeitsrhythmus, der im 
Alltag zu Unübersichtlichkeit und 
Hektik führt (wie z.B. Wechsel­
schichten, Überstunden) ist nicht 
nur für Mütter mit kleinen Kin­
dern unzumutbar, sondern auch 
für die Entwicklung der Kinder 
äußerst ungünstig. Schon regel­
mäßige Arbeitszeiten können zu 
ständigen Alltagskonflikten füh­
ren, denn die Zeitökonomie der 
industriell geprägten Arbeitswelt 
ist eine grundsätzlich andere als 
die einer Mutter­Kind­Arbeits­
gemeinschaft (Prokop, 2001; vgl. 
Wolff, 2001). Jede Mutter kennt 
den Stress am Morgen, wenn das 
Frühstücken und das Anziehen 
vor der Krabbelstube einmal nicht 
so schnell gehen wie sonst – will 
man das Kind zur Eile antreiben, 
so gibt es Konflikte und Geschrei 
und das Ganze dauert um so län­
ger. Und erst die Ratlosigkeit und 
Verzweiflung, wenn der Babysitter 
nicht kommt oder das Kind krank 
ist, aber zugleich die Arbeit ruft. 
Was Eltern und Kinder brauchten, 
wäre eine Flexibilität der Arbeits­
zeiten in den ersten drei Jahren, 
die den Grundsatz „erste Priorität 
hat das Kind“ ermöglichen würde. 
Im ersten Lebensjahr ist es von 
fundamentaler Wichtigkeit, spä­
ter aber immer noch von großer 
Bedeutung, dass Ersatzperso­
nen, die die mütterliche Betreu­
ung übernehmen, dem Kind ver­
traut sind, so dass sie die subtilen 
elterlichen Funktionen, die ich 
zuvor einigermaßen ausführlich 
geschildert habe, übernehmen 
können. Weder sollten die Tren­
nungszeiten von der Mutter allzu 
lang sein, damit die Kinder sie 

Was Eltern und  
Kinder brauchten, wäre 

eine Flexibilität der 
Arbeitszeiten in den 

ersten drei Jahren, die 
den Grundsatz „erste 

Priorität hat das Kind“ 
ermöglichen würde.
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überbrücken können, ohne in 
Resignation und Depression zu 
versinken, noch sollten Betreu­
ungspersonen allzu viele Kinder 
zu versorgen haben. Fünf Krab­
belkinder sind schon sehr an der 
Grenze, wenn ein Betreuer sich 
ausreichend auf jedes einzelne 
einlassen will.
Damit komme ich auf die instituti­
onalisierte Trennung zu sprechen. 
Ganz abgesehen von dem Nor­
malfall, dass beide Eltern einer 
Erwerbsarbeit nachgehen müs­
sen oder wollen, gibt es ja Mut­
ter­Kind­Paare, die professionelle 
Hilfe durch Ersatzbetreuung von 
vornherein gut brauchen können, 
weil die Mütter aus äußeren oder 
inneren Gründen ihrer Aufgabe 
nicht gut genug nachkommen 
können. Es kann aber auch sein, 
dass „gute“ Mütter sich mit ihrem 
kleinen Kind so isoliert und allein­
gelassen fühlen, dass sie institu­
tionalisierte Hilfe in Anspruch 
nehmen sollten. Vom Standpunkt 
der Kinder müsste eine Kinder­
betreuung so aussehen, dass sie 
eine willkommene Erweiterung 
ihrer Lebenserfahrung darstellt, 
ein Feld der Expansion und Ver­
selbständigung, ohne ihnen zu 
viel Verlassenheitsangst zuzumu­
ten. Jedes Kind will selbstständig 
werden und Autonomie erwer­
ben, das ist ihm mitgegeben wie 
der frühe Wunsch nach Wirkungs­
macht. Jedes Kind muss auf dem 
Wege dorthin ein gewisses Maß 
an Trennungsschmerz und Ver­
lustangst aushalten, um die Si­
cherheit zu erwerben: Das kann 
ich. Es kommt auf das rechte Maß 
an, damit das innere Bild der zu­
verlässigen Mutter nicht gefähr­

det ist oder dauerhaft verloren 
geht. Und für das rechte Maß gibt 
es hier auch wieder keine Norm, 
keine Regel, sondern nur Einfüh­
lung und Beobachtung. Daraus 
folgt, dass zu Beginn einer insti­
tutionellen Betreuung Flexibilität 
möglich sein muss, dass Mutter 
und Kind nicht an einen festen 
Stundenplan gebunden sein soll­
ten, sondern nach Lage der Din­
ge eine halbe Stunde früher oder 
später eintreffen und sich nach 
kürzerer oder auch erst längerer 
Zeit trennen sollten. Eine Klein­
kinderbetreuung sollte Raum für 
die Mütter während der Tren­
nungsphase mit einschließen. 
(Erfahrungsgemäß fällt beiden 
die Trennung leichter, wenn die 
Mutter fortgehen muss). Allzu 
schnelles Fortgehen, allzu lan­
ges Fortbleiben der Mutter wird 
zu einer Belastungsprobe für das 
Kind. Ideal ist es nach meiner 
Einschätzung, wenn die Eltern 
der Kinder in gewisser Weise mit 
präsent sind in der Kindergruppe 
– sei es, indem sie regelmäßig an 
der Betreuung beteiligt sind, sei 
es, dass sie im Wechsel das Essen 
bereiten, besondere Vorhaben 
begleiten oder ähnliches. Diese 
Art der potentiellen Mitanwesen­
heit setzt freilich voraus, dass die 
Eltern ihre Arbeitszeiten entspre­
chend einrichten können. 

Was brauchen Kinder?

Bisher ging es fast nur darum, was 
Babys oder Krabbelkinder brau­
chen. Aber in diesem Alter brau­
chen Kinder auch besonders viel 

Vom Standpunkt der 
Kinder müsste eine 
Kinderbetreuung so 
aussehen, dass sie eine 
willkommene  
Erweiterung ihrer 
Lebenserfahrung 
darstellt, ein Feld der 
Expansion und  
Verselbständigung, 
ohne ihnen zu viel 
Verlustangst  
zuzumuten.
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und dies besonders dringend, 
weil sie sich noch wenig selber 
helfen können. Und in diesem 
Alter können sie auch noch nicht 
sagen, was sie brauchen. Frühere 
„schwarze“ Erziehungsmethoden 
haben ja planmäßig damit gear­
beitet, dass Kinder ihre frühen 
Erfahrungen nicht bewusst erin­
nern und niemandem übel neh­
men können. 
Aber heute wissen wir, dass frühe 
Defizite kaum aufzuholen sind, 
und dass frühe Identifikationen 
die spätere Persönlichkeit be­
stimmen. Früh schon entscheidet 
sich, wie bindungsfähig oder be­
ziehungsunfähig, wie verantwor­
tungsfähig oder wie destruktiv 
eine Persönlichkeit werden kann. 
So gesehen fängt auch die Prä­
vention einer späteren Bereit­
schaft zu Gewalt und Fanatismus 
schon mit der ersten Erziehung 
an. 
Um auf die moderne Hirnfor­
schung zurückzukommen: Sie hat 
gezeigt, dass sich die Ausdiffe­
renzierung und Strukturbildung 
nie wieder in einem so rasanten 
Tempo vollzieht wie in den ers­
ten beiden Lebensjahren. Und 
dass sich in dieser Zeit Ansätze 
und Potentiale bilden, die unter 
fördernden Bedingungen wei­
terentwickelt, bei einer Nicht­
Benutzung aber ein für alle Mal 
zurückgebildet werden. Fördern­
de Bedingungen aber sind für 
Kinder nicht durch ausgeklügelte 
Förderprogramme und Trainings­
methoden herzustellen, sondern 
durch vertrauensvolle und ermu­
tigende Beziehungen. 
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Zwischen Kinderwunsch 
und Realität

Dass Familie wichtig ist und ge­
fördert werden muss – darüber 
sind sich alle einig. Trotzdem 
ist Deutschland mittlerweile zu 
einem kinderfernen Land ge­
worden. Die Geburtenrate ist 
mit 1,29 eine der niedrigsten in 
ganz Europa. Von den deutschen 
Frauen im Alter zwischen 35 und 
39 Jahren sind knapp 30 Prozent 
kinderlos, bei den Akademike­
rinnen sind es sogar 44 Prozent, 
und bei den Männern steigt der 
Anteil Kinderloser ebenfalls ste­
tig an. Damit nimmt Deutsch­
land beim Anteil der Kinderlosen 
eine Spitzenstellung in Europa 
ein, und dass, obwohl sich junge 
Menschen durchschnittlich zwei 
Kinder wünschen. 
Der Wunsch nach einer eigenen 
Familie, nach eigenen Kindern ist 
bei jungen Menschen beiderlei 
Geschlechts mit über 80 Prozent 
sehr ausgeprägt. Doch ebenso 
wichtig wird von den Befragten 
der Lebensbereich „Beruf und 
Arbeit“ eingestuft. Auch jun­
ge Hochschulabsolventen und 
Hochschulabsolventinnen mit 
besten Karrieremöglichkeiten 
und hohen beruflichen Ambitio­
nen streben ein Balance von Be­
ruf und Familie an. 
Junge Menschen wollen sich 
nicht länger entscheiden zwi­

Thomas Wieseler

Familie bringt Gewinn!

schen beruflicher Karriere und 
dem Leben mit Kindern. Immer 
mehr Frauen gehen einer quali­
fizierten Berufstätigkeit nach und 
sehen keinen Grund, diese aufzu­
geben, weil Kinder kommen. Die 
Väter dagegen, auch das zeigen 
Studien, verstehen sich heute zu­
nehmend nicht nur als Ernährer 
der Familie, sondern als Erzieher 
ihrer Kinder, mit denen sie mehr 
Zeit verbringen möchten. Viele 
hoch qualifizierte Frauen schie­
ben ihren Kinderwunsch immer 
weiter auf, weil Kinder und be­
rufliches Engagement für junge 
Frauen hierzulande nur schwer 
zu vereinbaren sind – bis aus dem 
aufgeschobenen Kinderwunsch 
eine ungewollte Kinderlosigkeit 
wird. 

Für eine nachhaltige 
Familienpolitik

Vor diesem Hintergrund ist das 
Engagement für eine familien­
freundliche Arbeitswelt und der 
quantitative und qualitative Aus­
bau der Kinderbetreuung eine 
strategische Schlüsselfrage – zum 
einen, um Eltern die Balance von 
Familie und Arbeitswelt zu er­
möglichen, zum anderen, weil 
die Geburtenraten überall dort 
deutlich höher als in Deutschland 
sind, wo es genügend Tagesbe­
treuung gibt. Deshalb unterstützt 

Die Väter verstehen 
sich heute zunehmend 

nicht nur als Ernährer 
der Familie, sondern als 

Erzieher ihrer Kinder, 
mit denen sie mehr Zeit 

verbringen möchten.
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die Bundesregierung Länder und 
Kommunen in den nächsten Jah­
ren tatkräftig beim Ausbau der 
Kinderbetreuung. Vier Mrd. Euro 
werden für den Ausbau der Ganz­
tagsschulen investiert. Und mit 
erheblicher finanzieller Förde­
rung wird der Ausbau der Kinder­
betreuung für Kinder unter drei 
Jahren vorangetrieben. Ab 2005 
werden die hierfür zuständigen 
Kommunen aufsteigend mit 1,5 
Mrd. Euro jährlich gefördert. 
Die Bundesregierung legt Prio­
rität auf den Ausbau der Infra­
struktur für Familien statt auf den 
weiteren Ausbau direkter finanzi­
eller Transfers. Deutschland gibt 
bereits vergleichsweise viel Geld 
für Familien aus. Der Löwenanteil 
materieller staatlicher Leistun­
gen, nämlich 62 Prozent, wird 
für finanzielle Leistungen in die 
Familien hinein verwendet, vom 
Kindergeld über Steuererleichte­
rungen, Erziehungs­ und Mutter­
schaftsgeld bis zur Anerkennung 
von Versicherungsjahren in der 
Rentenversicherung. Kein ande­
res europäisches Land außer Lu­
xemburg zahlt soviel Kindergeld 
wie Deutschland. Zum Vergleich: 
In Schweden sind die Ausgaben 
für Familien pro Kopf der Bevöl­
kerung genauso hoch. Nur wird 
dort das Geld ganz anders ausge­
geben: Nur 28 Prozent für materi­
elle Leistungen wie Kinder­ und 
Erziehungsgeld, 72 Prozent in 
Schule und Betreuung. Die Kon­
sequenz: Schweden verfügt im 
europäischen Vergleich über die 
höchste Dichte an öffentlichen 
Einrichtungen zur Betreuung von 
Kindern unter drei Jahren und die 
Geburtenrate sowie die Erwerbs­

beteiligung der Frauen sind hö­
her als in Deutschland. 

Wachstumsfaktor  
bevölkerungsorientierte  
Familienpolitik

Zwischen Geburtenrate, Verein­
barkeit von Familie und Beruf und 
der ökonomischen Entwicklung 
besteht ein unmittelbarer Zu­
sammenhang. Der Rückgang der 
Personenzahl im erwerbsfähigen 
Alter wird nach Berechnungen 
der OECD wesentlich dazu bei­
tragen, dass in der EU die durch­
schnittliche jährliche Wachstums­
rate des Bruttoinlandsprodukts 
von heute etwa 2,3 Prozent um 
durchschnittlich 0,5 Prozent im 
Zeitraum der Jahre 2025 bis 2050 
sinken wird. 
Weniger Kinder bedeuten schon 
heute weniger Wachstum und 
weniger wirtschaftlichen Wohl­
stand. Die Wirtschaft ist auf die 
spezifischen Impulse der Nach­
wachsenden angewiesen. Leis­
tungsfähigkeit, Kreativität und 
Engagement der Arbeitskräfte 
sind wesentliche Produktions­
faktoren und Voraussetzung für 
mehr Wachstum und Innovation. 
Der demographische Wandel 
wird dazu führen, dass Unterneh­
men schon in absehbarer Zeit 
Probleme haben werden, was 
qualifizierte Arbeitskräfte und 
auch die Zahl der Kunden ihrer 
Produkte und Dienstleistungen 
angeht, wenn nicht gezielt ent­
gegengesteuert wird. Die Wirt­
schaft kann angesichts des Fach­
kräftemangels schon heute nicht 

Weniger Kinder  
bedeuten schon heute 

weniger Wachstum und 
weniger  

wirtschaftlichen  
Wohlstand.
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mehr auf das Potenzial qualifizier­
ter Frauen verzichten. 
Um Wohlstand dauerhaft zu er­
halten und Wachstum zu fördern, 
ist eine nachhaltige Familien­
politik notwendig, die drei Ziele 
gleichwertig verfolgt: 
1. Bedingungen zu schaffen, die 

dazu führen, dass sich Wün­
sche nach Kindern erfüllen;

2. die bestmögliche und frühe 
Förderung unserer Kinder;

3. eine bessere Nutzung des Er­
werbspotenzials von Frauen. 

Familienfreundlichkeit  
rechnet sich

In den Unternehmen, Gewerk­
schaften und Verbänden setzt 
sich zunehmend die Einsicht 
durch, dass von diesen Faktoren 
wesentlich die Zukunftsfähigkeit 
unserer Gesellschaft abhängt. 
Eine bessere Balance von Fami­
lie und Arbeitswelt ist kein Ziel, 
das sich nur Großunternehmen in 
Schönwetter­Perioden „leisten“ 
können, wie es oft heißt. Gerade 
auch kleine und mittlere Betrie­
be besitzen aufgrund ihrer Inno­
vationskraft und Kreativität die 
geeigneten Voraussetzungen für 
familienfreundliche Maßnahmen. 
Erkenntnisse über die „harten“ 
quantitativen Effekte familien­
freundlicher Maßnahmen lagen 
bisher für Deutschland nur in An­
sätzen vor. Das Bundesfamilien­
ministerium hat im Jahr 2003 die 
Prognos AG beauftragt, im Rah­
men einer Analyse der Control­

lingdaten von zehn Unternehmen 
zu prüfen, ob sich familienfreund­
liche Maßnahmen betriebswirt­
schaftlich rentieren. 1

Um möglichst „harte“ Zahlen zu 
erhalten, wurde die Analyse auf 
Kosteneffekte beschränkt, die 
im Zusammenhang mit einer fa­
milienbedingten Fluktuation, der 
Dauer bis zum Wiedereinstieg 
sowie Fehlzeiten entstehen. Die 
Kostensenkungspotenziale lie­
gen damit im Einzelnen bei:
1. den Rekrutierungs­ bzw. Fluk­

tuationskosten, d.h. den Kos­
ten für die familienbedingte 
Fluktuation von Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeitern – gleich­
zusetzen mit den Rekrutie­
rungskosten von Ersatzkräften 
mit gleichem Qualifikationsni­
veau;

2. den Überbrückungskosten, 
d.h. den Kosten für die Über­
brückung der Phase, in der 
sich Personal in Elternzeit be­
findet;

3. den Wiedereingliederungs­
kosten, d.h. den Kosten für 
die Wiedereingliederung von 
Rückkehrerinnen und Rück­
kehrern aus der Elternzeit, die 
mit der Dauer der Betriebsab­
wesenheit steigen;

4. den Kosten für Fehlzeiten, 
d.h. den Kosten für erhöhte 
Fehlzeiten aufgrund der zu­
sätzlichen Belastung durch 
Familienaufgaben neben der 
Erwerbstätigkeit.

Für die Berechnung der betrieb­
lichen Aufwendungen für eine 
familienbewusste Personalpolitik 
wurden typische familienfreund­

Eine bessere Balance 
von Familie und  

Arbeitswelt ist kein 
Ziel, das sich nur 

Großunternehmen in 
Schönwetter-Perioden 

„leisten“ können.
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liche Maßnahmen (Beratungsan­
gebote für Eltern, Kontakthalte­ 
und Wiedereinstiegsprogramme 
für Beschäftigte in Elternzeit, Teil­
zeitangebote, flexible Arbeitszei­
ten, Telearbeit, betriebliche bzw. 
betrieblich unterstützte Kinder­
betreuung) berücksichtigt sowie 
die entsprechenden Kosten.
Als Wirkungen familienfreund­
licher Maßnahmen zeigen sich 
deutlich geringere Fluktuations­
raten nach einer Geburt und ein 
deutlich früherer Wiedereinstieg 
nach der Elternzeit. Die von den 
analysierten Unternehmen rea­
lisierten Einsparungen bewe­
gen sich überwiegend in einer 
Größenordnung von mehreren 
100.000 Euro. Die Rendite be­
trägt im Durchschnitt rd. 25 Pro­
zent.
Das Fazit der Studie lautet: Fa­
milienfreundliche Maßnahmen 
rechnen sich betriebswirtschaft­
lich, und eine familienfreundliche 
Personalpolitik ist eine Investiti­
on, die sich nicht nur langfristig 
auszahlt, sondern die bereits 
kurzfristig zu Einsparungen führt. 
Dabei noch unberücksichtigt 
bleiben die nicht bezifferbaren 
Vorteile, die durch ein gutes 
und vertrauensvolles Verhältnis 
zwischen Beschäftigten und Ar­
beitgeber entstehen. Wenn der 
Arbeitgeber die familiären Be­
lange und Bedingungen aus der 
Planung der Arbeitsabläufe nicht 
ausklammert, wachsen auf Sei­
ten der Beschäftigten Loyalität, 
Flexibilität und die Bereitschaft, 
in dringlichen Situationen zu un­
gewöhnlichen Zeiten im Betrieb 
zu sein. Eine familienfreundliche 

Unternehmenskultur ist damit 
ein entscheidender Faktor für 
Wachstum und damit Beschäfti­
gung in den Unternehmen.

Neue strategische  
Kooperationen

Die Entwicklung hin zu einer fami­
lienfreundlichen Arbeitswelt wird 
kein Selbstlauf sein. Anliegen des 
Bundesfamilienministeriums ist 
es, das Tempo zu beschleunigen 
­ durch harte ökonomische Ar­
gumente und Kooperationen mit 
starken Partnern. 
Ohne das aktive Mitwirken von 
Unternehmen und Betriebsräten, 
Verbänden und Gewerkschaften 
wird die Balance von Familie und 
Arbeit schlecht gelingen. Aus 
diesem Grund hat Bundesfamili­
enministerin Renate Schmidt im 
letzten Jahr gemeinsam mit Liz 
Mohn von der Bertelsmann Stif­
tung die „Allianz für die Familie“ 
ins Leben gerufen. Unter dem 
Dach der Allianz sind vielfältige 
Projekte mit starken Partnern 
gebündelt, mit dem Ziel, neue 
Akzente in der Personalpolitik zu 
setzen und innovationsfördernde 
Kooperationen anzustoßen. Zen­
trale Module sind die offensive 
und effektive Nutzung moderner 
Arbeitsorganisation und flexib­
ler Arbeitszeit, familienbewusste 
Personalentwicklung sowie fami­
lienunterstützende Dienstleistun­
gen.
Prominente Persönlichkeiten aus 
Wirtschaft, Gewerkschaften, Ver­
bänden und der Wissenschaft 

Eine  
familienfreundliche 

Personalpolitik ist eine 
Investition, die sich 
nicht nur langfristig 

auszahlt, sondern die 
bereits kurzfristig zu 
Einsparungen führt.
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unterstützen das Anliegen einer 
familienfreundlichen Arbeitswelt, 
u.a. der Präsident des DIHK, Lud­
wig Georg Braun, der Vorsitzen­
de des DGB, Michael Sommer 
und der Unternehmensberater 
Roland Berger. Gutachten und 
Studien renommierter Experten 
unterfüttern die Argumente für 
eine familienfreundliche Arbeits­
welt mit neuen wissenschaftli­
chen Belegen. 
Es seien hier nur kurz einige wei­
tere Projekte im Rahmen der Alli­
anz genannt: 
– Anfang 2004 haben sich das 

Bundesfamilien­ und das Bun­
deswirtschaftsministerium in 
einer bisher einzigartigen Ko­
operation mit acht führenden 
deutschen Unternehmen wie 
z.B. Bertelsmann AG, Daim­
lerChrysler und Deutsche Te­
lekom zusammengetan, um 
die Auswirkungen von Work­
Life­Balance­Maßnahmen auf 
Unternehmen, Beschäftigte, 
Volkswirtschaft und Gesell­
schaft genauer untersuchen zu 
lassen. Die Ergebnisse werden 
im Frühjahr 2005 vorliegen.

– Insbesondere für kleine und 
mittlere Unternehmen hat das 
Bundesfamilienministerium 
gemeinsam mit dem DIHK 
und der Hertie­Stiftung ein 
„Checkheft familienorientier­
te Personalpolitik“ veröffent­
licht. Hier werden zahlreiche 
Ansätze, die einen geringen 
finanziellen und personellen 
Aufwand und dennoch große 
Wirkung haben, vorgestellt.

– Um die spezifischen Hand­
lungsmöglichkeiten von Hand­

werksbetrieben zur familien­
freundlichen Gestaltung der 
Arbeitswelt zu untersuchen, 
wird eine vom Bundesfamili­
enministerium in Kooperation 
mit dem Zentralverband des 
Handwerks (ZDH) in Auftrag 
gegebene Studie durchge­
führt. Die Ergebnisse werden 
im November 2004 vorge­
stellt.

– Um beispielhafte Ansätze fa­
milienbewusster Personalpoli­
tik in Unternehmen bekannter 
zu machen und besonderes 
Engagement herauszustellen, 
führt das Bundesfamilienmi­
nisterium ab September 2004 
den Unternehmenswettbe­
werb „Erfolgsfaktor Familie 
2005“ durch. Der Bundeskanz­
ler hat die Schirmherrschaft 
dafür übernommen. 

Lokale Bündnisse für  
mehr Familienfreundlichkeit 
vor Ort

Die Umsetzung hin zu mehr Fami­
lienfreundlichkeit in unserer Ge­
sellschaft muss in erster Linie de­
zentral erfolgen. Daher setzt das 
Bundesfamilienministerium dort 
an, wo die Lebensbedingungen 
von Familien konkret bestimmt 
werden: in den Kommunen selbst. 
Gemeinsam mit Persönlichkei­
ten aus Wirtschaft, Kommunen 
und Verbänden wurden Anfang 
2004 die „Lokalen Bündnisse für 
Familie“ ins Leben gerufen. In 
der groß angelegten Initiative 
engagieren sich Vertreterinnen 

Die Umsetzung hin  
zu mehr Familien-
freundlichkeit in  
unserer Gesellschaft 
muss in erster Linie 
dezentral erfolgen. 
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und Vertreter von Unternehmen, 
Kammern, Verbänden, Kirchen 
und Wohlfahrtsverbänden. Die 
Initiative will bestehende Aktivi­
täten stärken und zur Initiierung 
von neuen Bündnissen anregen. 
Ein in Berlin eingerichtetes Servi­
cebüro bietet unbürokratisch und 
kostenlos Beratung beim Aufbau 
von Bündnissen sowie Unterstüt­
zung laufender Arbeit. Die Initi­
ative hat sich zu einem großen 
Erfolg entwickelt: Derzeit (Stand 
Juli 2004) wird an rund 170 Stand­
orten beraten, schon 64 Lokale 
Bündnisse haben sich verbind­
lich zur Mitarbeit bereit erklärt. 
Nicht nur die Lebensbedingun­
gen von Familien verbessern sich 
merklich, auch die Kommunen 
profitieren davon ganz konkret: 
Familienfreundlichkeit stoppt die 
Abwanderung junger, kaufkräfti­
ger Familien und Arbeitnehmer 
und ­nehmerinnen und erhöht 
die Attraktivität einer Kommune 
als Wirtschaftsstandort.

Fazit

Eine familienfreundliche Unter­
nehmenskultur und Arbeitswelt 
liegt im gemeinsamen Interesse 
von Politik, Wirtschaft und Ver­
bänden, denn es handelt sich um 
ein dreifaches Gewinnerthema: 
Von einer besseren Balance von 
Familie und Arbeitswelt profitie­
ren erstens die Familien, denn 
sie werden bei der Koordination 
von Berufs­ und Privatleben ent­
lastet. Zum zweiten profitiert der 
Staat, wenn er durch eine höhe­
re Erwerbsbeteiligung Steuern 
und Sozialabgaben einnimmt. 
Zum dritten bringt eine familien­
orientierte Personalpolitik für 
Unternehmen Wettbewerbs­ und 
Standortvorteile sowie Kosten­
einsparungen. 

Anmerkung

1  Die Studie „Betriebswirtschaftliche 
Effekte familienfreundlicher Maß­
nahmen“ kann beim Bundesminis­
terium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend bestellt werden und ist 
auf der Internetseite www.bmfsfj.
de als Download verfügbar.

Eine  
familienfreundliche 

Unternehmenskultur 
und Arbeitswelt liegt 

im gemeinsamen  
Interesse von Politik, 

Wirtschaft und  
Verbänden.
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Immer mehr Unternehmen ma­
chen die Erfahrung: Eine unzu­
reichende Balance von Erwerbs­
tätigkeit und Familienarbeit 
führt im betrieblichen Alltag zu 
kostspieligen Reibungsverlus­
ten! Werden die dadurch be­
dingten Konflikte nicht zufrie­
denstellend gelöst, müssen die 
Unternehmen mit betriebswirt­
schaftlichen Nachteilen rechnen.  
Gleichzeitig können die Unter­
nehmen aufgrund des immer 
größeren Konkurrenzdrucks 
und der immer mehr in den Mit­
telpunkt rückenden Anforde­
rungen von Seiten der Kunden 
kaum Rücksicht auf die privaten 
Belange ihrer Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter nehmen.  
Beide Bereiche – Beruf und Fami­
lie – erheben gleiche Ansprüche 
auf die Zeit desjenigen, der sie 
vereinbaren will. Ein Dilemma, 
das sich wohl niemals ganz lösen 
lässt – gleichwohl ist eine tragfä­
hige Balance zwischen Beruf und 
Familie möglich.
Im Umgang mit der Frage nach 
einer besseren Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie lassen sich 
ganz unterschiedliche Verhal­
tensweisen in den Unternehmen 
beobachten: Vom Ignorieren des 
Problems bis hin zur aktiven Um­
setzung einer familienbewussten 
Personalpolitik.

Stefan J. Becker

Fokus „Beruf und Familie“ –  
Ergebnisse der Hertie-Stiftung

Strategie des Ignorierens

Wohl die meisten Unternehmen 
in Deutschland ignorieren nach 
wie vor schlichtweg mögliche 
privat­familiäre Anforderungen 
ihrer Belegschaft. Beruf und 
Familie sind für sie zwei unter­
schiedliche Bereiche, die ihrer 
Meinung nach keine Schnittstel­
len aufweisen ­ familiäre Proble­
me sind in den Familien selbst zu 
lösen. Verantwortlichkeiten des 
Unternehmens, das mit seinen 
Arbeits(zeit)vorgaben wesentli­
che Rahmenbedingungen für das 
Familienleben setzt, werden nicht 
gesehen. Dementsprechend gibt 
es auch keinerlei entlastende An­
gebote zur Vereinbarkeit von Be­
ruf und Familie.
Der Grund für die Zurückhaltung 
der Unternehmen ist klar erkenn­
bar. In einer im Frühjahr 2003 
im Auftrag der Gemeinnützigen 
Hertie­Stiftung durchgeführten 
Studie zu den „Strategien einer 
familienbewussten Personalpo­
litik“ führen auf die Frage nach 
den größten Hemmnissen bei 
der Umsetzung einer familienbe­
wussten Personalpolitik die meis­
ten der befragten Unternehmen 
– immerhin 44 Prozent – „fehlen­
de Geldmittel“ an. Das Vorurteil, 
betriebliche Maßnahmen zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Fa­

Das Vorurteil,  
betriebliche  
Maßnahmen zur  
Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie seien zu 
kostenintensiv und  
bedürfen der  
staatlichen Förderung, 
hält sich beharrlich.
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milie seien zu kostenintensiv und 
bedürfen der staatlichen Förde­
rung, hält sich beharrlich. 
Die Zurückhaltung der Unterneh­
men lässt sich auch mit der lange 
Zeit praktizierten Ablehnung der 
Wirtschaftverbände erklären. Bis 
Mitte der 90er Jahre gingen die 
Spitzenverbände der Wirtschaft 
davon aus, dass es sich bei der 
Aufgabe, eine bessere Verein­
barkeit von Beruf und Familie zu 
erreichen, in erster Linie um ein 
gesellschaftliches Problem han­
delt, welches primär durch Be­
wusstseinsänderungen bzw. ei­
nen grundlegenden gesellschaft­
lichen Wandel zu lösen ist – nicht 
aber durch betriebliche Ange­
bote. Selbst die Gewerkschaften 
sahen sich lange Zeit nicht veran­
lasst, die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie explizit zum Gegen­
stand von Tarifverträgen zu ma­
chen und sind auch heute noch 
eher zögerlich engagiert.

Strategie  
des Experimentierens

Nur unsystematisch und stark von 
betrieblichen Bedürfnissen be­
stimmt gab es ab Mitte der 70er 
Jahre erste tariflich vereinbarte 
Angebote zur Teilzeitarbeit, die 
auch den Aspekt einer besseren 
Vereinbarkeit von Beruf und Fa­
milie berücksichtigten.
In den 80er Jahren machte sich 
ein deutlicher Anstieg des Pro­
blembewusstseins bemerkbar, 
auch im Zusammenhang mit be­
trieblicher Frauenförderung. In 

einzelnen Betrieben sind in die­
sem Kontext Angebote zur flexib­
leren Gestaltung von Arbeitszei­
ten, zur Reintegration von Erzie­
hungsurlauberinnen (Betriebs­
vereinbarungen über Rückkehr­
garantie an einen gleichwertigen 
Arbeitsplatz) sowie vereinzelt zur 
betrieblichen Kinderbetreuung 
entwickelt worden.
Die Konzepte blieben jedoch wei­
testgehend auf einer experimen­
tellen Stufe. Und auch heute fin­
den sich viele Unternehmen, die 
zwar Teilzeitarbeit anbieten, aber 
nur in Einzelfällen; Unternehmen, 
in denen zwar Telearbeit prakti­
ziert wird, aber nur von wenigen 
Ausgewählten; Unternehmen, 
die Angebote zur Kinderbetreu­
ung machen, aber nur für einen 
Bruchteil der Belegschaft.

Strategie des Informierens 

Immer mehr Unternehmen ma­
chen in jüngster Zeit die Erfah­
rung, dass es zunehmend schwie­
riger wird qualifizierte Fachkräfte 
zu gewinnen. Zugleich führen 
die von Mobilität und Flexibilität 
geprägten Arbeitsbedingungen 
dazu, dass die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an die Grenzen 
ihrer Belastbarkeit stoßen, was 
wiederum oftmals der Grund für 
höhere Krankheits­ und Fluktua­
tionsraten ist.
Unternehmen, die sich bislang 
überhaupt nicht mit dem The­
ma der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie beschäftigt haben, 
beginnen sich über Möglich­

Unternehmen  
beginnen sich über 

Möglichkeiten einer 
familienbewussten 

Personalpolitik zu 
informieren.
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keiten einer familienbewussten 
Personalpolitik zu informieren. 
Auslöser dafür sind oftmals un­
mittelbar spürbare Probleme mit 
bzw. in der Belegschaft: Fach­
kräfte, in deren betriebsinterne 
Ausbildung viel investiert wurde, 
kehren nach der Elternzeit nicht 
mehr ins Unternehmen zurück; 
Teams brechen auseinander, weil 
einige Mitglieder auf Kosten an­
derer familienbedingt „blauma­
chen“; Führungskräfte sind nicht 
bereit, den notwendigen Stand­
ortwechsel mitzumachen – und 
begründen dies mit familiären 
Verpflichtungen.
In solchen Situationen wird offen­
sichtlich, dass die Verantwortli­
chen in den Unternehmen zu we­
nig wissen, welche Maßnahmen 
sie zur besseren Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie anbieten 
können. Die Kenntnis über mög­
liche Maßnahmen einer familien­
bewussten Personalpolitik wird 
aber mehr und mehr entschei­
dend für den Erfolg eines Unter­
nehmens.
Auch die Wirtschaftsverbände 
haben mittlerweile die Notwen­
digkeit einer breit angelegten 
und systematischen Information 
erkannt. So hat beispielsweise der 
Deutsche Industrie­ und Handels­
kammertag (DIHK) zusammen mit 
dem Bundesfamilienministerium 
und der Beruf & Familie gGmbH 
eine entsprechende Handrei­
chung herausgegeben und ver­
treibt diese über die örtlichen 
IHKs. Alle Verbände engagieren 
sich im Rahmen der „Allianz für 
die Familie“ und unterstützen das 
Audit Beruf & Familie®.

Strategie des Profitierens 

Das Audit Beruf & Familie®, ein 
auf Initiative und im Auftrag der 
Gemeinnützigen Hertie­Stiftung 
entwickeltes Analyse­ und Ma­
nagementinstrument, hilft den 
Unternehmen nicht nur, die für 
ihre jeweiligen Rahmenbedin­
gungen erforderlichen Angebote 
umzusetzen, sondern zeigt dabei 
auch, dass eine familienbewusste 
Personalpolitik nachhaltig effizi­
enzsteigernd wirkt.
Mit dem Audit wurden erstmals 
integrierte Ansätze einer famili­
enbewussten Personalpolitik als 
Teil umfassender Innovations­
strategien entwickelt. Im Vorder­
grund stand die Verknüpfung 
mitarbeiter­ und unternehmens­
gerechter Arbeitszeitflexibilisie­
rung mit einer optimierten Ar­
beitsorganisation. Dabei bildete 
sich auch ein neues Konzept der 
„lebensphasenorientierten“ Per­
sonalpolitik heraus. Initiiert wur­
den außerdem die Öffnung von 
Teilzeitarbeit auch für Männer 
und Führungskräfte, Programme 
zur unterstützenden Kinderbe­
treuung und erste Ansätze zur 
Hilfe bei der Pflege älterer Famili­
enangehöriger. 
Betriebliche Familienpolitik wird 
beim Audit Beruf & Familie® nicht 
länger als wohltätige Sozialpolitik 
verstanden. Als Bestandteil einer 
strategischen Unternehmenspo­
litik schafft sie eine tragfähige 
Balance zwischen Unternehmens­
interessen und Mitarbeiterbe­
langen und fördert so Innovati­
onsfähigkeit, Kreativität, Wissen 
und Erfahrung, Engagement und 

Betriebliche  
Familienpolitik wird 
nicht länger als  
wohltätige Sozialpolitik 
verstanden, sondern 
als Bestandteil einer 
strategischen  
Unternehmenspolitik.
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Leistung. Unternehmen und Be­
legschaft profitieren gleicherma­
ßen. 

Das Instrument „Audit Beruf 
& Familie®“

Das Audit Beruf & Familie® ver­
folgt folgende Ziele: 

Begutachtung vorhandener Maß-
nahmen zur Vereinbarkeit von Be-
ruf & Familie
Ausgangspunkt einer jeden Ent­
wicklung ist der Status quo, der 
im Unternehmen vorgefunden 
wird. Das klingt banal. Da den 
meisten Unternehmen aber gar 
nicht die Bandbreite möglicher 
Maßnahmen einer familienbe­
wussten Personalpolitik bekannt 
ist, ist das Aufzeigen des bereits 
Vorhandenen ein wichtiger erster 
Schritt. Dabei werden nicht nur 
die Schwächen identifiziert, son­
dern auch die Stärken bereits be­
stehender Angebote aufgezeigt. 

Hilfe bei der Umsetzung neuer 
Maßnahmen
Vorrangiges Ziel des Audits Be­
ruf & Familie® ist es, das vorhan­
dene Angebot familiengerechter 
Maßnahmen einem kontinuierli­
chen Verbesserungsprozess zu 
unterziehen. Dabei geht es auch 
– insbesondere bei größeren 
Unternehmen – um die sinnvolle 
Vernetzung bestehender Ange­
bote. Darüber hinaus sollen Im­
pulse für neue Handlungsstra­
tegien gegeben werden. Ziel ist 

die Realisierung betriebsindivi­
dueller und bedarfsgerechter 
Lösungen, nicht die Implemen­
tierung von Standardkonzepten.  

Besseres Personalmarketing 
durch Zertifizierung
Schließlich sollen die Unterneh­
men, die das Audit Beruf & Fami­ 
lie® erfolgreich angewandt ha­
ben, dokumentieren können, 
dass sie ernsthaft an der Umset­
zung einer familienbewussten 
Personalpolitik arbeiten. Durch 
ein entsprechendes Zertifikat, 
das öffentlichkeitswirksam verlie­
hen wird, können sie den entspre­
chenden Nachweis erbringen.
Das Audit Beruf & Familie® be­
gutachtet also nicht nur bereits 
umgesetzte Projekte, sondern 
zeigt auch betriebsindividuelle 
Entwicklungsmöglichkeiten auf. 
Deshalb spricht es sowohl Unter­
nehmen an, die sich bereits pro­
filiert haben, als auch diejenigen, 
die erst beginnen und hierfür Hil­
fe in Anspruch nehmen möchten. 
Die Entscheidung über die Er­
teilung der Zertifikate trifft ein 
unabhängiger Audit­Rat, in dem 
u.a. Vertreter des Bundesfamili­
enministeriums, des Deutschen 
Industrie­ und Handelskammer­
tages, Wissenschaftler und Jour­
nalisten vertreten sind. Mit der 
Zielvereinbarung beginnt das 
Unternehmen einen kontinuier­
lichen Verbesserungsprozess. 
Dieser Prozess – und nicht das 
bereits bestehende Angebot fa­
milienfreundlicher Maßnahmen 
– ist das entscheidende Kriteri­
um für ein Grundzertifikat; eine 
Re­Auditierung nach drei Jahren 

Das Audit Beruf & 
Familie® begutachtet 
also nicht nur bereits 
umgesetzte Projekte, 

sondern zeigt auch 
betriebsindividuelle 

Entwicklungsmöglich-
keiten auf. 
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überprüft, inwieweit die Ziele er­
reicht wurden. 
Leitfaden für den gesamten Au­
ditierungsprozess ist ein in acht 
Handlungsfeldern unterteilter Kri­ 
terienkatalog. Diese acht Hand­
lungsfelder decken die klassi­
schen Bereiche der Personalpoli­
tik ab: Arbeitszeit; Arbeitsorgani­
sation; Arbeitsort; Informations­ 
und Kommunikationspolitik; Füh­ 
rungskompetenz; Personalent­
wicklung; Entgeltbestandteile 
und geldwerte Leistungen; Ser­
vice für Familien.
In der Online­Infothek www.be­
ruf-und-familie.de finden sich zu 
allen Maßnahmen detaillierte In­
formationen, beispielsweise über 
den finanziellen, personellen und 
zeitlichen Aufwand, die Mitbe­
stimmungsrelevanz sowie Bei­
spiele von Unternehmen, die die 
jeweiligen Maßnahmen bereits 
praktizieren.

Wo steht das Audit  
Beruf & Familie® heute?

Seit 2001 empfehlen die Spitzen­
verbände der deutschen Wirt­
schaft – DIHK, BDA, BDI und ZDH 
– ihren Mitgliedern, das Audit 
Beruf & Familie® verstärkt einzu­
setzen, da es die ökonomischen 
und betrieblichen Vorteile einer 
familienbewussten Personalpo­
litik in den Vordergrund stellt. 
Seit Anfang 2004 haben Bun­
deswirtschaftsminister Clement 
und Bundesfamilienministerin 
Schmidt die Schirmherrschaft für 
das Audit Beruf & Familie® über­

nommen. Beide Ministerien ha­
ben das Audit im eigenen Hause 
durchgeführt und betonen den 
Wettbewerbsvorteil, den Unter­
nehmen mit einer familienbe­
wussten Personalpolitik erzielen. 
Das Audit Beruf & Familie® emp­
fehlen sie als ein Instrument zur 
betriebsindividuellen Verbesse­
rung familiengerechter Maßnah­
men.
In Presse, Hörfunk und Fernse­
hen erfolgt eine kontinuierliche 
Berichterstattung. Die Beruf & 
Familie gGmbH sowie die Au­
ditorinnen und Auditoren sind 
gefragte Kompetenzpartner für 
Politik und Wirtschaft.
Das Audit Beruf & Familie® fin­
det in den letzten Jahren immer 
größere Resonanz. Insbesondere 
fünf Gründe lassen sich hierfür 
nennen:

Familienbewusste Personalpolitik

Beim Audit Beruf & Familie® geht 
es um eine familienbewusste Per­
sonalpolitik, nicht um eine famili­
enfreundliche oder gar familien­
orientierte Personalpolitik. Denn 
Unternehmen müssen ihrem 
Wesen nach gewinnorientiert 
und kundenorientiert sein. Ein 
unternehmerisches Handeln, das 
sich an den Interessen der Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter und 
deren Familien orientiert, wäre 
zu einseitig. Unternehmen sollen 
sich aber bewusst sein, dass ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die zum unternehmerischen Er­
folg beigetragen, auch familiäre 
Verpflichtungen haben. Es geht 
nicht darum, einseitig die Interes­

… geht es um eine 
familienbewusste 
Personalpolitik, nicht 
um eine familien-
freundliche oder gar 
familienorientierte 
Personalpolitik.
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sen einer Gruppe in den Vorder­
grund zu stellen, sondern unter 
Berücksichtigung der Interessen 
aller Beteiligten eine tragfähige 
Balance zu schaffen.

Passgenaue Angebote
Mit Hilfe des Audits Beruf & Fami­
lie® werden Angebote einer fa­
milienbewussten Personalpolitik 
geschaffen, die auf die Rahmen­
bedingungen des Unternehmens 
und die Belange der Belegschaft 
optimal zugeschnitten sind. Nicht 
möglichst viele Maßnahmen sol­
len umgesetzt werden, sondern 
möglichst die richtigen Maßnah­
men. Dabei setzt das Audit auf 
die Freiwilligkeit der Unterneh­
men. Betriebsindividuelle Ange­
bote können nur mit der Initiative 
des Unternehmens umgesetzt, 
nicht mit Hilfe eines Gesetzes er­
zwungen werden.

Nachhaltiger Prozess
Zufriedenstellende Lösungen er­
geben sich nur, wenn die Ange­
bote fortwährend mit den sich 
ändernden Rahmenbedingun­
gen abgeglichen werden. Ein 
einmal gefundenes Konzept zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Fa­
milie muss nicht für alle Zeiten 
Gültigkeit haben. So wie sich in 
den Familien selbst die Anforde­
rungen ändern – wenn die Kinder 
kleiner sind, bedürfen sie ganz 
anderer Betreuungskonzepte als 
wenn sie größer sind –, so können 
sich auch die Anforderungen an 
das Unternehmen abhängig von 
den betrieblichen Rahmenbedin­
gungen (z.B. Umstrukturierun­

gen) und der Zusammensetzung 
der Belegschaft im Zeitverlauf 
ändern.
Das Audit Beruf & Familie® trägt 
diesem Erfordernis Rechnung, 
weil hier nicht einmalig der Sta­
tus quo überprüft wird, sondern 
durch die Schwerpunktsetzung 
auf die Umsetzung weiterführen­
der Ziele ein nachhaltiger Ver­
besserungsprozess angestoßen 
wird.

Gesamte Belegschaft eingebun-
den
Ein Konzept ist umso erfolgrei­
cher, je stärker die gesamte Be­
legschaft davon profitiert. An­
gebote für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit Familie, die im­
mer nur auf Kosten von Kollegen 
ohne Familie gemacht werden, 
haben keine langfristigen Reali­
sierungschancen.
Was heißt in diesem Zusammen­
hang „Familie“? Bewährt hat sich 
die weitgefasste Definition, die 
im Rahmen des Audits i.d.R. zur 
Anwendung kommt: „Familie 
ist überall dort, wo langfristig 
Verantwortung für andere über­
nommen wird!“ Damit ist sicher­
lich zunächst die Kernfamilie mit 
Mutter, Vater und Kind(ern) ge­
meint. Sie schließt aber Allein­
erziehende genauso mit ein wie 
Paare ohne Kinder. Gleichzeitig 
wird mit dieser Definition deut­
lich, dass es bei der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie nicht nur 
um das Problem der Kinder und 
deren Betreuung geht, sondern 
auch um die Pflege von Älteren. 
Eine Anforderung, die aufgrund 

… werden Angebote 
einer familienbewuss-

ten Personalpolitik 
geschaffen, die auf die 
Rahmenbedingungen 

des Unternehmens 
und die Belange der 
Belegschaft optimal 
zugeschnitten sind.

„Familie ist überall 
dort, wo langfristig  
Verantwortung für 

andere übernommen 
wird!“
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der demografischen Entwicklung 
immer bedeutsamer wird.
Darüber hinaus wird beim Audit 
Beruf & Familie® Wert darauf ge­
legt, dass alle erarbeiteten Maß­
nahmen in gleicher Weise von 
Frauen wie von Männern wahrge­
nommen werden. Eine Beschrän­
kung auf eine Frauenförderpoli­
tik – die nach wie vor in manchen 
Branchen richtig und wichtig ist 
– ist nicht gewollt.

Eingebunden ins kommunale Um-
feld
Unternehmen sind bei der Um­
setzung einer familienbewuss­
ten Personalpolitik besonders 
gefordert. Aber natürlich haben 
auch Politik und Verbände, Kom­
munen, Kirchen und Vereine ihre 
jeweiligen Verantwortlichkeiten 
ernst zu nehmen. Das Audit Beruf 
& Familie® zeigt auf, in welchem 
Bereich die Kooperation mit an­
deren Partnern vor Ort möglich 
und sinnvoll ist. Durch die Ver­
netzung schafft es Synergien und 
ermöglicht die Realisierung von 
innovativen Angeboten, die oft­
mals alleine nicht umgesetzt wor­
den wären.
Die Erfahrungen zeigen: Wenn 
unternehmerische Maßnahmen 
und kommunale Angebote ge­
zielt miteinander verbunden wer­
den, wird der betriebswirtschaft­
liche Nutzen der Unternehmen 
erheblich gesteigert und zugleich 
die Attraktivität der Kommunen 
spürbar gestärkt. Auf diese Wei­
se schafft eine erfolgreiche famili­
enbewusste Personalpolitik nicht 
nur einen Wettbewerbsvorteil 

für Unternehmen, sondern auch 
einen Vorteil für den Wirtschafts­
standort Deutschland.

Natürlich haben auch 
Politik und Verbände, 
Kommunen, Kirchen 
und Vereine  
ihre jeweiligen  
Verantwortlichkeiten 
ernst zu nehmen.
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Familie, um 1920
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Cornelia Lange

Orientierungen einer zukünftigen 
Familienpolitik aus hessischer Sicht

Die Familienpolitik ist das Herz­
stück der hessischen Sozialpolitik 
und Querschnittsaufgabe für alle 
Politikbereiche. Mit der im Jahre 
2000 gestarteten Familienpoliti­
schen Offensive widmet sie sich 
drei Schwerpunktbereichen:
– Bewusstsein für Familien 

schärfen
– Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf fördern unter dem Leit­
bild der tatsächlichen Wahl­
freiheit für Beruf und Kinder

– Finanzielle Situation der Fami­
lie verbessern

Angesichts der demografischen 
Entwicklung und der bereits seit 
vielen Jahren absehbaren Aus­
wirkungen auf Gesellschaft, Wirt­
schaft und soziale Sicherungssys­
teme rückt eine bevölkerungs­
bewusste Familienpolitik immer 
mehr in das Bewusstsein des po­
litischen Handelns von Bund und 
Ländern.

Die Hessischen Maßnahmen 
zur Vereinbarkeit von  
Familie und Beruf

Die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ist ein zentrales gesell­
schaftliches Anliegen. Arbeits­
welt und Wirtschaft sind auf ein 
positives, konstruktives Verhält­

nis zur Familie bzw. zur Familien­
arbeit angewiesen. Maßnahmen 
zur Verbesserung der Vereinbar­
keit von Erwerbstätigkeit und 
Familie als Voraussetzung für 
gleiche Teilhabechancen und da­
mit auch für eine zukunftsfähige 
Gesellschaft setzen voraus, dass 
dafür die Rahmenbedingungen 
geschaffen werden. Die Hessi­
sche Landesregierung beabsich­
tigt daher, die Vereinbarkeit von 
Elternschaft und Berufstätigkeit 
nachhaltig zu verbessern.

Gemäß dem Motto „mit  
gutem Beispiel voran“ innerhalb 
der Landesregierung

Alternierende Telearbeit
Nachdem der „Modellversuch zur 
Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie für Frauen 
und Männer durch alternierende 
Telearbeit im Bereich der Hessi­
schen Landesverwaltung“ erfolg­
reich abgeschlossen worden ist, 
wird alternierende Telearbeit als 
neue Arbeitsform in der Landes­
verwaltung dauerhaft eingeführt 
werden. Durch die alternierende 
Telearbeit wird es Beschäftigten 
ermöglicht, einen Teil ihrer Arbeit 
zu Hause am PC zu erledigen. Die 
Arbeitsform „alternierende Tele­
arbeit“ soll Männern und Frauen 

Angesichts der  
demographischen 
Entwicklung und der 
bereits seit vielen 
Jahren absehbaren 
Auswirkungen auf 
Gesellschaft, Wirtschaft 
und soziale Sicherungs-
systeme rückt eine 
bevölkerungsbewusste 
Familienpolitik immer 
mehr in das  
Bewusstsein des  
politischen Handelns 
von Bund und Ländern.
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– gegebenenfalls nach Erfüllung 
einzelner Bedingungen (z.B. Vor­
handensein pflege- oder betreu­
ungsbedürftiger Angehöriger) – 
gleichermaßen offen stehen. Die 
hierzu erforderlichen Anschluss­
vereinbarungen mit den Gewerk­
schaften wurden im Wege einer 
Gemeinsamen Erklärung noch 
Juni diesen Jahres unterzeichnet 
und im Staatsanzeiger bekannt 
gemacht.
An dem von der Landesregierung 
durchgeführten zweijährigen 
Modellversuch zur Erprobung 
alternierender Telearbeit haben 
insgesamt 141 Beschäftigte aus 
unterschiedlichen Hierarchiestu­
fen in insgesamt 43 Dienststellen 
der Hessischen Landesverwal­
tung teilgenommen. Der Modell­
versuch wurde wissenschaftlich 
vom Institut für Soziologie der TU 
Darmstadt begleitet.
Als Ergebnis des Modellversu­
ches lassen sich folgende Punkte 
aufführen:
Durch die Einführung alternie­
render Telearbeit konnte das Ziel 
der Verbesserung der Vereinbar­
keit von Beruf und Familie nach­
haltig und maßgeblich gefördert 
werden:
– Durch alternierende Telear­

beit wurde für die Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter eine 
deutlich flexiblere Arbeitszeit­
gestaltung möglich.

– Alternierende Telearbeit för­
dert die vorzeitige Wieder­
aufnahme der Berufstätigkeit 
von Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern in der Elternzeit. 

– Alternierende Telearbeit führt 

zu einer erheblichen Erleich­
terung der Lebensumstände 
von schwerbehinderten Men­
schen.

– Die Motivation der Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter wurde 
wesentlich gesteigert.

Durch die Möglichkeit einzelner 
Dienststellen, alternierende Tele­
arbeit anbieten zu können, wird 
daher von seiten der Landesre­
gierung ein deutliches Signal zur 
Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie gesetzt.
Das Wirtschaftsministerium wird 
in 2004 300.000 € zur Förderung 
der Telearbeit in Unternehmen 
aufwenden.

Maßnahmen im Bereich der zen-
tralen ressortübergreifenden Fort- 
bildung
In den vergangenen vier Jahren 
wurden aus den Mitteln für Maß­
nahmen der Ausbildung, Fortbil­
dung und Umschulung von Frau­
en im Landesdienst jeweils für 
die Regionen Nord­, Mittel­ und 
Südhessen ein Anwendungs­
betreuerinnenlehrgang einge­
richtet. Hiermit sollten Frauen in 
niedrigen Vergütungsgruppen 
die Möglichkeit einer Weiter­
qualifizierung sowie Frauen im 
Erziehungsurlaub eine Wieder­
eingliederungschance erhalten. 
Eine Evaluierung hierüber ist im 
Sozialministerium durchgeführt 
worden. 
Für die Erstellung eines Men­
toringkonzeptes sowie dessen 
Durchführung für Frauen in der 
hessischen Polizei werden seit 
2002 ebenso Mittel zur Verfü­

Durch die Einführung 
alternierender  

Telearbeit konnte das 
Ziel der Verbesserung 
der Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie  
nachhaltig und  

maßgeblich gefördert 
werden.
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gung gestellt. Den daran teilneh­
menden engagierten Frauen soll 
hierdurch Hilfestellung gegeben 
werden um deren weitere berufli­
che und persönliche Entwicklung 
voranzutreiben.

Audit Beruf & Familie® im Hessi-
schen Sozialministerium
Eine bessere Vereinbarkeit von 
Berufstätigkeit und Familien­
leben gewinnt immer mehr an 
Bedeutung in der Planung fami­
lienbewusster Personalpolitik. 
Ein wirksames Instrument zur 
Überprüfung der eigenen be­
trieblichen oder behördlichen 
Familienfreundlichkeit ist das Au­
dit Beruf & Familie®. Im Rahmen 
der „Familienpolitischen Offensi­
ve“ wurde im Oktober 2000 unter 
dem Aspekt der Vorbildfunktion 
für den öffentlichen Dienst im Mi­
nisterium mit der Durchführung 
des Audits Beruf & Familie® durch 
die gemeinnützige Hertiestiftung 
begonnen. Ziel ist es, Schnittstel­
len zwischen den Interessen und 
Bedürfnissen von Unternehmen 
und Verwaltungen einerseits und 
Erwerbstätigen und Familien 
andererseits herauszufinden und 
Lösungswege hierzu zu erarbei­
ten. Familienbewusste Personal­
politik soll gebündelt, unterstützt 
und weiterentwickelt werden.
Das Hessische Sozialministerium 
hat den Weg der Auditierung 
beschritten. Es kommt damit der 
Vorbildfunktion des öffentlichen 
Dienstes nach und folgt einer An­
regung der Enquetekommission 
des Hessischen Landtags „Fa­
milienfreundliches Hessen“. Mit 
der Verleihung des Grundzerti­

fikats am 12. Juni 2001 wurde 
dokumentiert, dass bereits eine 
gute Grundlage für die Verein­
barkeit von Beruf und Familie im 
Ministerium vorhanden ist. Die 
im Rahmen des Auditierungsver­
fahrens festgesetzten Ziele für 
eine weitere Verbesserung von 
familienfreundlichen Arbeitsbe­
dingungen müssen nunmehr bis 
zum Jahr 2004 umgesetzt wer­
den. Dies geschieht zum einen 
durch die Verknüpfung von Per­
sonalentwicklungsmaßnahmen 
mit dem Audit. Auf diese Weise 
entstand z.B. ein Leitfaden zur 
Führung von Jahresgesprächen, 
wurde die IT­Fortbildung neu or­
ganisiert und sind Maßnahmen 
zur Stärkung der Führungskompe­
tenz geplant. 
Als weiteres wichtiges Instrument 
im Rahmen des Audits erwies 
sich die Beschäftigten­Befragung 
zum Bedarf an Unterstützungsan­
geboten vor allem zur Betreuung 
von Kindern und auch älteren, 
hilfsbedürftigen Angehörigen. 
25% aller Befragten, davon 80% 
Frauen, haben sich an dieser Um­
frage beteiligt. 
Im Rahmen der Umsetzung der 
Ergebnisse wurde für Eltern, die 
ihr/e Kind/er im Notfall mit zur 
Dienststelle bringen müssen, ein 
kombiniertes Arbeits­/Spielzim­
mer eingerichtet. Außer einem 
voll funktionsfähigen Arbeitsplatz 
wird dazu eine Grundausstattung 
mit Spielzeug, kindgerechten 
Möbeln sowie eine Ruhemöglich­
keit für Kinder gehören. Beschäf­
tigte, denen es nicht möglich ist, 
an diesem speziell eingerichteten 
Arbeitsplatz zu arbeiten, können 

Für Eltern, die ihre 
Kinder im Notfall mit 
zur Dienststelle  
bringen müssen,  
wurde ein  
kombiniertes Arbeits-
/Spielzimmer einge-
richtet.
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die Spielgeräte etc. vorüberge­
hend in ihr Arbeitszimmer holen.
Die Ferienzeit stellt für Mütter und 
Väter eine erhebliche Belastung 
dar, da der eigene Urlaub einfach 
nicht ausreicht, um die Ferienzeit 
der Kinder abzudecken. Hier ist 
für Unterstützungsangebote ge­
sorgt worden. Die Kosten werden 
von den Eltern selbst getragen.
Sowohl zur Vermittlung von Feri­
enbetreuungsangeboten für Kin­
der und Jugendliche als auch zur 
Beratung bei der Betreuung älte­
rer und pflegebedürftiger Men­
schen werden Beschäftigte der 
Fachabteilung als Ansprechpart­
ner und ­partnerinnen den Kolle­
ginnen und Kollegen des Hauses 
zur Verfügung stehen. 
Schritt für Schritt werden so die 
vereinbarten Ziele im Rahmen 
des Audits umgesetzt. Das end­
gültige Zertifikat „Audit Beruf & 
Familie®“ dürfte im Jahr 2004 er­
reichbar sein.

„Mit gutem Beispiel voran“ – lan-
desweit in Hessen

Die Offensive für Kinderbetreu-
ung
Die „Offensive für Kinderbetreu­
ung”, die die Landesregierung im 
Jahr 2001 gestartet hat, ist bei 
Kommunen, freien Trägern und 
Eltern auf große Resonanz ge­
stoßen und zeigt landesweit Wir­
kung. In diesem Jahr fließen Lan­
desmittel von insgesamt 10,5 Mil­
lionen Euro in 318 (von 426) hessi­
sche Städte und Gemeinden. Das 

Programm hat in der Fläche den 
Ausbau der Betreuungsangebote 
für Kinder unter drei Jahren und 
Schulkinder angestoßen und die 
Weiterentwicklung bestehender 
Ansätze beschleunigt.
Mit den Landesmitteln werden 
flexible, innovative, neue und 
zusätzliche Angebote zur Tages­
betreuung gefördert, die dem 
aktuellen Bedarf vor Ort Rech­
nung tragen. Außerdem werden 
Bauvorhaben und Umbaumaß­
nahmen kirchlicher und sonstiger 
freier Träger der Jugendhilfe mit 
Bauausgaben von 3.000 Euro bis 
50.000 Euro, vorrangig für Schaf­
fung von Plätzen für Kinder unter 
drei Jahren, gefördert. 
Zugute kommt die Gesamtsum­
me für das Jahr 2003 in Höhe von 
10,5 Millionen Euro
– dem Auf­ und Ausbau der in­

dividuellen Tagesbetreuung 
durch Tagespflegepersonen,

– erweiterten Öffnungszeiten in 
Kindergrippen,

– der Ausweitung der Plätze in 
Kindergrippen,

– Kinderhorten/Teilzeitbetreu­
ungsangeboten für Schüler,

– dem Bestandsschutz,
– Bauvorhaben und
– Modellversuchen.
Die Fach­ und Fördergrundsätze 
„Offensive für Kinderbetreuung“ 
bieten ein Förderinstrument, das 
nicht für die traditionelle Ziel­
gruppe im Kindergartenbereich 
bestimmt ist, sondern sich aus­
schließlich der Betreuung von 
Kindern unter drei Jahren und im 
Schulalter widmet. Da der Rechts­

Mit den  
Landesmitteln werden 

flexible, innovative, 
neue und zusätzliche 

Angebote zur  
Tagesbetreuung  

gefördert, die dem  
aktuellen Bedarf vor 

Ort Rechnung tragen.
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anspruch auf einen Kindergar­
tenplatz für alle 3­ bis 6­jährigen 
Kinder in Hessen weitestgehend 
erfüllt ist, hat die Schaffung von 
Plätzen – insbesondere für Kinder 
unter drei Jahren – hohe Priori­
tät.
Die Landesregierung erleichtert 
mit dem Programm die Verein­
barkeit von Familie und Beruf. 
Gleichzeitig unterstützt sie die 
Städte und Gemeinden bei ihren 
Aufgaben der sozialen Daseins­
vorsorge. Das Programm ist eine 
ideale Grundlage, um die kom­
munale Familienpolitik voranzu­
bringen und Gemeinden, Städte 
und das Land insgesamt familien­
freundlicher zu machen.
Bessere Vereinbarkeit setzt vor­
aus, dass die institutionellen Rah­
menbedingungen weiter verbes­
sert werden, und erfordert einen 
bedarfsgerechten Ausbau der 
Angebote an familienentlasten­
den Einrichtungen und Diensten 
für die Erziehung von Kindern.
Der Aufbau regionaler Service­ 
und Vermittlungsstellen für Ta­
gespflegepersonen freier oder 
öffentlicher Träger wird mit bis zu 
50% der Kosten gefördert. Quali­
fizierte Tagespflegepersonen er­
halten maximal 400 Euro pro Jahr 
als Zuschuss zur Altersvorsorge. 
Neben Baden­Württemberg ist 
Hessen das einzige Bundesland, 
das diesen Zuschuss gewährt.
Hessenweit gibt es inzwischen in 
62 Städten und Gemeinden 87 
Service- und Qualifizierungsstel­
len von freien oder kommunalen 
Trägern (hessisches Netzwerk 
Tagespflege). In nahezu allen 
33 Jugendämtern wird die Ta­

gespflege durch Beratung und 
Werbung aktiv unterstützt, um 
weitere Angebote zu etablieren. 
Derzeit werden in Hessen Emp­
fehlungen zur Qualifizierung von 
Tagespflegepersonen entwickelt. 
Mit der landesweiten Einführung 
ist in Kürze zu rechnen. Weiterhin 
wird zurzeit ein Kinderbetreu­
ungsgesetz erarbeitet, welches 
die Tagespflege gleichrangig ne­
ben die Angebote der Betreuung 
in Tageseinrichtungen für Kinder 
stellt. Vorgesehener Zeitraum des 
Inkrafttretens ist das Jahr 2005.
Damit hat Hessen durchaus eine 
Spitzenposition im Vergleich zu 
anderen Bundesländern.

Kommunale Familientische
Das Hessische Sozialministerium 
hat gemeinsam mit der Gemein­
nützigen Hertie­Stiftung zur 
Verbesserung der örtlichen Rah­
menbedingungen für Familien 
das Modellprojekt „Kommunale 
Familientische in Hessen“ im Jahr 
2002 in Dreieich, Fritzlar, Fulda, 
Maintal durchgeführt. Ziel des 
Projektes war es, die Beratungs­ 
und Hilfeangebote für Familien zu 
bündeln. Für eine zukunftsfähige 
Lösung zentraler gesellschaftli­
cher Probleme und zugleich kon­
kreter Fragen vor Ort bedarf es 
der Einbindung aller Beteiligten. 
Akteure aus allen örtlichen fami­
lienrelevanten Bereichen, Famili­
en und interessierte Bürgerinnen 
und Bürger haben sich an einem 
„Runden Tisch“ zusammengefun­
den. Dort wurden gemeinsam 
familienrelevante Themen für die 
Kinderbetreuung, Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf oder fami­

Bessere Vereinbarkeit 
setzt voraus, dass die 
institutionellen  
Rahmenbedingungen 
weiter verbessert  
werden, und erfordert 
einen bedarfsgerech-
ten Ausbau der An-
gebote an  
familienentlastenden 
Einrichtungen und 
Diensten für die  
Erziehung von Kindern.
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liengerechtes Wohnen ausgear­
beitet und Lösungswege entwi­
ckelt. 

Wettbewerb „Familienfreundliche 
Kommune“
Gemeinsam mit der Gemeinnüt­
zigen Hertie­Stiftung rief die Hes­
sische Landesregierung im Jahr 
2003 zum zweiten Mal den Wett­
bewerb „Familienfreundliche 
Kommune“ aus. Motto und Ziel 
des Wettbewerbs war der The­
menbereich Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Die Preisver­
leihung fand im Dezember 2003 
statt. Der nächste Wettbewerb 
soll im Jahr 2005 stattfinden. 
Den Wettbewerbsteilnehmern 
und ­teilnehmerinnen werden zur 
Weiterverfolgung ihrer Ziele und 
zum Austausch auch im Jahr 2004 
Workshops angeboten.

Mütterzentren
Für die Balance zwischen Familie 
und Beruf sind die spezifischen 
Bedingungen der Kinderbetreu­
ungsmöglichkeiten, der Arbeits­
organisation, der Nachbarschaf­
ten und anderer Sozialsysteme 
von ausschlaggebender Bedeu­
tung. Ca. 60 Mütterzentren leis­
ten durch ihre Betreuungsange­
bote dazu einen erheblichen Bei­
trag. Es ist ein großer Verdienst 
der Mütterzentren, dass sie sich 
der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zugewandt haben, die 
Frauen in ihren Bemühungen un­
terstützen und ihnen durch Bil­
dungs­ und Beratungsangebote 
konkrete Hilfestellung geben. Die 
Hessischen Mütterzentren haben 

hierzu Konzepte entwickelt und 
führen Veranstaltungen und Kur­
se mit Kinderbetreuung durch. In 
den Einrichtungen gibt es inzwi­
schen eine breite Palette von Bil­
dungs- und Qualifizierungsmaß­
nahmen, die auf die individuellen 
Bedürfnisse der Frauen ausge­
richtet sind.

Trendanalyse zur Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf
Im Auftrag des Hessischen Sozial­
ministeriums hatte das Rationali­
sierungs­ und Innovationszentrum 
der deutschen Wirtschaft (RKW) in 
Eschborn 1000 klein­ und mittel­
ständische Unternehmen (KMU) 
zu Maßnahmen der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf befragt. 
Ziel der Befragung war:
– die Bestandsaufnahme von fa­

milienbewussten Aktivitäten 
bei hessischen klein­und mit­
telständischen Unternehmen, 
KMU (bis 250 Beschäftigte);

– eine Übersicht zum Problem­
bewusstsein über Beschäf­
tigung und Familie im hessi­
schen Mittelstandsverhalten;

– die Erhebung eines mögli­
chen Bedarfes an Unterstüt­
zung bei der Umsetzung einer 
familienfreundlichen Unter­
nehmenspolitik.

Die von diesen Betrieben ange­
botenen Maßnahmen bieten in 
erster Linie Eltern Unterstützung 
bei der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie. Die Maßnahmen er­
reichen eher Frauen als Männer. 
Freiwillige Angebote für die Be­
schäftigten steigen mit der Be­
triebsgröße.
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Der Betriebspanel des IAB (Insti­
tut für Arbeitsmarkt und Berufs­
forschung)1 vom August 2003 
bestätigt die Ergebnisse der 
Trendanalyse des RKW von 2002. 
Die Ergebnisse der Trendanalyse 
sollen im Internet veröffentlicht 
werden.

Vereinbarkeitskongress
Für die Jahre 2004 bis 2008 ist 
von der Hessischen Landesregie­
rung eine größere Kongressreihe 
zum Thema „Vereinbarkeit Fa­
milie und Beruf“ geplant. Diese 
Kongresse werden in Koopera­
tion mit der Hertie­Stiftung und 
der Hessenstiftung „Familie hat 
Zukunft“ durchgeführt. Absicht 
ist, den Dialog zwischen der Hes­
sischen Landesregierung, den 
Stiftungen und den gesellschaft­
lichen Kräften, insbesondere 
der Wirtschaft, zu vertiefen. Das 
Thema „Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ­ hessische Wege hin 
zu mehr Wahlfreiheit für Eltern“ 
soll unter allen relevanten Aspek­
ten und u.a. unter Beteiligung 
von Wirtschaft, Politik, Jugend­ 
und Familienexperten behandelt 
werden. Diese interdisziplinäre 
Veranstaltung soll die verschie­
denen Perspektiven und Ansät­
ze aus Wissenschaft und Praxis 
zusammen bringen, wesentliche 
Erkenntnisse und Gemeinsam­
keiten herausarbeiten und damit 
Grundlagen für die weitere po­
litische Entscheidungsfindung 
auch unter Berücksichtigung der 
Entwicklung in anderen EU­Län­
dern im Hinblick auf die dortigen 
familienpolitischen Maßnahmen 
schaffen.

Schlussbemerkung

Da diese Gesellschaft in der Regel 
immer noch eine Entscheidung 
für Kinder oder für Beruf verlangt, 
entscheiden sich viele für den 
Beruf und damit gegen Kinder. 
Die Hessische Landesregierung 
beabsichtigt, dieses „entweder – 
oder“ endlich aufzubrechen und 
durch ein eindeutiges „sowohl 
als auch“ zu ersetzen. Kinder und 
Beruf dürfen sich nicht gegen­
seitig ausschließen. Gleichzeitig 
soll eine echte Wahlfreiheit zwi­
schen „nur Familie“ und „Familie 
und Beruf“ bestehen. Das „so­
wohl als auch“ darf also nicht zum 
Zwang zu „Familie und Beruf“ 
führen. Bessere Vereinbarkeit 
setzt voraus, dass die instituti­
onellen Rahmenbedingungen 
weiter verbessert werden. Des­
halb setzt die Hessische Landes­
regierung konsequent den be­
darfsgerechten Ausbau der An­
gebote an familienentlastenden 
Einrichtungen und Diensten für 
die Erziehung von Kindern fort. 
Dies reicht von Krippen, Ganz­
tagskindergartenplätzen, Horten  
und Ganztagsschulen bis zu allen 
Dienstleistungen zur Unterstüt­
zung der Betreuung im Privat­
haushalt, etwa in Form von Ta­
gesmüttermodellen.
Besondere Verantwortung kommt 
dabei auch den Arbeitgebern zu. 
Sie sind aufgefordert, familiäre 
Verpflichtungen ihrer Beschäf­
tigten verstärkt im Rahmen per­
sonalpolitischer Entscheidungen 
zu berücksichtigen und Arbeits­
bedingungen zu schaffen, die ein 
ausgewogenes Miteinander von 

Da diese Gesellschaft  
in der Regel immer 
noch eine  
Entscheidung für  
Kinder oder für Beruf 
verlangt, entscheiden 
sich viele für den Beruf 
und damit gegen  
Kinder.

Es soll eine echte  
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„nur Familie“ und 
„Familie und Beruf“ 
bestehen.
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Beruf und Familie ermöglichen 
und Aufstiegschancen auch de­
nen gewähren, die zeitweise der 
Familie den Vorrang eingeräumt 
haben. Das bedingt allerdings 
vielfach ein Umdenken seitens 
der Unternehmen. Neben die 
kurzfristige, rein betriebswirt­
schaftlich orientierte Sicht sollte 
hier zunehmend auch eine lang­
fristige und volkswirtschaftlich 
ausgerichtete Sichtweise treten. 
Dabei ist die Gleichung für die 
Unternehmungen recht einfach: 
Bessere Vereinbarkeit führt zu 
mehr Kindern, also zu mehr zu­
künftigen Konsumenten, damit zu 
mehr Umsatz, zu mehr Wachstum, 
zu mehr Steuer­ und Beitragszah­
lern und damit zu weniger Abga­
benbelastung auch für die Unter­
nehmen. Das Ermöglichen der 
Vereinbarkeit von Familie und Be­
ruf ist für die Unternehmen also 
keine Sozialleistung, sondern 
eine wichtige Investition, die sich 
langfristig rechnet!

Anmerkung

1  Das IAB­Betriebspanel ist eine 
repräsentative Arbeitgeberbe­
fragung zu betrieblichen Bestim­
mungsgrößen der Beschäftigung. 
Hierbei handelt es sich um ein 
Projekt des Instituts für Arbeits­
markt und Berufsforschung (IAB). 
Diese Befragung wird seit 1993 
jährlich bei denselben Betrieben in 
Deutschland durchgeführt. Mittler­
weile werden bundesweit knapp 
16.000 Betriebe aller Branchen 
und aller Größen zu einer Vielzahl 
beschäftigungspolitischer Themen 
befragt. Die Angaben der Betriebe 
sollen helfen, die Vermittlungs­ und 
Beratungstätigkeiten der Bundes­
anstalt für Arbeit näher an der be­
trieblichen Realität zu orientieren.
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Ute Gerhard

Familie und Sozialpolitik – ein 
Perspektivenwechsel tut Not

Familienpolitik als  
Anhängsel der Sozialpolitik 
bzw. als ihre „natürliche“ 
Grundlage

In letzter Zeit ist die ‚Familie’ 
durch zwei Problemanzeigen in 
die Schlagzeilen geraten: Erstens, 
durch den Geburtenrückstand in 
Deutschland, der insbesondere 
auch im europäischen Vergleich 
auffällt. Damit sei – so die allzu 
voreilig gezogenen Schlussfolge­
rungen – angesichts der Überzahl 
alter Menschen das demographi­
sche Gleichgewicht gestört und 
der Generationenvertrag sozia­
ler Sicherung gefährdet. Und 
zweitens durch Qualitätslücken, 
fehlende Zuständigkeiten und 
Orte für die Erziehung, Betreu­
ung und Bildung von Kindern, 
eine Fehlanzeige, die nach den 
schockierenden Ergebnissen der 
Pisa­Studie nicht weiter als Privat­
angelegenheit behandelt wer­
den kann. Doch genau besehen, 
geht es in dieser neuen Aufmerk­
samkeit für Kinder und Familien 
eigentlich nicht um die Familie 
oder, konkret, die Probleme der 
Familien und das Wohlergehen 
ihrer Mitglieder, sondern um zwei 
ihrer Funktionen, deren Erfüllung 
offenbar nicht mehr gesichert ist: 
Die Produktion von Nachwuchs 
und die Bildung und Erziehung 

der Kinder, die bisher in der Fami­
lie und auch in den Schulen auch 
nur mit aktiver Unterstützung 
durch die Eltern, in der Regel 
der Mutter, gewährleistet schien. 
Das Ergebnis, noch einmal durch 
OECD­Studien gestützt, ist ein­
deutig: In kaum einem anderen 
Land im OECD­Vergleich (getes­
tet wurden 32 Staaten) spielt die 
soziale Herkunft und der Status 
der Eltern für den Lernerfolg der 
Kinder eine so große Rolle wie 
in Deutschland. Das heißt unter 
anderem auch, in keinem ande­
ren Land geben so viele Schüler 
(42%) an, nicht zum Vergnügen zu 
lesen – eine bedenkliche Bilanz 
für das „Land der Dichter und 
Denker“ (Smolka 2002, S. 7).
Trotz aller politischen Rhetorik 
über die zentrale Bedeutung der 
Familie und obwohl Familie in al­
len empirischen Untersuchungen 
und Meinungsumfragen ungebro­
chen eine hohe Wertschätzung 
erfährt, ja, von den meisten Men­
schen als Lebensform bejaht und 
idealisiert wird, ist Familienpolitik 
– so meine These – in der Rang­
ordnung politischer Prioritäten 
und Ressorts ein nachgeordneter 
und von angeblich wichtigeren 
Ressorts abhängiger Bereich, mit 
dem sich weder politische Karri­
eren planen noch anscheinend 
Wahlen gewinnen lassen. Auch 
wenn der Bundeskanzler heute 

Genau besehen 
geht es in der neuen 
Aufmerksamkeit für 
Kinder und Familien 
eigentlich nicht um die 
Probleme der Familien, 
sondern um zwei ihrer 
Funktionen, deren 
Erfüllung offenbar 
nicht mehr gesichert 
ist: Die Produktion von 
Nachwuchs und die 
Bildung und Erziehung 
der Kinder.
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dank neuer Familieninitiativen 
seiner Ministerin nicht mehr so 
lässig von „Frauen und Gedöns“ 
reden würde, unterscheidet sich 
diese unbedachte Aussage doch 
in ihrer Tragweite kaum von der 
immer wieder zitierten Äußerung 
des ehemaligen Bundeskanzler 
Adenauers, der im Zuge der Ren­
tenreform eine besondere Be­
rücksichtigung der Kindererzie­
hung mit dem Hinweis ablehnte, 
Kinder kämen immer, auch ohne 
Politik, zur Welt. Wie wir heute 
wissen ist es jedoch ein großer 
Irrtum Kinder, vor allem ihre Er­
ziehung und Bildung, als eine 
„natürliche“ Ressource zu behan­
deln. 
Nun ist das oft genug spannungs­
reiche Verhältnis von Familie und 
Politik nicht zuletzt darin begrün­
det worden, dass der besondere 
Wert der Familie in der bürger­
lich liberalen und rechtsstaatli­
chen Ordnung gerade in ihrer 
Privatheit, ihrer vor dem Staat zu 
schützenden Sphäre liegt. Des­
halb wurde sie auch in den staats­
sozialistischen Diktaturen mehr 
als „Raum der Freiheit“ und der 
„Entwicklung individueller Initia­
tiven und Autonomie“, denn als 
Ort alltäglicher Unrechtserfah­
rungen und auch Gewalt erlebt 

(Einhorn 1993, S. 6). Trotzdem 
hat staatliche Politik seit jeher in 
die Familien hineinregiert und 
ihre materiellen Bedingungen, 
ihre Rechtsform und Ordnung 
bestimmt, unabhängig davon, 
ob dies Familienpolitik hieß. In 
der Bundesrepublik Deutschland 
gibt es seit den 1950er Jahren ein 
eigenes Ressort Familie und also 
eine institutionalisierte Familien­

politik, die – wie das jüngste Gut­
achten des BMFSFJ „Nachhaltige 
Familienpolitik im Interesse einer 
aktiven Bevölkerungsentwick­
lung“ belegt – im europäischen 
Vergleich sogar verhältnismäßig 
viel Geld an Familien transferiert, 
ohne bisher wirklich „nachhaltig“ 
oder im Hinblick auf die „Realisie­
rung von Kinderwünschen“ effek­
tiv zu sein (Rürup/Gruescu 2003, 
S. 7, 35). Gleichzeitig wurde in 
vielen Expertisen, spätestens seit 
dem Fünften Familienbericht (BT­
Drucks. 12/7560) in Pfennig bzw. 
Cent errechnet, welch immensen 
Beitrag Familien allein durch die 
unentgeltliche Erziehungsleis­
tung ihrer Kinder zur volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung 
leisten, ganz abgesehen von dem 
unschätzbaren, nicht in Geld auf­
zuwiegenden Wert für den sozia­
len Zusammenhalt und das, was 
wir Glück nennen. Schließlich ist 
die Politik mit den Entscheidun­
gen des Bundesverfassungs­
gerichts aus den 1990er Jahren 
(BVerfGE 1990; 1992; 1998) unter 
Zugzwang gesetzt, eine Gerech­
tigkeitslücke nicht nur im Steu­
errecht zu schließen, die endlich 
die Kosten der Kindererziehung 
angemessen berücksichtigt.
All dessen eingedenk, plädiere 
ich für einen viel grundsätzliche­
ren Perspektivenwechsel in der 
Familienpolitik, der insbesonde­
re das Verhältnis von Familien­ 
und Sozialpolitik betrifft. Meine 
Motivation speist sich aus zwei 
Argumentationslinien: Zum ei­
nen aus dem europäischen Ver­
gleich der Rahmenbedingungen 
für eine kinder­ und familienge­
rechte Sozialpolitik, zum anderen 
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aus Erkenntnissen der Frauen­ 
und Geschlechterforschung, die 
seit nun mehr als 30 Jahren die 
Probleme der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und die Nicht­
berücksichtigung, aber auch Un­
verzichtbarkeit der privaten All­
tagsarbeit thematisiert. Sie hat 
diese Fragen in vielfältigen empi­
rischen, soziologischen, sozialpo­
litischen Studien, aber auch unter 
ethischen und sozialphilosophi­
schen Gesichtspunkten eben 
nicht nur als Frauen­ sondern als 
Geschlechter­ und damit Gesell­
schaftsproblem bearbeitet. Die 
Marginalisierung dieser Erkennt­
nisse hat auch mit der Wertigkeit 
der Familien­ im Verhältnis zur 
Sozialpolitik zu tun. Korrespon­
dierend zur geschlechtshierar­
chisch organisierten Arbeitstei­
lung zwischen Familien­ und Er­
werbsarbeit wird Familienpolitik 
in der Arbeitsmarktgesellschaft 
allenfalls als „Anhängsel“ der 
Sozialpolitik behandelt und gilt 
– wie Hans Achinger dies treffend 
ausdrückte – als „unliebsame Stö­
rung der versicherungsmathe­
matischen Rechnung“ (Achinger 
1979, S. 28/29). Der angesichts 
der Orientierung am Generatio­
nenvertrag widersinnige Begriff 
der „versicherungsfremden Leis­
tungen“ in Bezug auf die Aner­
kennung von Erziehungszeiten im 
Rentenrecht, die angeblich dem 
Prinzip der Beitragsgerechtigkeit 
entgegenstehen, macht die gan­
ze Verkehrung der Verhältnisse 
deutlich. 
Dabei beruht die Funktionsfähig­
keit des bisherigen wie gegenwär­
tigen Sozialstaats zum größeren 

Teil auf der informellen, d.h. vor 
allem der familialen Wohlfahrts­
produktion (Kaufmann 1997,  
S. 44f und 99f). Denn die private 
Alltagsarbeit sowie die Erziehung 
und Pflege der Kinder und Alten, 
überhaupt jede Form sozialer Hil­
feleistung und gesellschaftlicher 
Solidarität bilden die eigentliche 
und unverzichtbare Grundlage 
und Voraussetzung unseres ge­
sellschaftlichen Reichtums. Dies 
genau wird immer wieder über­
sehen, im Rahmen von Sozialpo­
litik eigentlich nicht diskutiert, 
taucht allenfalls als Risiko oder 
Krisenszenario auf, wenn deutlich 
wird, dass es, wenn auch Frauen 
in individuelle Marktabhängig­
keit geraten, niemanden mehr 
gibt, der für diese keineswegs 
nur privat nützlichen, sondern 
dem Wohl aller dienenden Tätig­
keiten zur Verfügung steht. „Die 
Effektivität der Sozialpolitik“ – so 
weiter F.X. Kaufmann, „beruhte 
dabei in der Vergangenheit auf 
der Selbstverständlichkeit ei­
ner Familienverfassung, welche 
die Verpflichtung der Frauen zur 
unentgeltlichen Haushalts­ und 
Erziehungsleistung legitimierte“ 
(a.a.O., S. 45). Die gegenwärtige 
Krise des Sozialstaates und das 
Brüchigwerden des sozialstaatli­
chen Kompromisses zwingen uns 
dazu, die Leistungen der privaten 
Haushalte nicht nur aus ökono­
mischem oder sozialpolitischem 
Gründen, sondern mit Blick auf 
die Zukunftsfähigkeit unserer Ge­
sellschaft neu zu überdenken.
Um dies etwas näher zu erläu­
tern, will ich in meinem Beitrag 
zunächst zu klären versuchen, 
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welche Konzepte von Familien­
politik unsere gegenwärtige De­
batte bestimmen.
Zweitens möchte ich mit einem 
Blick über die Grenzen fragen, 
was wir von anderen Wohlfahrts­
politiken lernen können, worin 
möglicherweise die Probleme 
der Krise unseres Sozialstaats lie­
gen.
Und drittens soll mein Plädoyer 
für einen notwendigen Perspekti­
venwechsel in der Familien­ und 
Sozialpolitik mit dem Konzept der 
„Sorge für andere“ als unverzicht­
barer Quelle der Wohlfahrt und 
der Zukunftsfähigkeit unserer 
Gesellschaft begründet werden. 

Konzepte einer familien-
gerechten Politik – oder von 
welcher Familie reden wir? 

Wenn wir uns noch einmal kurz 
vergegenwärtigen, welche Mo­
delle bzw. Konzepte von Familie 
die Politik der Bundesrepublik 
in ihrer noch nicht gar so langen 
Geschichte die Familienpolitik 
bestimmt haben, so ist festzustel­
len, dass sie ganz offensichtlich 
den Anforderungen an eine mo­
derne und gerechte Gestaltung 
der Familienbeziehungen nicht 
genügt haben, geschweige denn 
den allgemeinen Strukturwan­
del, den in allen europäischen 
Ländern festgestellten Trend zur 
Vielfalt der Familien­ und Lebens­
formen („convergence to diversi­
ty“, vgl. Kaufmann et al. 2002), 
aufgefangen oder angemessen 
begleitet haben. Das beginnt mit 

der auch noch im Gleichberechti­
gungsgesetz von 1957 als Norm 
bestätigten Hausfrauenehe, sie 
sollte in den 1960er Jahren re­
pariert werden durch ein niemals 
realisierbares Dreiphasenmodell. 
Als mit der Familienrechtsreform 
1977 endlich die gleichberech­
tigte Ehe gesetzlich verankert 
wurde, wird die sog. Wahlfreiheit 
erfunden, die durch einzelne ge­
setzgeberische Schritte der An­
erkennung und Kompensation für 
die Familienarbeit (wie das Erzie­
hungsgeld und die geringfügige 
Anerkennung der Erziehungszei­
ten im Rentenrecht) abgestützt 
wird. Doch dieser erste Baustein 
für einen möglichen System­
wechsel – Stichwort „versiche­
rungsfremd“ – wird im allgemein 
politischen Klima der von Kanzler 
Kohl verkündeten „konservativen 
Wende“ am Beginn der 1980er 
Jahre gleich wieder konterkariert. 
Denn da wird in den Leitsätzen 
„Die sanfte Macht der Familie“, 
verabschiedet von der Christlich 
Demokratischen Arbeitnehmer­
schaft (CDA 1981), eine „Müt­
terlichkeit im neuen Gewand“ 
beschworen, die wie in früheren 
Jahrhunderten Emanzipations­ 
und Gleichberechtigungsbestre­
bungen als „Ichsucht“ denun­
ziert, ein gründliches und – wie 
die Spätfolgen heute zeigen – 
sträfliches Missverständnis. Denn 
spätestens in dieser Zeit setzen 
im europäischen Vergleich die 
Modernisierungsrückstände und 
Versäumnisse einer deutschen 
Familienpolitik ein, und es ver­
wundert nicht, dass Vorschläge 
etwa der GRÜNEN für Modelle 
„geteilter Elternschaft“ in der 
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gleichen Zeit keine Lobby finden, 
nicht durchzusetzen sind.
Mit der Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten 1989 treffen 
dann zwei völlig unterschiedli­
che Familienpolitiken und soziale 
Praktiken der Familien aufein­
ander: In Westdeutschland gilt 
– ideologisch, keineswegs real 
und materiell gesichert ­ nach wie 
vor das Familienernährermodell, 
es ist inzwischen allenfalls modi­
fiziert durch die Zuverdienerrolle 
der Frauen. In Ostdeutschland 
war der Doppelverdienerhaus­
halt die Norm, Betreuung und 
Erziehung der Kinder wurden 
durch vielfältige sozialpolitische 
Maßnahmen und eine kollektiv 
organisierte Erziehung in Krip­
pen, Kindergärten und Horten 
unterstützt. Die Kennzeichnung 
als „Muttipolitik“ deutet darauf 
hin, dass es sich auch bei dieser 
Familienpolitik keineswegs in 
erster Linie um befreiende Frau­
enpolitik handelte. Fest steht, 
dass die selbstverständliche Pra­
xis der Frauen und Mütter in der 
DDR, die im beschränkten Rah­
men selbständiger und ökono­
misch unabhängiger waren, nicht 
so einfach im Wege eines „Nor­
malisierungsprozesses“ an die 
westdeutschen Normen anzu­
gleichen war. Das zeigt die nach 
wie vor höhere Erwerbsquote von 
Müttern in Ostdeutschland trotz 
hoher Arbeitslosenquote und 
eine andere Kultur der Selbstver­
ständlichkeiten, nämlich Familie 
und Beruf vereinbaren zu können 
und zu wollen (zahlreiche Un­
tersuchungen, vgl. Ludwig et al. 
2002).

Wenn wir heute die aktuellen 
Programme der Parteien darauf­
hin befragen, welche familien­
politischen Ziele sie verfolgen, 
besser wohl, versprechen, so 
fällt zunächst einmal auf, dass 
sie alle die zentrale Bedeutung 
der Familie betonen und ihre be­
sondere Leistung für die Gesell­
schaft und neuerdings auch für 
die Wirtschaft anerkennen und 
würdigen (vgl. auch zum Folgen­
den F. Hengsbach / A. Zimnik in 
diesem Heft). Wenn wir wissen 
wollen, von welcher Form der 
Familie sie reden, so beziehen 
sich alle in ihren Formulierungen 
auf den auch in der Rechtspre­
chung inzwischen anerkannten 
erweiterten Begriff von Familie. 
„Familie ist überall da, wo Eltern 
für Kinder und Kinder für Eltern 
Verantwortung tragen“, so die 
CDU­Bundesgeschäftsstelle (Hg. 
2001). Die SPD sagt: „Für uns 
ist sie dort, wo Kinder sind, ob 
ehelich oder nicht ehelich, leib­
lich oder adoptiert, mit einem 
oder mehreren Elternteilen, mit 
Eltern nationaler oder internati­
onaler Herkunft, genauso wie die 
gleichgeschlechtliche Lebens­
partnerschaft mit Kindern“ (SPD­
Bundestagsfraktion, 2002). Bei 
den GRÜNEN liest man: „Familie 
ist, wo Kinder sind.“ Vorrang hat 
hier das Wohl der Kinder, des­
halb heißt es weiter: „Unsere Poli­
tik gilt allen Kindern, ganz egal in 
welchen Lebensgemeinschaften 
sie aufwachsen“ (Bündnis 90/Die 
Grünen 2002). Für die FDP ist „Fa­
milie … jede Verantwortungsge­
meinschaft mit Kindern“ (FDP im 
Deutschen Bundestag, Hg. o.J.), 
und die PDS schlägt vor: „Familie 
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ist da, wo Nähe ist“ (PDS­Bundes­
tagsfraktion 2002).
Doch hinter den ähnlichen For­
meln stehen sehr unterschied­
liche normative Konzepte: Für 
die CDU ist nach wie vor die Ehe 
die besonders gegenüber ande­
ren Lebensgemeinschaften zu 
schützende und zu privilegieren­
de Institution, deren Eigenstän­
digkeit gerade auch gegenüber 
gesellschaftlichen Übergriffen 
der Rechtsstaat zu garantieren 
hat. Es finden sich ferner vie­
le „gute Worte“, die eine starke 
Wertorientierung, jedoch nicht 
unbedingt eine am Grundge­
setz ausgerichtete Umsetzung 
der Rechte der einzelnen Fami­
lienmitglieder erkennen lassen. 
Mit einer aktiven Familienpolitik 
– wie immer sie konkret aussehen 
mag ­ will die Union „Anreize für 
eine höhere Geburtenrate schaf­
fen, um wieder demographische 
Stabilität in Deutschland herzu­
stellen“ – also auch hier sind ihre 
Funktionen eindeutig, nicht aber 
der Weg dahin. Ferner will sie die 
Erziehungskompetenz der Eltern 
stärken und „Wege aufzeigen, 
wie man eine Familie erfolgreich 
managen kann“ (CDU­Bundes­
geschäftsstelle Hg. 2002, zit. n. 
Hengsbach/Zimnik in diesem 
Heft).
Für die SPD ist die Familie – wenn 
man neben dem Programm ins­
besondere auch den von der Re­
gierung in Auftrag gegebenen 
Kosten­Nutzen­Rechnungen ihrer 
Ratgeber folgt – vor allem auch 
eine demographische und sozio­
ökonomische Ressource, die Wirt­
schaftswachstum, Arbeitsproduk­

tivität und die Finanzierbarkeit 
der sozialen Sicherungssysteme 
zu sichern vermag. Also hier ist 
eindeutig, abgesehen von der To­
leranz gegenüber den verschie­
densten Lebensformen, gegen­
wärtig eine Fokussierung auf den 
ökonomischen Aspekt zu erken­
nen, die zugleich eine Leerstelle 
offen lässt. Die Zukunftsfähigkeit 
der Gesellschaft, die Förderung, 
Erziehung und Bildung der Kinder 
ist ein hoher Wert, die Sicherung 
der Wohlfahrt im Alter und eine 
funktionierende Arbeitsmarktpo­
litik sind notwendige und legitime 
Zielsetzungen staatlicher Politik, 
gleichwohl bleibt der normative 
Rahmen merkwürdig blass. 
Ebenso wie die genuin sozialde­
mokratische Leitlinie sozialer Ge­
rechtigkeit im Kontext von Markt 
und Wirtschaft immer weniger ex­
plizit auftaucht, ist im Hinblick auf 
Familie von der Emanzipation und 
Gleichstellung der Frauen schon 
gar nicht mehr die Rede. Die Ver­
wirklichung der Gleichberechti­
gung durch Erwerbstätigkeit war 
und ist sozialdemokratisches Cre­
do, doch wie die viel beschworene 
„Vereinbarkeit“ familienpolitisch 
zu lösen ist, wird wiederum nur 
funktional als „Betreuungsprob­
lem“ und erst neuerdings auch als 
Bildungsaufgabe der Kinder, ins­
besondere auch der Kleinkinder, 
diskutiert. 
Hier liegt ein entscheidender Un­
terschied zur Sozialdemokratie 
in Schweden, die seit den 1960er 
Jahren – übrigens gemeinsam 
mit Frauenpolitikerinnen und Fe­
ministinnen – Familienpolitik aus­
drücklich und vorrangig als Um­
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setzung des Gleichheitsprinzips 
insbesondere auch im Blick auf 
die Kinder verstand (Kolbe 2002). 
Die hier bezeichnete Leerstelle 
ist meines Erachtens der Grund 
dafür, dass Familienpolitik im All­
tagsverständnis vorrangig als Ter­
rain der Konservativen gilt.
Zumindest die Programmatik 
der GRÜNEN sollte nicht unter­
schlagen werden, sie fordern die 
Ausrichtung der Familienpolitik 
als demokratisches Projekt, das 
vor allem anderen die Rechte 
der Kinder als Staatsbürger ver­
wirklichen und eben auch Ge­
schlechterdemokratie als Leit­
bild für Familie und Gesellschaft 
einlösen will. Die Frage ist, wie 
dieser Ansatz politikmächtig 
werden kann. 
In der gegenwärtigen Situation 
ist Klarheit erforderlich, etwa in 
der Beantwortung der Frage was 
es heißt, wenn die Familie – wie 
seit der Weimarer Verfassung 
formuliert und im Grundgesetz 
garantiert – als „primärer Ort“ der 
Erziehung bezeichnet wird, ge­
rade weil das Beharren auf dem 
„Primat“ der Elternrechte und 
–pflichten zu sehr dem traditio­
nell bürgerlichen Familienideal 
verhaftet bleibt und die Zwänge, 
Not und Enge familiärer Wirklich­
keiten nicht hinreichend berück­
sichtigt. Angesichts vieler Flos­
keln und einer nun schon traditi­
onellen Familienrhetorik sind in 
der politischen Beratung und De­
batte daher klare Worte und re­
alistische Positionen die Voraus­
setzung für eine Reform, in der 
Familienpolitik nicht weiter als 
„Stiefkind“ der Sozialpolitik gilt, 

vielmehr gleichgewichtig und of­
fen für veränderte Lebensweisen 
und Familienformen an dem Ziel 
universeller Bürgerrechte ausge­
richtet bleibt (Marshall 1992) und 
damit als wichtiger Teil der Zivil­
gesellschaft an ihren Standards 
für Gerechtigkeit teilhat. 

Wohlfahrtsregime und  
das Verhältnis von Staat, 
Markt und Familie: der Blick 
über die Grenzen

Die Besonderheiten und die 
gegenwärtig auch besonderen 
Probleme des deutschen Sozial­
staats liegen in seiner historisch 
gewachsenen Struktur und Sys­
tematik begründet. Sozialpolitik 
und soziale Sicherheit sind vom 
Arbeitsmarkt her und auf Voll­
beschäftigung und sog. Normal­
arbeitsverhältnisse hin gestaltet. 
Das einst vorbildliche Modell 
Bismarck’scher Prägung, das die 
Risiken der industriekapitalisti­
schen Entwicklung als Arbeiter­
frage beantwortete, wird daher 
auch als „erwerbsarbeitszen­
trierter Sozialversicherungsstaat“ 
charakterisiert, der zunehmend 
mit Finanzierungsproblemen wie  
auch Gerechtigkeitsdefiziten zu 
kämpfen hat. Angesichts der 
Krise der Normalarbeit in Form 
von Massenarbeitslosigkeit und 
zunehmend prekären Arbeitsver­
hältnissen erweist er sich auch als 
unsolidarisch und undemokra­
tisch, da er die Leistungen derer, 
die Kinder erziehen und damit 
den Generationenvertrag erst er­
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möglichen, nicht hinreichend be­
rücksichtigt und kompensiert. 
In der international vergleichen­
den Sozialpolitikforschung gilt 
der deutsche Sozialstaat als Mus­
terbeispiel eines konservativen 
Wohlfahrtsregimes. Der Begriff 
„Wohlfahrtsregime“ – im Deut­
schen vielleicht weniger anstößig 
auch als „Wohlfahrtskultur“ be­
zeichnet – ist eingeführt worden, 
um unterschiedliche Wohlfahrts­
politiken zu kennzeichnen. „Re­
gime“ meint hier, dass neben der 
für den jeweiligen Sozial­ oder 
Wohlfahrtsstaat maßgeblichen 
Beziehung zwischen Staat und 
Wirtschaft oder eben Arbeits­
markt­ und Wirtschaftspolitik ein 
ganzer Komplex von rechtlichen, 
institutionellen und auch kultu­
rellen Faktoren zu berücksichti­
gen ist und den Wohlfahrtstyp 
bestimmt. Insbesondere die Ar­
beiten von Gösta Esping­Ander­
sen (Esping­Andersen 1990a; 
1996) bieten in dieser Hinsicht 
einen konzeptionellen Rahmen 
an, in dem verschiedene Regime, 
Entwicklungspfade bzw. nationa­
le Modelle der Sozialstaatlichkeit 
verglichen werden können. Da er 
zur Erklärung der unterschied­
lichen Wohlfahrtskulturen das 
spezifische Verhältnis von Staat, 
Markt und Familie ins Zentrum 
der Analyse stellt, nimmt dieser 
Ansatz den immer wieder ange­
mahnten Paradigmenwechsel vor, 
scheint er auch offen zu sein für 
die Familien­ und Geschlechter­
problematik. Dennoch hat eine 
inzwischen umfangreiche feminis­
tische Sozialpolitikforschung die 
Blindstellen auch dieses Ansatzes 

herausgearbeitet und darauf hin­
gewiesen, dass auch bei diesem 
Autor die Rolle der Familie theo­
retisch unklar bleibt (Sainsbury 
1999; Gerhard 1996). Zur Kenn­
zeichnung der verschiedenen Ty­
pen wohlfahrtsstaatlicher Siche­
rung führt Esping­Andersen den 
Begriff der „De-kommodifizie­
rung“ ein, der die Abhängigkeit 
bzw. Unabhängigkeit des oder 
der Einzelnen vom Arbeitsmarkt 
beschreibt. Danach bemisst sich 
der Grad der Wohlfahrtsstaat­
lichkeit daran, inwieweit soziale 
Rechte als Bürgerrechte universal 
und unabhängig vom Status des 
oder der Einzelnen auf dem Ar­
beitsmarkt garantiert sind. Dass 
Frauen mit Kindern oder Familie 
aber aus anderen Gründen als 
Männer nicht erwerbstätig sind, in 
der Regel, weil ihre persönlichen 
Dienstleistungen in der Familie 
ihre Marktfähigkeit erschweren, 
wird auch in diesem theoreti­
schen Modell ignoriert, weil von 
der Freiheit und Gleichheit der 
erwachsenen Arbeitnehmer aus­
gegangen wird. Es ist eben eine 
skandinavische Perspektive, in 
der seit den 1970er Jahren ne­
ben aktiver Arbeitsmarktpolitik, 
der Expansion des staatlichen 
Dienstleistungssektors auch die 
Gleichberechtigung der Ge­
schlechter die Zielsetzung der 
Sozialpolitik bestimmte. Nach 
dieser Klassifizierung unterschei­
det Esping­Andersen drei Typen 
von Wohlfahrtsregimen: 
– Die „liberalen“ Wohlfahrts­

regime, in denen allein die 
Vermarktung der eigenen 
Arbeitskraft über Wohl und 
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Wehe bestimmt. Lohner­
satz­ und soziale Unterstüt­
zungsleistungen sind niedrig, 
stigmatisierend und streng 
bedarfsorientiert. Zugleich 
unterstützt der Staat die Frei­
heit des Marktes und setzt 
auf Eigenleistung und private 
Versicherungen. Beispielhaft 
für dieses Regime sind die 
USA, Kanada und Australien, 
seit der Thatcher­Regierung 
in den 1980er Jahren zuneh­
mend auch Großbritannien.

– Das konservativ­korporatis­
tische Modell, das den Maß­
stab sozialer Sicherheit nach 
dem Erfolg auf dem Arbeits­
markt und damit erworbenen 
Berechtigungen differenziert. 
Verhältnismäßig gut abge­
sichert ist die „Klasse“ der 
kontinuierlich Beschäftigten. 
Im Übrigen dominieren tra­
ditionelle Werte in Bezug auf 
die Familie und ein starkes 
Familienernährermodell, das 
die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung befestigt, das 
sozialpolitische Arrangement. 
Als typischer Vertreter dieser 
Form der Sozialstaatlichkeit 
gelten Deutschland, Öster­
reich und Italien. Frankreich 
passt aus der Geschlechter­
perspektive und mit Blick auf 
seine explizite Familienpolitik 
nicht in dieses Schema (vgl. 
Veil 2003).

– Die so genannten sozialde­
mokratischen Wohlfahrtsre­
gime, die soziale Ansprüche 
als universale Rechte behan­
deln und an den Staatsbür­
gerstatus knüpfen, wobei 

Bürgerrechte für Männer und 
Frauen und ebenso auch für 
Kinder gelten. Das heißt die 
Eheschließung oder das Fa­
milienrecht beeinflussen den 
individuellen Rechtsstatus 
nicht, aber auch Kinder haben 
ein eigenständiges Recht auf 
Erziehung und Bildung. Der 
Standard sozialer Sicherung 
ist hoch und wird über Steu­
ern finanziert. Prototypen sind 
die skandinavischen Staa­
ten, vor allem Schweden und  
Dänemark (Esping­Andersen 
1990b, S. 26f).

Ein Vergleich, der die Geschlech­
terverhältnisse und die Bedeu­
tung von Betreuungs­ und Für­
sorgeaufgaben berücksichtigt, 
ergibt noch einmal ein anderes 
Gruppenbild als die hier skizzier­
te Klassifizierung in drei Welten 
des Wohlfahrtskapitalismus (Ost­
ner 1995). Doch in allen Verglei­
chen, welchen Analyseansatz wir 
auch wählen, ist immer der west­
deutsche Sozialstaat, der jetzt 
auch die Normen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen für Ost­
deutschland vorgibt, im Hinblick 
auf die Stellung der Frauen, ins­
besondere Mütter, ein defizitäres 
und nicht zuletzt ungerechtes 
Modell. 
Nun gibt allerdings auch die 
Agenda der Europäischen Union 
zu einer europäischen Beschäfti­
gungspolitik zu denken, die den 
Erwerbsstatus aller erwachsenen 
Arbeitnehmer und Arbeitneh­
merinnen und damit eine indivi­
dualisierte Erwerbsgesellschaft 
voraussetzt. Denn es ist keines­
wegs wünschenswert, dass alle 

Welchen  
Analyseansatz wir auch 
wählen, immer ist der 
westdeutsche  
Sozialstaat … im  
Hinblick auf die  
Stellung der Frauen, 
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ein defizitäres und 
nicht zuletzt  
ungerechtes Modell.
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nützlichen und notwendigen Tä­
tigkeiten unter die Gesetze der 
Marktökonomie gestellt werden. 
Doch es wird notwendig sein, Er­
ziehung, Bildung und Betreuung 
derer, die Schutz und Hilfe bedür­
fen, als gemeinsame politische 
Angelegenheit zu behandeln und 
gleichzeitig Betreuungskulturen 
als die notwendige andere Sei­
te der Wohlfahrtsproduktion zu 
entwickeln und zu fördern. Diese 
Betreuungskulturen aber müssen 
demokratisch, das heißt nicht nur 
zu Lasten des einen Geschlechts, 
sondern zugunsten beider und 
zum Wohl der Kinder organisiert 
sein. 
Ein anderes Beispiel für den kon­
servativen Charakter des Sozi­
almodells Deutschland, dessen 
historische Verankerung die so­
zialpolitische Gesamtkonstella­
tion einer vor allem am Arbeits­
markt orientierten Sozialpolitik 
kennzeichnet, ist die Halbtags­
schule. Sie ist – abgesehen von 
Österreich und der Schweiz – ein 
„Sonderfall“ in Europa (Gott­
schall/Hagemann 2002, auch 
zum Folgenden). Wie eng die 
Halbtagsschule mit den Struk­
turmerkmalen des deutschen 
Sozialstaats und mit einer ge­
schlechtsspezifischen und selbst- 
verständlichen Familienordnung 
verknüpft ist, machen Karin Gott­
schall und Karin Hagemann an­
hand von vier Kriterien deutlich: 
– Den politisch getrennten Zu­

ständigkeiten für Kinderbe­
treuung und Bildung. Anders 
als im übrigen Europa trat die 
reine Unterrichtsschule nur 
als Vormittagsschule – für die 

Arbeiterkinder und die Kinder 
der bürgerlichen Schichten 
mit unterschiedlichen Begrün­
dungen – am Beginn des 20. 
Jahrhunderts an die Stelle der 
im 19. Jahrhundert ganztägi­
gen Volksschule. Auch zahl­
reiche Reformbemühungen 
z.B. in der Weimarer Republik 
konnten hieran nichts ändern. 

– Mit der Dreigliederigkeit der 
allgemein bildenden Schulen, 
den Volkschulen, Gymnasi­
en und der Etablierung einer 
dualen Facharbeiter­ und Be­
rufsschulbildung wurde zu­ 
gleich ein sozial geschichtetes 
Berechtigungssystem etab­
liert und der Zugang zum Ar­
beitsmarkt zumindest für die 
männlichen Jugendlichen ge­
ordnet. Mädchen und Frauen 
waren hingegen in jeder Hin­
sicht von diesen Ausbildungs­
möglichkeiten bis weit ins 20. 
Jahrhundert hinein ausge­
schlossen, da auch die wei­
terführenden Schulen und die 
typischen Frauenberufe eher 
auf die Familienaufgaben vor­
bereiten sollten.

– Der Vorrang der Familie bei 
der Erziehungsarbeit: Die 
Halbtagsschule hatte Auswir­
kungen nicht nur auf dem Ar­
beitsmarkt, sondern auch für 
den Familienalltag. Die fehlen­
de Schulverpflegung, der all­
tägliche Mittagstisch daheim, 
aber auch die Einbindung 
der Mütter in die Begleitung 
der Hausaufgaben und die 
Organisation der ergänzen­
den musischen, sportlichen 
Erziehung und gesellschaftli­

Ein Beispiel für den 
konservativen  
Charakter des  
Sozialmodells  
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chen Kontakte setzt eine nicht 
erwerbstätige Hausfrau und 
Mutter voraus.

– Schließlich, die nur halbherzi­
ge Verberuflichung der Erzie­
hungsarbeit und der frühkind­
lichen Bildung, die keine ein­
heitlichen Qualitätsstandards 
für die Arbeit mit Kindern 
im Vorschulalter kennt, führt 
nicht nur zu unangemessenen 
Statusdifferenzen unter Erzie­
hern und Erzieherinnen sowie  
Lehrern und Lehrerinnen der 
verschiedenen Stufen, son­
dern stützt auch die Trennung 
von Bildung und Betreuung in 
unterschiedlichen politischen 
Ressortzuständigkeiten, die 
bis heute notwendige Refor­
men behindern. 

Nur mit Hilfe eines breiten gesell­
schaftlichen Konsenses, in dem 
Eltern, Erzieher und Erzieherin­
nen, aber auch die politisch Ver­
antwortlichen mitwirken, wird es 
möglich sein, sich über neue Bil­
dungskonzepte zu verständigen, 
die gegenwärtigen Anforderun­
gen genügen und doch Bildung 
nicht nur auf marktgängiges Wis­
sen beschränken, sondern zu so­
zialem und demokratischem Han­
deln und also auch zur „Sorge für 
andere“ zu befähigen. 

Sorge für andere  
als Tätigkeit für die Welt

Eine Denkweise in der Sozialpo­
litik, die neben Staat und Wirt­
schaft (oder Markt) die Familie 
als zentrales Verbindungsstück 

in die Analyse einführt, ist bereits 
ein Perspektivenwechsel, weil 
gefragt wird, in welcher Weise 
die Erziehungs­ und Betreuungs­
arbeit, überhaupt die Sorge für 
andere, als materielle und kultu­
relle Wohlfahrtsproduktion sozi­
alpolitisch eine Rolle spielt und 
zum Maßstab für Wohlfahrt, ge­
lingende Sozialstaatlichkeit wird. 
Die Frauen­ und Geschlechter­
forschung, die in der Analyse der 
geschlechtsspezifischen Arbeits­
teilung eine wesentliche Ursache 
für das Scheitern der Gleichbe­
rechtigung erkannt und immer 
wieder die Engführung des Ar­
beitsbegriffs auf die bezahlte 
Lohnarbeit kritisiert hat, konnte 
an die international vergleichen­
de Sozialpolitikforschung an­
knüpfen, die sich für das spezifi­
sche Verhältnis von Staat, Markt 
und Familie interessiert. Sie hat 
in zahlreichen Forschungen und 
feministischen Interventionen 
Fürsorge und Pflege als alltägli­
che soziale Praxis von Frauen in 
Familie und Beruf ins Zentrum 
der Analyse gestellt und gerade 
in Anbetracht der zunehmenden 
Nachfrage nach persönlichen 
Dienstleistungen und angesichts 
des so genannten Pflegedefi­
zits herausgearbeitet, wie un­
verzichtbar die Erziehungs­ und 
Betreuungsarbeit, überhaupt die 
Sorge für andere, als materielle 
und kulturelle Wohlfahrtsproduk­
tion ist (Lewis 2003; Ungerson 
1990; Leira/Saracino 2002).
Der hierbei im Englischen ver­
wendete Begriff „care“ zur Be­
zeichnung aller Haushalts­, Er­
ziehungs- und Pflegetätigkeiten 
ist schwer ins Deutsche zu über­

Nur mit Hilfe eines 
breiten gesellschaftli-
chen Konsenses wird es 
möglich sein, sich über 
neue Bildungskonzepte 
zu verständigen, die 
gegenwärtigen  
Anforderungen 
genügen und doch 
Bildung nicht nur auf 
marktgängiges Wissen 
beschränken, sondern 
zu sozialem und  
demokratischem  
Handeln befähigen. 
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tragen, weil Übersetzungen wie 
„Sorge“, „Fürsorge“, „Pflege“ 
oder „sich kümmern um“ nur Teil­
aspekte treffen. Als Stichwort für 
alle fürsorglichen Tätigkeiten ist 
der Terminus dennoch den an­
fänglich in der Frauenforschung 
verwendeten Begrifflichkeiten 
wie Reproduktionsarbeit, bzw. 
Haus­ oder Beziehungsarbeit 
vorzuziehen. Denn „care“ bezieht 
auch die auf dem Arbeitsmarkt 
– in der Regel zu gering – bezahl­
ten fürsorglichen und pflegen­
den Tätigkeiten mit ein und um­
fasst sowohl informelle, familiale 
persönliche Dienste als auch im 
wesentlichen von Frauen ausge­
übte Berufstätigkeiten im Bereich 
der Sozialarbeit und des Gesund­
heitswesens. 
Das Konzept löst sich außerdem 
von der Aufteilung in öffentli­
che und private Zuständigkeiten 
und Verantwortlichkeiten und 
von geschlechtsspezifischen Zu­
schreibungen. Das heißt auch 
Männer, die Sorge für andere 
tragen oder die betreut oder ge­
pflegt werden, sind inbegriffen. 
Im skandinavischen Kontext ist in 
den sozialwissenschaftlichen wie 
sozialpolitischen Diskursen über 
Fürsorgearbeit die besondere 
Verantwortung der Pflegenden 
als „Fürsorgerationalität“ be­
schrieben und damit eine neue 
moralische Ökonomie im Ge­
gensatz zu der an Effizienz und 
Wirtschaftlichkeit ausgerichteten 
Rationalität als leitendes Prinzip 
der Pflegepraxis begründet wor­
den (Waerness 2000). Schließlich 
können sich diese Überlegun­
gen auf eine in der feministi­
schen Theorie entwickelte „Ethik 

der Fürsorglichkeit“ (Gilligan 
1984) stützen, die gerade auch 
für Frauen nicht Selbstlosigkeit 
oder Selbstaufopferung bedeu­
tet, sondern von einem Konzept 
der Autonomie ausgeht. Danach 
ist das Individuum nicht als iso­
liertes Einzelwesen zu denken, 
das lediglich eigene Interessen 
verfolgt, sondern in fürsorgliche 
Beziehungen und Verantwortung 
für andere eingebunden bleibt. 
Joan Tronto knüpft hier an und 
entwickelt ein Konzept von „De­
mokratie als fürsorglicher Praxis“, 
weil demokratische Praxis der 
Fürsorge als politischem Korrek­
tiv für Verletzlichkeiten, Abhän­
gigkeitsbeziehungen und soziale 
Ungleichheiten bedarf (Toronto 
2000; vgl. Sevenhuijsen 1998).
Was wir aus dieser Debatte ler­
nen können, wäre die Idee, das 
Prinzip gesellschaftlicher Solida­
rität auf der Basis der Erfahrun­
gen von Frauen und derer, die 
in der Familie und fürsorglichen 
Beziehungen tätig sind, stark zu 
machen und die soziale Praxis 
der Anteilnahme in die Aushand­
lung sozialer Gerechtigkeit und 
damit in die Sozialpolitik einzu­
bringen. Denn entscheidend ist 
unser Menschenbild und die Vor­
stellung, wie wir die Beziehungen 
zwischen Individuum und Ge­
sellschaft gestalten wollen. Wir 
sind auch als autonome Subjekte 
soziale Wesen, d.h. aufeinander 
angewiesen und erfreuen uns an­
ders als alle anderen Lebewesen 
der Fähigkeit zu gegenseitiger 
Anerkennung und Rücksichtnah­
me. Die Sorge für andere zum 
Maßstab für Wohlfahrt, für So­
zialstaatlichkeit zu machen aber 
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meint mehr als rhetorische oder 
symbolische Anerkennung. Sie 
muss auch die Kriterien für die 
gerechte Verteilung von Arbeit 
wie des gesellschaftlichen Reich­
tums mit einbeziehen. Eine Kultur 
und Politik der Fürsorge, die die 
Sorge für andere in der Kinder­
erziehung, im Betreuungs­ und 
Pflegebereich als Tätigsein für 
die Belange des Gemeinwesens 
versteht, ist „Tätigkeit für die 
Welt“ im Sinne Hannah Arendts. 
Gleich in welcher Rolle die ein­
zelnen, Frauen und Männer, han­
deln, im privaten Raum oder in 
der Öffentlichkeit von Amt und 
Beruf, „in der Erziehung“, so 
Arendt weiter, „übernehmen sie 
(Eltern, Erzieher und Lehrer) die 
Verantwortung für beides, für Le­
ben und Werden des Kindes wie 
für den Fortbestand der Welt“ 
(Arendt 1994; vgl. auch E. Seng­
haas­Knobloch 2001).
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